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EINLEITUNG. 

Am 1. Januar 1891 ist als letztes in der Reihe der deutschen 
Arbeiterversicherungsgesetze das Reichsgesetz, betreffend die 
Invaliditäts- und Altersversicherung vom 22. Juni 1889 in 
Krafs getreten. 

Eine gesetzlich geregelte Fürsorge für die Arbeiter in den 
Tagen der Erwerbsunfähigkeit und des Alters im Wege der 
Versicherung war etwas völlig Neues; im Deutschen Reich 
bestanden keinerlei derartige Einrichtungen, auch im Ausland 
gab es dafür kein Vorbild. Es war daher trotz aller mathe- 
matischen Berechnungen und statistischen Erhebungen, deren 
Grründlichkeit und Zuverlässigkeit allerdings durch die Erfahr- 
ungen der Folgezeit erst ins rechte Licht gerückt wurde, 
immerhin ein «Sprung ins Dunkle», den die Gesetzgebung des 
Deutschen Reichs mit dem Erlass dieses Gesetzes gemacht hatte. 

Die Neuheit der Sache, der Mangel jeglicher praktischer 
Erfahrung lässt es auch begreifen, dass die Zustimmung der 
gesetzgebenden Faktoren weniger auf einer Übereinstimmung 
in den einzelnen Punkten als vielmehr auf einer grundsätz- 
lichen Gutheissung der geplanten Regelung beruhte, und dass 
im Einzelnen in und ausserhalb der Volksvertretung die wider- 
streitendsten und verschiedenartigsten Ansichten und Wünsche 
sich Gehör zu verschaffen suchten. Kein Wunder auch, dass 
daher von Anfang an das Gesetz Gegenstand einer sehr ver- 
schiedenen und oft recht abfälligen Beurteilung war und dass 
mit grosser Heftigkeit nach der einen und anderen Richtung 
eine Änderung der gesetzlichen Bestimmungen verlangt wurde. 

Da wäre es nun aber allerdings, wie von massgebender 
Seite wiederholt betont wurde, ein nicht minder gewagter 
Sprung ins Dunkle gewesen, wenn man schon in jenen Tagen, 
da es noch ganz und gar an ausreichenden Erfahrungen über 
den Gesetzesvollzug fehlte, an eine tiefer gehende Revision 
des Gesetzes herangegangen wäre. 

Die seitherige Entwicklung bat die damals seitens der 
leitenden Kreise beobachtete Zurückhaltung gegenüber den ver- 
schiedenartigen Revisionsbegehren in vielfacher Beziehung ge- 
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rechtfertigt: gar manche Forderung, die anfänglich stürmisch 
sich Geltung zu verschaffen suchte, findet heute- nur mehr 
schwache Vertretung. Es konnte tlberhaupt niclif 'übersehen 
werden, wie in jenen ersten Jahren die meisten Ahändefungs- 
vorschläge in einseitiger Weise eine Entlastung der Arbeit- 
geber anstrebten. Verhältnismässig still dagegen waren jene 
Stimmen, die für die wirklichen Invaliden der AiA)eit ein 
grösseres Mass von Fürsorge verlangten; solche Forderungen 
stehen aber jetzt im Vordergrund. 

Bezeichnenderweise ging der grQsste Teil der Angriffe auf 
das Gesetz nicht von den Betrieben aus, die ami meisten belastet 
wurden; so berichtete das Vorstandsmitglied der oberbayerischen 
Versicherungsanstalt, Fabrikant Steinmetz, auf der am 30. Sep- 
tember und 1. Oktober 1896 in Cassel abgehaltenen Konferenz der 
Vorstände von Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalten, 
dass er im Auftrag des bayerischen Staatsministeriums des 
Innern Fühlung mit ungefähr .500 Fabrikanten und Landwirten 
genommen habe; er habe 300 Antworten erhalten, und da sei 
es eigentümlich, dass alle grossen Fabrikanten, grossen Land* 
wirteu. s. f., die 100, 200 Leute beschäftigen, dasGesetz für eine 
«Wohlthat» und sich «damit zufrieden» erklärt haben ; nur ganz 
kleine Leute haben lange Ausstellungen gemacht. Die Haupt- 
gegner entstanden dem Gesetz in Kreisen des gewerblichen Klein- 
betriebs und vornehmlich in den Kreisen der Landwirtschaft. Die 
Meinungen sind geteilt darüber, ob es notwendig war, den Ver- 
sicherungszwang auf die landwirtschaftlichen Arbeiter auszu- 
dehnen. Nachdem aber die Landwirtschaft nun einmal in das 
Gesetz einbezogen ist, kann hierin — wie erst noch in der 
vorigen Tagung des Reichstags gefordert wurde — nichts mehr 
rückgängig gemacht werden. 

Gerade diese Landbevölkerung aber überbot alle übrigen 
Erwerbsstände in der habgierigen Jagd nach den Vorteilen, 
die das von ihr so grimmig bekämpfte Gesetz darbot, und so 
widerwillig, so unpünktlich und ungenügend sie die durchs 
Gesetz auferlegten Pflichten erfüllte, so wenig wählerisch und 
gewissenhaft war sie in der Wahl der Mittel, wenn es galt, sich 
eine Rente zu holen. 

Es muss darauf verzichtet werden, die vielgestaltigen An- 
griffe auf das «Klebegesetz» auch dort zu verfolgen, wo sich 
der politische Parteikampf des Streits bemächtigt hatte, umso- 
tnehr als in Wahrheit vielfach nicht das Kleben, sondern das 
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Zahlen lästig empfunden wurde. Und nach der Richtung kann 
auch ohne Weiteres zugegeben werden, dass die durch die 
gesamte Versicherungsgesetzgebung dem Volk aufgebürdeten 
Lasten recht erhebliche sind, jedenfalls derart, dass auf ihre 
Deckung im Wege der direkten Besteuerung nie zu hoffen 
gewesen wäre.* 

Einstweilen ist eine Reihe von Jahren ins Land gegangen, 
die Einzelheiten des Gesetzes haben sich mehr und mehr ein- 
gebürgert, die Erkenntnis, dass das Gesetz in Bezug auf die 
Arbeiterbevölkerung in hohem Grade wohlthätig und menschen- 
freundlich wirkt, ist in weite Kreise gedrungen; nicht wenig 
mögen hiezu die an fast dreiviertel Millionen Versicherte 
bewilligten Renten und die in jährlicher Höhe von ungefähr 
50 Millionen Mark und im Gesamtbetrag von rund 300 Millionen 
Mark unter die Bedürftigen der Arbeiterbevölkerung hinaus- 
gezahlten Gelder beigetragen haben. ^ 

Inzwischen ermöglichte es auch der Gesetzesvollzug, sichere 
Erfahrungen zu sammeln, und auf Grund dieser Erfahrungen 
trat das Reichsamt des Innern in den letzten Jahren an die 
Revision des Gesetzes heran. 

Ein erster Entwurf wurde 1895 den beteiligten Zentral» 
behörden und Versicherungsanstalten vertraulicherweise zur 
Begutachtung mitgeteilt; ein neuer, zweiter Entwurf ging im 
Herbst 1896 zur Beschlussfassung an den Bundesrat^ und wurde 
— als dritter Entwurf — im Januar 1897 im Auftrag des 
Bundesrats dem Reichstag zur gesetzmässigen Behandlung über- 
wiesen*; — der letztere ist indessen nicht Gesetz geworden, 
vielmehr hat, nachdem ein Wechsel in der Besetzung des 
Postens eines Staatssekretärs im Reichamt des Innern vor sich 
gegangen war, der neue Staatssekretär stillschweigend die 
Ausarbeitung eines vierten Entwurfs in angriff genommen, der 



1 In den ersten 7 Jahren, 1891—1897, betrug der Erlös aus Beiträgen ins* 
gesammt 651 585 049,75 M. (Nach den in den Amtlichen Nachrichten des 
Reichsversicherungsarats veröfiFentlichen jährlichen Geschäftsergebnissen.) 

2 Bis zum 1. Januar 1899 waren an insgesamt 719204 Personen 381275 
Invaliden- und 337 929 Alters-Renten bewilligt worden; im Genüsse einer 
Rente standen damals 468328 Personen, und zwar 264899 im Genüsse von 
Invaliden- und 201 329 von Alters-Renten. (Nach den dem Reichstag vorge- 
legten .Geschäftsergebnissen von 1898.) 

3 Bundesratdrucksache Nr. 102 von Session 1896. 

* Reichstagdrucksache Nr. 696, 9. Legislaturperiode, 4. Session, 1895/97. 
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im Oktober 1898 dem Bundesrat vorgelegt wurde^ und in 
diesen Tagen — Januar 1899 — dem Reichstag zugegangen 
ist.^ Im Gregensatz zu seinen Vorgängern war über diesen 
Entwurf bis zur Vorlage an den Reichstag zur Verhütung öflfent- 
licher Kritik ein mehr oder weniger dichter Schleier des Ge- 
heimnisses gebreitet gewesen. 

Es dürfte angesichts der bevorstehenden gesetzlichen Neu- 
regelung der Materie nicht ohne Interesse sein^ die in grosser 
Mannigfaltigkeit bisher zu tage getretenen amtlichen und 
nichtamtlichen Revisionsvorschläge zusammenzustellen. Hiebei 
wird es sich empfehlen, zunächjst die Wege zu verfolgen^ auf 
denen bisher regierungsseitig eine Revision des Q-esetzes an- 
gestrebt wurde, und im Zusammenhalt hiemit und im An- 
schluss daran die Vorschläge und ForderuDgen einer Betrach- 
tung zu unterziehen, die in den bisherigen Revisionsentwürfen 
eine Beachtung nicht gefunden hatten und auch in dem gegen- 
wärtig der Beschlussfassung des Reichstags unterbreiteten Ent- 
wurf eine Berücksichtigung nicht finden sollen. 

Die Darstellung zerfällt hienach in zwei Teile, deren erster 
die Abänderungsvorschläge der vier Entwürfe und deren zweiter 
die in denselben nicht berücksichtigten anderweitigen Forde- 
rungen auf Revision des Gesetzes zum Gegenstand hat. 



ERSTER TEIL. 

Die in den vier Entwürfen vorgesehenen Abänderungen 
des «Invaliden Versicherungsgesetzes» (wie es nunmehr seit dem 
dritten Entwurf amtlich bezeichnet wird) betreßten in jedem 
Entwurf im Wesentlichen die gleichen Materien^; es wird daher 
zweckmässig eine Darstellung dieser Abänderungen von den 
einzelnen in frage kommenden Materien ausgehen und bei 
jeder Bestimmung die Stellungnahme der einzelnen Entwürfe 
zu derselben kennzeichnen. 

Um jedoch die Vorschläge des vierten Entwurfs ins rechte 
Licht zu rücken, sollen vorweg die Abänderungsvorschläge 
der drei ersten Entwürfe besprochen werden. Eine solche 



^ Bundesratdrucksache Nr. 123 von Session 1898. 

ß Reichstagdrucksache Nr 93, 10. Legislatur-Periode, 1. Session 1898/99. 
7 Von der Frage der Schaffung lokaler Rentenstellen abgesehen, die erst 
im 4. Entwurf ins äuge gefasst ist. 
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Oegenüberstellung erscheint auch um deswillen nicht ohne Be- 
rechtigung, da verkündet worden war, es habe die Auffassung 
und Stellung der massgebenden Faktoren gegenüber einzelnen 
Revisionspunkten gerade in der Zeit zwischen dem dritten und 
vierten Entwurf einen Wechsel erfahren. 

Die Abänderungsvorschläge der ersten drei Entwürfe. 

Unberührt von der Revision bleiben von den 162 Para- 
graphen des Gesetzes nach dem ersten Entwurf 60, nach dem 
dritten nur 27 Paragraphen. Indessen erfolgt ein grosser Teil 
der Änderungen lediglich aus redaktionellen G-ründen oder einer 
besseren systematischen Einteilung zu liebe; ein kleinerer 
Bruchteil gesetzlicher Bestimmungen soll ersetzt werden, um 
hervorgetretene Zweifel und Mängel zu heben. Prinzipielle 
Bedeutung beanspruchen nur die vorgeschlagenen Bestimmungen, 
die eine andere Verteilung der Rentenlast und eine andere 
Berechnung der Renten herbeiführen wollen, sowie die Be- 
stimmungen, die eine Erweiterung des staatlichen Aufsichts- 
rechts bezwecken, wenn auch die amtliche Begründung tiber 
die prinzipielle Bedeutung der das Aufsichtsrecht betreffenden 
Revisionsvorschläge sich ausschweigt. 

Abgesehen von den zuletzt erwähnten Punkten bleiben 
die Grundlagen des Gesetzes unangetastet; unberührt bleibt 
insbesondere die ganze Struktur des Yersicherungsgesetzes als 
einer Einzelversicherung für den Fall der Erwerbsunfähigkeit 
und für den Altersfall, beibehalten ist vor Allem auch das 
Markensystem als Art der Beitragsentrichtung. 

Die von der Revision betroffenen Bestimmungen zerfallen 
in zwei Gruppen, in solche, die sich mit dem Umfang und 
dem Gegenstand der Versicherung befassen, und in 
solche, die die Organisation und das Verfahren betreffen, 
eine Einteilung, die zum Teil auch im Gesetz eingehalten ist. 

Von der erstgenannten Gruppe seien vor Allem jene 
Normen erwähnt, die den Kreis der versicherungspflich- 
tigen Personen genauer zu umschreiben bestimmt sind. 

Ein § la des zweiten Entwurfs, § 3a im dritten Entwurf, 
erklärt, dass jene Personen der Versicherungspflicht nicht unter- 
liegen, die Lohnarbeit nur in bestimmten Jahreszeiten für nur 
«wenige Wochen», oder wie es im dritten Entwurf richtig 
genau bezeichnet ist: «für nicht mehr als zwölf Wochen», 
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Aibernehmen, im übrigen aber ihren Lebensunterhalt als Be^ 
triebsunternehmer oder anderweit selbständig erwerben oder 
ohne Lohn oder Gehalt im Betrieb dos Familienhaupts thätig sind. 

Damit wird dem berechtigten Verlangen jener Kategorien 
von selbständigen Personen entsprochen, die nur für mehrere 
Wochen ohne dadurch berufsmässige Lohnarbeiter zu werden, 
eine sich darbietende Arbeitsgelegenheit als Holzarbeiter . in 
grossen Forstbetrieben, als Erntearbeiter bei starkem Bedarf 
an Arbeitern mitnehmen, die aber mit Rücksicht auf die kurze 
Dauer dieser freilich regelmässig wiederkehrenden Arbeits- 
leistung nur in übermässig langer Frist in der Lage wären, 
die gesetzliche Wartezeit zu erfüllen, und die meist auch kein 
Interesse an einer Versicherung um deswillen haben, als sie 
durch ihren Grundbesitz und ihre selbständige Lebensstellung 
genügend für die Zukunft gesichert sind. Zugleich wird aber 
in Übereinstimmung mit Änderungen in den §§ 8 und 111 a^ 
vorgesehen, dass diese Personen sich freiwillig versichern 
können, und dass in diesem Fall der Arbeitgeber zum Ersatz 
der einen Hälfce des Werts der verwendeten Marken ver- 
pflichtet ist. 

Unberücksichtigt blieb dagegen ein Ergänzungsantrag des 
Vorsitzenden der schwäbischen Versicherungsanstalt, dem sich 
auf der bekannten Novemberkonferenz 1895 in Berlin und auf 
einzelnen anderen Konferenzen die Vorsitzenden der sämt- 
lichen Versicherungsanstalten angeschlossen hatten. 

Es handelt sich um das einhellige Verlangen aller Ver- 
sicherungsanstalten, gesetzlich die Annahme eines versicher- 
ungspflichtigen Verhältnisses zwischen Verwandten oder Ver- 
schwägerten in auf- oder absteigender Linie auszuschiiessen 
oder doch nur unter ganz besonderen Verhältnissen zuzulassen. 

Derartige Verhältnisse bestehen nach den Erfahrungen 
und Wahrnehmungen der Praxis, wenn sie überhaupt bestehen, 
nur in ganz ausserordentlich seltenen Fällen. Eine Befürchtung, 
dass durch eine solche Bestimmung «Arbeiter» von den Wohl- 
thaten des Gesetzes ausgeschlossen würden, findet in den Ver- 
hältnissen des Lebens keinen Grund. 

Die mit dem Vollzug des Gesetzes betrauten Stellen wissen 
davon zu erzählen, wie die schon oben erwähnte Habgier der 



^ Wo nichts angegeben, sind die Bestimmungen des dritten Entwurfs 
zitiert; nur wesentliche Abweichungen werden erwähnt. 
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Bevölkerung^ in zahllosen Fällen keinen Anstand nahm, das 
durch Betrug und Schwindel der bedenklichsten Art sich zu 
verschaffen, worauf es rechtlich keinen Anspruch hatte. Die 
vorgeschlagene Bestimmung würde also nicht bloss für die Be- 
urteilung mancher nach jetzigem Recht immerhin zweifelhafter 
Fälle eine gesetzliche Richtschnur geben, sondern es käme ihr 
geradezu eine sittigende Bedeutung zu. Zwar sind die Vor- 
kommnisse seltener geworden, die eine offene Rechtsverletzung 
enthielten und den Strafrichter beschäftigten; dafür tritt nun- 
mehr der Schwindel in legaler Grestalt auf, er bedient sich der 
Formen des Rechts und wirkt darum, weil er meist unfassbar 
ist, um so entsittlichender« 

Nach der jetzigen Lage der Sache sind die Versicherungsan- 
stalten z. B. nicht selten genötigt, aufgrund des gesetzlichen Min- 
destbetrags von Beitragsmarken die Rente zu gewähren an Leute, 
die noch vor wenig Jahren Haus und Hof besessen hatten, 
also gewiss nicht zu den Arbeitern gezählt werden können : 
übergebende Bauern verstehen mitunter gar wohl sich für deil 
Rest ihres Lebens noch eine Staatspension zu verschaffen, indem 
sie — und das nicht seltene Vorkommen solcher Fälle spricht 
in beredten Worten gegen die oft beklagte Verständnislosigkeit 
der breiten Volksmassen gegenüber unseren Gesetzen — bei 
der Übergabe des Anwesens die Vorsicht bewiesen, sich keinen 
Austrag (Altenteil) auszubedingen, vielmehr mit ihrem Sohn 
(oder Schwiegersohn), der das Anwesen übernommen hatte, 
weiter zusammenzuhausen, in der Wirtschaft da und dort nach 
Belieben mitzuhelfen, und sich vom Besitzer monatlich ein 
paar Mark ,,Lohn*' (nicht ,, Taschengeld'.', denn das machte 
das ,,Dienstverbältnis'' noch nicht versicherungspflichtig !) 
geben zu lassen. Dabei wird fleissig geklebt, die Karten wer- 
den rechtzeitig und ordnungsmässig umgetauscht, und nach 
Verbrauch von 235 Marken zu 14 Pfennig, also nach einem 
Aufwand von 32,90 Ji und nach Umfluss von vier Jahren 
und 25 Wochen tritt der Austragbauer und nunmehrige invalide 
landwirtschaftliche Dienstbote in den Bezug einer Jahresrente 



^ Wie sehr dieser Vorwurf der habgierigen Jagd nach Renten die Land- 
bevölkerung trifft, dafür nur ein Beispiel: von den in der stattlichen 
Höhe von 132000 Nuramern im ersten Jahre 1891 bewilligten Altersrenten 
treffen 12218 allein auf Ostpreussen, dessen Bevölkerung dem Gesetz vor 
allen anderen Landschaften widerstrebte. 
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von 114,70 c/^ eine Summe baren Geldes, die er sich 
von seinem Sohn allerdings nur in seltenen Fällen hätte aus- 
bedingen können. Die Bewilligung kann aber in der grossen 
Mehrzahl der Fälle um so weniger verweigert werden, als ja 
die Feststellung einer Invalidität bei den alten Leuten unter 
der Landbevölkerung Schwierigkeiten selten begegnet. 

So gelangen Leute in den Bezug einer Rente, die nie 
zur Arbeiterkategorie gehört haben und die auch keinerlei nur 
einigermassen entsprechende Gegenleistung aufgebracht haben. 
Die Annahme eines versicherungspflichtigen Verhältnisses in 
solchen Fällen gesetzlich, auszuschliessen, ist aber nicht bloss 
eine Forderung der Gerechtigkeit im Hinblick auf die wirk- 
lichen Berufsarbeiter und die Arbeitsinvaliden ; ihr Ausschluss 
sollte, wie betont wurde, schon aus Gründen der Moral als selbst- 
verständlich erscheinen, da so wenig, wie zwischen Ehefrau 
und Ehemann, doch auch zwischen Vater und Sohn (Tochter, 
Schwiegersohn) ein Dienstverhältnis, sondern eben nur ein 
«familienhaftes » Verhältnis bestehen kann. 

Den Kreis der versicherungspflichtigen Personen betrifft 
weiter auch eine Änderung in § 8, durch die die Bestim- 
mungen über Beginn und Fortsetzung der freiwilligen Ver- 
sicherung, also über Selbstversicherung und freiwillige Ver- 
sicherung, übersichtlich in einer jeden Zweifel ausschliessenden 
Weise zusammengestellt und zugleich einem erweiterten Kreis 
von Personen bei Verwendung gewöhnlicher Marken jeder 
beliebigen Lohnklasse (§ 111 a) zugänglich gemacht worden sind. 

Von den den Umfang und Gegenstand der Versicherung 
betreffenden Abänderungen bezieht sich eine weitere Gruppe 
auf die Voraussetzungen des Versicherungsanspruchs. 

Nach bisherigem Recht betrug die Wartezeit, d. h. das 
Mindestmass an Beitragszeit, bei der Invalidenrente 235 Bei- 
tragswochen = 5 Beitragsjahre, und bei der Altersrente 30 Bei- 
tragsjahre = 1410 Beitrags Wochen. 

Dass die Beitragszeit in so wenig handlicher Form fest- 
gesetzt wurde, erklärt sich nur geschichtlich. 

Der Regierungsentwurf für das Invaliden- und Altersver- 
sicherungsgesetz *<* hatte das Prämiensystem für die Beitrags- 



'0 Stenogr. Berichte über die Verh. des Reichstags, 7. Legislatur- Periode, 
4. Session, 1888/89; 4. Band, 1. Anlagenband, Aktenstück Nr. 10; vorgelegt 
dem Reichstag mit Schreiben des Reichskanzlers vom 22. November 1888. 
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leistung vorgesehen. Dabei war Yoraussetzung^ dass der einzelne 
VerBicherte fortlaufend Beiträge entrichte und so in seinen 
eigenen Beiträgen den Qegenwert für die ihm etwa später 
zukommende Rente aufbringe. Nur bei ununterbrochener Bei- 
tragsleistung sollte er Anspruch auf volle Rente haben (§21 des 
Entwurfs) ; indessen war im Interesse einer oft unverschuldeten 
vorübergehenden Arbeitslosigkeit die normale Rente so bemessen 
dass sie eine regelmässige Jahresleistung von nur 47 Wochen - 
beitragen erforderte. 

Das so entstandene „Beitragsjahr'' zu 47 Wochen blieb 
nun im Gesetz^ auch als der Reichstag das Prämiensystem 
durchs System der Kapitaldeckung mit Wochenbeiträgen ersetzt 
hatte und als sich die Rente nunmehr nach Wochenbeiträgen 
allein berechnete ohne Rücksicht darauf^ ob sie fortlaufend ent- 
richtet waren oder nicht, und im Allgemeinen auch ohne 
Rücksicht darauf, binnen welcher Zahl von Jahren sie beige- 
bracht waren. In der That entsprechen die 5 Beitragsjahre für 
die Invalidenl*ente bei fortlaufender Beitragsentrichtung 4^/2 
Kalenderjahren und die 30 Beitragsjahre der Altersrente 
27 Kalenderjahren. 

Dieser Sachlage entsprechend sehen die drei Entwürfe 
unter Beseitigung des Begriffs des Beitragsjahres überhaupt 
als Beitragszeiten abgerundete Ziffern vor und zwar der erste 
Entwurf 200 und 1000 Beitragswochen für die Invaliden- und 
für die Altersrente, der zweite 220 und 1200, der dritte 200 
und 1200, — eine Änderung, die im Interesse des allgemeinen 
Verständnisses und der Erleichterung des Vollzugs nur zu 
begrüssen ist ; auch lässt die bisherige Erfahrung erkennen, 
dass daraus den Versicherungsanstalten keine finanzielle Benach- 
teiligung erwächst, zumal die Übergangszeit für die Invaliden- 
rente nun längst abgelaufen ist. 

Neben der gehörigen Beitragsleistung ist bei der Invaliden- 
rente eine weitere Voraussetzung des Versicherungsanspruchs 
der Nachweis der eingetretenen Erwerbsunfähigkeit. Das 
Moment der Erwerbsunfähigkeit kommt aber auch in frage, 
wenn es festzustellen gilt, ob jemand überhaupt der Versiche- 
rungspflicht unterliegt. Die einschlägigen Bestimmungen des 
bisherigen Rechts sind äusserst umständlicher Art. 

§ 4 II: ,,Die Versicherungspflicht tritt für diejenigen 

Personen nicht ein, welche infolge ihres körperlichen oder 

geistigen Zustandes dauernd nicht mehr im stand sind. 
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durch eine ihren Kräften und Fähigkeiten entsprechende 
Lohnarbeit mindestens ein Drittel des für ihren Beschäf- 
tigungsort nach § 8 des Krankenversicherungsgesetzes vom 
15. Juni 1883 festgesetzten Taglohnes gewöhnlicher Tag- 
arbeiter zu verdienen/* 

§ 9 III : ,yErvirerbsunfähigkeit ist dann anzunehmen, 
wenn der Versicherte infolge seines körperlichen oder 
geistigen Zustands nicht mehr im stand ist, durch eine 
seinen Kräften und Fähigkeiten entsprechende Lohnarbeit 
mindestens einen Betrag zu verdienen, welcher gleich- 
kommt der Summe eines Sechstels des Durchschnitts der 
Lohnsätze (§ 23,) nach welchen für ihn während der letzten 
fünf Beitragsjahre Beiträge entrichtet worden sind, und 
eines Sechstels des dreihundertfachen Betrags des nach 
§ 8 des Krankenversicherungsgesetzes vom 15. Juni 1883 
festgesetzten ortsüblichen Taglohns gewöhnlicher Tagarbeiter 
des letzten Beschäftigungsorts, in welchem er nicht ledig- 
lich vorübergehend beschäftigt gewesen ist/' 

Das Gesetz enthält also zweierlei Massstäbe, je nach- 
dem es sich um die Frage handelt, ob die Versicherungspflicht 
überhaupt eintreten sollte, oder darum, ob der bisher Ver- 
sicherte nunmehr Anspruch auf Rente haben soll. Im ersten 
Fall wird, um möglichst Vielen die Teilnahme an den Wohl- 
thaten des Gesetzes zu ermöglichen, die untere Grenze der 
Erwerbsfähigkeit niedriger gesteckt und auf das Drittel des 
ortsüblichen Taglohns festgesetzt. Dageg&n wird bei Erhebung 
des Rentenanspruchs durch den bisher Versicherten den indi- 
viduellen Verhältnissen des Rentenbewerbers insofern Rechnung 
getragen, als einmal die Lohnarbeit, die ihm zugemutet wer- 
den darf, seinen Kräften und Fähigkeiten entsprechen muss, 
und als weiter auch sein Jahresverdienst während der letzten 
fünf Jahre gleichzeitig neben dem ortsüblichen Taglohn der 
Berechnung zu Grunde gelegt wird. 

Die Absicht des Gesetzes wird jedoch keineswegs in voll- 
kommener Weise erreicht. Gerade den besser gelernten Ar- 
beitern gegenüber versagen die gesetzlichen Bestimmungen 
nur zu häufig, namentlich dann, wenn diese eben in den letzten 
5 Jahren schon in ihrer Erwerbsthätigkeit zurückgegangen 
waren. Ausserdem ist die verwickelte Art, in der die untere 
Grenze der Erwerbsfähigkeit rechnerisch festzustellen ist, um 
deswillen von recht zweifelhaftem Wert, weil im konkreten 
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einzelnen Fall die Feststellung der thatsächlich noch vorhan- 
denen Erwerbs&higkeit eben bloss Sache des freiesten Er- 
messens war. Angesichts dessen empfahl es sich auch nicht 
mehr, an der zwiefachen Festsetzung der Erwerbsfähigkeits- 
grenze festzuhalten. 

Nach längerem Schwanken — die drei Entwürfe enthalten 
hierüber zum Teil abweichende Vorschläge — gibt der dritte 
Entwurf folgenden einheitlichen Begriff der Erwerbsunfähigkeit : 
,,Der Versicherungspflicht unterliegen ferner nicht 
Personen^ denen auf Grund dieses Gesetzes eine Inva- 
lidenrente bewilligt ist, sowie diejenigen Personen, deren 
Erwerbsfähigkeit infolge von Alter, Krankheit oder anderen 
Gebrechen dauernd auf weniger als ein Drittel herabgesetzt 
ist. Dies ist dann anzunehmen, wenn sie nicht mehr 
im stand sind, durch eine ihren Kräften und Fähigkeiten 
entsprechende Lohnarbeit, die ihnen unter billiger Berück- 
sichtigung ihrer Vorbildung und bisherigen Berufsthätig- 
keit zugemutet werden kann, ein Drittel desjenigen zu 
erwerben, was körperlich und geistig g:esunde Lohnarbeiter 
derselben Art durch Arbeit zu verdienen pflegen/' 

Damit ist also eine zifl'ermässige Feststellung bei der 
Entscheidung der Frage, ob Erwerbsunfähigkeit vorliegt oder 
nicht, so gut wie ausgeschlossen. Es kann nicht verkannt wer- 
den, dass der bisherige Modus trotz seiner Umständlichkeit, 
da er eine feste Grenze gab, gewisse Vorteile bot. Indessen 
traten im einzelnen Fall nur zu oft die Härten an den Tag, 
wie sie nicht ausbleiben konnten, da die vom Gesetz generell 
vorgezeichnete Grenze nach mechanischen Gesichtspunkten zu 
finden war und hiebei den Zufälligkeiten ein breiter Spielraum 
gegeben war. Freilich ging eine einsichtige und wohlwollende 
Gesetzesanwendung meist über die durch die Schwerfälligkeit 
der gesetzlichen Bestimmungen geschaffenen Schwierigkeiten 
hinweg : gewiss ein keineswegs idealer Zustand. Dazu trat 
eine weitere schon oben angedeutete Inkongruenz : während 
nämlich das Gesetz für die Berechnung des Mindestmasses von 
Erwerbsfähigkeit seine festen Regeln aufgestellt hat, war die 
Feststellung der jeweils noch vorhandenen individuellen Er- 
werbsfähigkeit, die mit der gesetzlichen Grenze von Erwerbs- 
fähigkeit verglichen werden musste, also die Prüfung der 
Frage, ob der Rentenbewerber noch 30, 35, 40, 45 oder 
50 Pfennige täglich verdienen könne, eben reine Ermessens- 
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sache^ und es musste hiebei das ganz auf dem individuellen 
Gefühl beruhende Grutachten des untersuchenden Arztes aus- 
schlaggebend sein. In Berücksichtigung alles dessen wird in 
der Neuerung gewiss keine Verschlechterung erblickt werden 
können. Wie sollte auch eine Tarifierung und zahlenmässige 
Feststellung des Masses von jeweils vorhandener Erwerbs- 
fähigkeit als einwandfrei bezeichnet werden können, angesichts 
der Thatsache, dass unsere heutige Armenpflege gerade mit 
dem Mangel jeglicher rechnerischen und statistischer Grund- 
lagen bezüglich des Existenzminimums u. A. zu kämpfen hat. 
Dazu kommt; dass es nun in weit höherem Masse ermöglicht 
wird, die individuellen Verhältnisse der gelernten und besser 
gestellten Arbeiter billig zu berücksichtigen; ohne dass des- 
wegen das Gesetz zur Zulassung einer Berufsinvalidität über- 
gegangen wäre, die sich schon mit Rücksicht auf den häufigen 
Berufswechsel der Mehrzahl der versicherten Arbeiter ver- 
bietet. Und gerade in der entscheidenden Stellung, die den 
Erwägungen nach Recht und Billigkeit bei der Beurteilung 
der Erwerbsunfähigkeit eingeräumt wird, darf wohl auch eine 
Gewähr dafür erblickt werden, dass sich die Praxis frei hält 
von Widersinnigkeiten, wie sie sich ja theoretisch als möglich 
herausrechnen lassen, ** von Widersinnigkeiten derart, dass 
z. B. ein Arbeiter mit grossenteils hohem Jahresverdienst 
schliesslich an einem Orte (in einer Gegend) mit relativ 
niedrigen Löhnen die Rente beansprucht, und dass hier die 
Grenze seiner Erwerbsfähigkeit niedriger bemessen wird, als 
die Rente betrüge, die er sofort erhielte, sobald er als erwerbs- 
unfähig anerkannt wird. Immerhin würde eine Bestimmung 
nicht überflüssig sein, die denjenigen als erwerbsunfähig erklärt, 
dessen Verdienst nicht mehr den Betrag der ihm zur Zeit zu- 
kommenden Rente erreicht. 

Die an sich wohl einfachste Lösung der Frage, die Er- 
werbsunfähigkeit nach Massgabe eines Bruchteils des ortsüb- 
lichen Taglohns zu bestimmen, wird mit Recht deshalb nicht 
vorgeschlagen, weil sie gerade für die höher gelohnten und 
besser gestellten Arbeiter nachteilig wirken würde, bei denen 
eine Erwerbsunfähigkeit erst dann anzunehmen wäre, wenn sie 
nahezu vollständig erwerbsunfähig wären, während auch die 



" Vgl. Frankfurter Zeitung, Nr. 112, 23. April 4897, erstes Morgenblatt, 
Hc=Notiz aus Berlin, 20. April. 
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aadera Lolmklassen nur in Orten mit hohem ortsäblichcn 
Taglohn aus einer solchen Regelung Vorteil ziehen könnten. 

Dass endlich mit den besprochenen Vorschlägen auch der Be- 
griff des «Lohnsatzes» (§23) überflüssig und beseitigt wird, der 
zu Verwechslungen mit dem Begriff des Jahresärbeits Verdienstes 
Anlass gab, ist ein weiterer Vorteil der angestrebten Neuerung. 

Von prinzipieller Bedeutung sind die Vorschläge, die der 
dritte Entwurf, zum Teil auch schon der zweite, zu § 26 des 
Gesetzes hinsichtlich der Art der Rentenberechnung bringt, 

Die Begründung zu diesen Vorschlägen weist zunächst die 
Behauptung als unzutreffend zurück, dass jet^t das Verhältnis 
zwischen den Renten und den Beiträgen in den einzelnen 
Lohnklassen ein verschiedenes sei, dass im Vergleich zu den 
Renten, die die unteren Lohnklassen erhalten, die den oberen 
Lohnklassen zu teil werdenden Renten zu niedrig seien; auch 
nach den jetzigen Bestimmungen sei — allerdings unter Be- 
rücksichtigung der erst in späteren Zeiten wirkenden grösseren 
Steigerungssätze der oberen Klassen — das Verhältnis dasselbe ; 
das ergebe sich schon daraus, dass der Steigern ogssatz für die 
vierte Lohnklasse (13 Pf.) das 6^/^faic\\e des Steigerungssatzes 
der ersten Lohnklasse (2 Pf.) sei, während der Wochenbeitrag 
der vierten Lohnklassse (30 Pf.) nur das 27ifache des Bei- 
trages der ersten Lohnklasse (14 Pf.) sei; allerdings bei den 
Anfangsrenten sei das Verhältnis noch nicht dasselbe; für die 
höheren Lohnklassen hätten die Anfangsrenten nicht den Wert, 
den sie für die niederen Klassen haben. 

Aber darum handelt es sich eben gerade, dass zur Zeit 
das Verhältnis ein verschiedenes ist. Die Begründung giebt 
damit, dass sie eine Verschiedenheit unter Berufung auf «die 
erst in späteren Zeiten wirkenden grösseren Steigerungssätze» 
bestreitet, die für die Gegenwart geltend gemachten Be- 
schwerden als zutreffend zu. Das Miss Verhältnis ist auch in 
der That ein grosses, wie sich aus den nachstehenden Zahlen 
ergeben mag. Vorweg soll noch bemerkt sein, dass jede Inva- 
lidenrente, die bewilligt wird, sich aus drei Bestandteilen zu- 
sammensetzt, aus einem Grundbetrag von 60 cÄ, Qinem Reichs- 
zuschuss von 50 cA und einem Steigerungsbetrag, der sich in 
seiner Grösse darnach bemisst, wieviel und zu welchen Lohn- 
klassen der Rentenbewerber Beiträge geleistet hat. Es enthält 
also jede Invalidenrente einen festen Betrag von 110 cJi und es 
äussert sich die Zugehörigkeit des Rentenbewerbers und seine 
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Beitragsleistung zu den verschiedenen Lohnklassen in der Weise, 
dass mit jeder Beitragsleistung der Grundbetrag eine Steigerung 
erfährt und zwar in Lohnklasse : I um 2 Pf., II um 6 Pf., 
III um 9 Pf. und IV um 13 Pfg. 

Unter Einrechnung des vom Reich zu zahlenden Reichs - 
Zuschusses von 50 Ji und in der Annahme ununterbrochener 
Beitragszahlung beträgt die Invalidenrente : 
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Wie gering sind die Unterschiede in den Renten der 
niederen und höheren Lohnklassen, nach den ersten 5 oder 10 
Jahren ununterbrochener Beitragsleistung! Wie beträchtlich 
verschieden ist dagegen das Jahreseinkommen der Angehörigen 
der einzelnen Klassen, deren erste (unterste) ihre obere Grenze 
in einem Jahresverdienst von 3r>0 Ji findet ( — eine Rente von 
115 — 120 Ji beträgt hier also mindestens 33% des Jahres Ver- 
dienstes ! — ), und deren oberste die Einkommen von 850— 2000 c/^ 
umfasse ( — die Anfangsrente von 145 — 180 Ji kommt im besten 
Fall 17—21%, im schlimmsten Fall 7—9% des Jahresein- 
kommens gleich!) ; und dabei zahlt ein Versicherter der IV. Lohn- 
klasse mehr als das Doppelte von dem an Beiträgen, was ein 
Angehöriger der I. Klasse zu entrichten hat. Wenn nun nach 
SYaJ^^rigem Bestehen des Gesetzes ein zur IV. Klasse ver- 
sicherter Arbeiter, der in den 444 Wochen seit Neujahr 1891 
ununterbrochen seine Beiträge entrichtet hat, eine Rente von 
167,72 Ji erhält, so ist allerdings die Summe an sich, in anbe- 
tracht der kurzen Beitragsleistung keineswegs gering; beziffern 
doch sogar die von ihm und für ihn überhaupt entrichteten 
Beiträge nur die Summe von 133,20 Ji\ Allein zu klein 
erscheint die Rente im Vergleich zu den 118,88 Jij die ein 
Arbeiter der I. Löhnklasse als Rente im gleichen Fall bezieht. 

In der Absicht nun, den Rentenbewerbern aus höheren 
Lohnklassen schon jetzt höhere Renten zu verschaffen, wird 
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vorgeschlagen, statt des für alle Lohnklassen gleichen Grund- 
betrags von 60 Ji für die erste Lohnklasse einen Q-rundbetrag 
von 60 Ji (wie bisher), für die zweite von 90 Jiy für die dritte 
von V2f)Ji und für die vierte von 150 Ji festzusetzen, ausserdem 
eine fünfte Lohnklasse für Versicherte mit einem Jahresarbeits- 
verdienst von über 1150 tyfi zu schaffen mit einem Wochenbeitrag 
von 36 Pf. und einem Grundbetrag von 180 Ji Und nachdem 
so der Schwerpunkt der Differenzierung in den Grundbetrag 
gelegt wird, können die Steigerungssätze nicht mehr in ihrer 
alten Höhe beibehalten werden und werden entsprechend herab- 
gesetzt: statt wie bisher 2, 6, 9 und 13 Pf. sollen sie künftig 2, 3, 
4 und 5 Pf. und 6 Pf. für die neue 5. Klasse betragen. Ausser- 
dem wird vorgeschlagen, die Beiträge der unteren zwei Klassen 
von 14 und 20 Pf. auf 12 und 18 Pf. herabzusetzen. Örund- 
beträge, Beiträge und Steigerungssätze würden dadurch ins Ver- 
hältnis von 1 : 1,5 : 2 : 2,5 : 3 gesetzt. Nach der die Begründung 
begleitenden mathematischen Denkschrift steht zu erwarten, dass 
diese Beiträge dauernd ausreichen werden, weshalb ihre Fest^ 
Setzung «bis auf Weiteres» ins äuge gefasst wird; indessen 
soll die periodische Neufestsetzung der Beiträge nicht beseitigt 
werden. Dass bei Beschäftigung in verschiedenen Lohnklassen der 
Grundbetrag sich modifiziere, ist selbstverständlich vorgesehen. 
Im Nachstehenden eine vergleichende Zusammenstellung 
der Wirkungen der neuen und jetzigen Bestimmungen : die 
Invalidenrente beziffert nach den Bestimmungen des jetzigen 
Gesetzes und denen des dritten Entwurfs : 
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Für die ersten 20 Jahre der Beitragsentrichtung sollen 
also nach den Vorschlägen des dritten Entwurfs die Renten 
um einen nennenswerten Betrag (von den ersten Lohnklassen 
abgesehen) erhöht werden; für die höchst gelohnten Arbeiter 
der bisherigen IV. Klasse soll eine V. Klasse geschaffen 
werden, die unmittelbar nach der Wartezeit schon eine Rente 
gewährt, die in der bisherigen IV. Klasse erst nach 20 Jahren 
erreicht worden wäre. 

Dagegen sollen die Renten in späteren Jahren ganz erheb- 
lich hinter den bisherigen Sätzen zurücktreten, namentlich 
würde das in der IV. Klasse der Fall sein ; selbst die höchsten 
Renten der V. Klasse erreichten nicht annähernd künftig die 
Beträge, aufweiche die späteren Renten der bisherigen IV. Klasse 
nach bisherigem Recht lauten werden. Die künftigen Ange- 
hörigen der V. Lohnklasse könnten mit grösserem Recht noch 
als die jetzt der IV. Klasse darüber klagen, wie wenig die 
nach langer Beitragszeit ihnen zufallenden Renten ihrer ge- 
samten Lebenshaltung und ihren hoben Beitragszahlungen ent- 
sprechen. 

Wenn es sich nur darum handeln würde, Abhilfe dagegen 
zu schafl'en, dass die in der Gegenwart aufgebrachten Gelder 
nicht in zu grossen Mengen zu blosser Kapitalansammlung 
verwendet werden — was jetzt zweifellos geschieht — , so 
würde sich wohl gegen die vorgeschlagene Änderung nicht viel 
einwenden lassen; hat sie doch den unzweifelhaften Vorzug 
gegenüber der jetzigen Einrichtung für sich, dass sie schon 
jetzt den besser gelohnten Arbeitern angemessene Renten zur 
Verfügung stellen könnte. So aber kommt noch Anderes in Be- 
tracht. Sicher ist der hohe sozialpolitische Wert der Arbeiterver- 
sicherungsgesetzgebung, insonderheit der Invalidenversicherung 
mit darin begründet, dass sie den unteren Volksschichten die 
Vorteile einer Versicherung zuführt, dass sie zur planmässigen 
Vorsorge für die Zukunft erzieht. ^^ Eine wesentliche Voraus- 
setzung für eine solche Wirksamkeit ist aber eine Einrichtung, 
derzufolge die Rente um so grösser wird, je länger und je 
mehr der Versicherte zur Versicherung zahlt. Das in der Ver- 



'* Diese Bedeutung ist um so grösser, je weniger die von den privaten 
Versicherungsgesellschaften versuchte Volksversicherung und ähnliche Ver- 
suche, das Versicherungswesen in den unleren Volksschichten auszubreiten, 
zur Zeit eine befriedigende Ausgestaltung aufweisen. 
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Sicherung wirkende Sparprinzip würde nicht zur Geltung und 
zum Ausdruck kommen und die Versicherung damit ihres 
erziehlichen Anreizes verlustig gehen, würde sich die Höhe der 
Rente nicht wesentlich nach der Dauer der vorausgegangenen 
längeren oder kürzeren Beitragsentrichtung bemessen. Aus 
denselben Gründen, aus denen — wovon im zweiten Teil zu 
sprechen sein wird, S. 88/89 — die Einheitsrente dem Zweck 
einer Invalidenversicherung nicht gerecht zu werden vermag, 
aus denselben Gründen ist auch der vorliegende Versuch einer 
Änderung in der ßentenberechnung zu verwerfen, da er der 
Dauer der Beitragsentrichtung so geringen Einfluss auf die 
Rentenhöhe zuweist. Soll aber künftig die zurückgelegte Bei- 
tragszeit etwas so Nebensächliches sein, so wäre es wenigstens 
folgerichtiger gewesen, innerhalb der Lohnklassen zur Ein- 
heitsrente tiberzugehen und alle die nunmehr bedeutungslose 
Umständlichkeit der Markenkleberei und Rentenberechnung mit 
einem Mal aus der Welt zu schaffen. Ausserdem ist aber auch 
nicht einzusehen, warum für alle Zukunft die Renten so darauf 
zugeschnitten werden sollen, dass schon nach kurzer Beitrags-^ 
Zahlung den Arbeitern hohe Beträge ausgezahlt werden; dass 
nach 5 oder 10 oder 15 Jahren Beitragsentrichtung die Inva- 
lidität eintritt, wird — wenn einmal das Gesetz längere Zeit 
in Kraft ist, der sog. Beharrungszustand erreicht ist — zu 
den grossen Seltenheiten gehören;*^ zudem ist es auch die 
natürliche und die erste Aufgabe einer Invalidenversicherung, 
einen Schaden auszugleichen, der regelmässig die Folge des 
allmählichen Kräfte Verbrauchs in Folge der Arbeit des ganzen 
Lebens ist. Die in 20, 30 Jahren invalid werden, würden 
es schwerlich begreifen, warum sie, die durch 30, 40 Jahre 
Beiträge geleistet haben, eine Rente erhalten sollen, die so 
wenig voa derjenigen absteht, die ein Versicherter erhält, der 
ausnahmsweise das Unglück hat, schon in jungen Jahren, viel- 
leicht nach 5- oder 10-jähriger Beitragszeit, invalid zu werden. 
Von den AusnahmefälJen aber darf kein Gesetzgeber bei Fest- 
setzung seiner Bestimmungen ausgehen. So kann denn nicht 



" Die jungen Jahrgänge sind selbstverständlich einer Invaliditätsgefahr am 
wenigsten ausgesetzt. Im Reichsdurchschnitt betragen die mittleren Invaliden- 
ziffern für das Alter: 16—18, 18—20, 20—30, und so fortsteigend um je 
10 Jahre bis 70 und darüber: 0,000151, 0.000350, 0,001096, 0,002535, 
0,005 934, 0,016813, 0,048038, und 0,162037. - Vgl. unten « Alter.^grup- 
pierung». 
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übersehen werden, dass der Entwarf die in den niedrigen 
Beträgen der Anfangsrenten aus hohen Lohnklassßn gefundene 
Ungerechtigkeit durch eine neue und grössere Ungereclitigkeit 
beseitigen will. Wenn künftighin nach kurzer Beitragszeit 
Invalidität eintritt und eine ziemlich kümmerliche Rente nur 
zur Bewilligung kommt, so mag das im einzelnen Fall als 
bedauerlich empfunden werden, kann aber im Hinblick auf 
die Seltenheit des Falls und auf die vom Rentenbewerber 
selbst geleisteten verschwindend geringen Beiträge einiger- 
massen gerechtfertigt werden. Eine Ungerechtigkeit aber, die 
von der erdrückenden Mehrzahl der Invaliden künftig würde 
hart empfunden werden und durch nichts gerechtfertigt werden 
könnte, wäre es, wollte man die seiner Zeit den bejahrten 
invaliden Arbeitern zuzubilligenden Renten so bedeutend 
kürzen, um den vorzeitig Invaliden höhere Beträge zuwenden 
zu können« 

Also nicht, weil die Anfangsrenten nicht einer Erhöhung 
bedürften, sondern weil die Erhöhung der Anfangsrenten mit 
einer recht dürftigen Ausstattung der späteren normalen Renten 
erkauft werden soll, ist der Vorschlag des dritten Entwurfs zu 
bekämpfen. Er lässt sich auch nicht mit dem Hinweis darauf 
rechtfertigen, dass z. Z. nur Anfangsrenten zur Bewilligung 
gelangen und dass die in der gegenwärtigen Beitragsperiode 
angesammelten Gelder nach dem Gesetz dazu bestimmt sind, 
die Auszahlung aller in dieser Periode bewilligten Renten für 
die Dauer ihres Bezugs zu ermöglichen. Denn es wäre ver- 
fehlt, glaubte man aus diesem für die Bedarfsdeckung aufge- 
stellten Prinzip überhaupt auf eine Interessengemeinschaft der 
in einer Beitragsperiode lebenden Generation der Arbeiter 
(alter und junger) mit der Massgabe schliessen zu dürfen, dass 
der einzelne Arbeiter nicht ein über die jeweilige Beitrags- 
periode hinausreichendes Interesse hätte. Wenn der einzelne 
Versicherte einen Beitrag leistet, so leistet er ihn nicht als Mit- 
glied einer fingierten Generation von Versicherten, nicht für 
die Bedürfnisse der jeweiligen Beitragsperiode, sondern zur 
Sicherstellung seiner Zukunft, zur Mehrung seiner künftigen 
Rente. 

Das allerdings steht ausser Zweifel, dass die Gegenwart 
mehr Gelder ansammelt, als ihr Bedarf erfordert; die Ver- 
sicherungsanstalten in ihrer Gesamtheit weisen gegenüber dem 
Bedarf der Beitragsperiode an Deckungskapital nicht unerheb- 
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liehe Überschüsse auf. ** Unzweifelhaft ist es auch veranlasst, diese 
von der Gegenwart aufgebrachten Gelder möglichst der Gegen- 
wart zukommen zulassen. Und selbstverständlich ist es dringend 
wünschenswert, den höheren Lohnklassen durchweg höhere 
Renten zu gewähren. Denn nicht bloss die Anfangsrenten 
sind bei den höheren Lohnklassen verhältnissmässig viel nie- 
driger als bei den unteren: Die nach 40 jähriger Beitragszeit 
auf grund des jetzigen Rechts anfallenden oben Seite 18 mit- 
geteilten Rentenbeträge bedeuten für die Höchstgelohnten inner- 
halb der 1., 2., 3. und 4. Lohnklasse 43%, 43%, 35% und 
19% ihres Jahresverdienstes und für die mittleren Einkommen 
in den vier Klassen, als welche Jahresverdienste von 230, 450, 
725 und 1 425 Ji angenommen werden können, folgende Bruch- 
teile in Hunderten des Jahresverdiensts : 66, i52, 41 und 27 
V. H. Der vom dritten Entwurf beschrittene Weg führt, wie 
oben ausgeführt, seitab und würde gerade die Benachteiligung 
der oberen Lohnklassen in den Regelfällen noch steigern. Mit 
Rücksicht darauf, dass die gegenwärtigen Verhältnisse, denen 
zufolge bejahrte Arbeiter Anfangsrenten beziehen, in 5 oder 
10 Jahren ziemlich überwunden sein werden, dürfte den berech- 
tigten Anforderungen etwa mit folgenden Änderungen Genüge 
geschehen : 

Für die III. und IV. Lohnklasse möge der Grundbetrag auf 
80 c^ erliöht werden, eine V. Lohnklasse mit einem Grundbetrag 
von mindestens 80 Jt und einem Wochenbeitrag von 35 Pf. (36 Pf.) 
für die Versicherten, deren Jahresverdienst über 1200 c/^ beträgt, 
geschaffen werden und als Steigerun gssätze für die drei oberen 
Klassen mögen 10 Pf. (statt bisher 9), 15 Pf. (statt bisher 13 Pf.) 



1* Nach den neuesten Berechnungen beträgt am 1. Januar 1900 der Ver- 
mögensbestand sämtlicher Versicherungsanstalten 746 Millionen Mark, das 
Deckongskpital der laufenden Renten 300, somit der Uberschuss über die 
Bedürfnisse der ersten Periode 446 Millionen Mark.. Hiezn sind die mass- 
gebenden Bestimmungen in § 20 des Gesetzes zu vergleichen: «Die Fest- 
setzung der Wochenbeiträge erfolgt ... im Voraus . . . und zwar erstmalig 
für die Zeit bis zum Ablauf von zebn Jahren nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, demnächst fünf weitere Jahre, o 

tDie Höhe der Beiträge ist... so zu bemessen, dass durch dieselben 
gedeckt werden die Verwaltungskosten, ... sowie der Kapital wert ... der- 
jenigen Renten, welche in dem betreffenden Zeitraum voraussichtlich 
zu bewilligen sein werden.» 



und 20 Pf. bestimmt werden. Dieseo Bestimmungen gemäss 
würden sieb die Beuten ungefähr folgendermassen gestalten : 
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Damit würden die bestehenden Ungleichheiten, die in den 
ersten Jahren des Gesetzes wohl nicht ganz zu vermeiden 
siad, in etwas ausgeglichen werden, ohne die wirklichen lava- 
liden der Arbeit in späteren Jahren zugunsten der vorzeitig 
Invaliden und der Invaliden der eraten Jahre des Geaetzea 
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ungerecht zu verkürzen. Im Gegenteil würde es möglich sein» 
den Angehörigen insbesondere der vierten und fünften Lohn- 
klasse, deren Renten nach jetzigem ßecht auch nach langer 
Beitragszeit im Vergleich zu den anderen Klassen und im 
Hinblick auf ihr eigenes Jahreseinkommen unverhältnismässig 
gering und gänzlich unzureichend sind, einigermassen höhere 
Beträge zuzuwenden. Nachfolgende Gegenüberstellung der 
Prozentsätze, die die Renten vom Jahresverdienst darstellen, 
mag zeigen, wie gerade die Vorschläge des dritten Entwurfs 
den langjährigen Arbeitern der oberen Lohnklassen unverhältnis- 
mässig niedere Renten verschaflfen würden; zugleich ist ersicht- 
lich, dass die oben gemachten Vorschläge wenigstens annähernd 
eine Angleichung herbeizuführen geeignet wären. Von den 
Beträgen der ersten Lohnklasse, deren Änderung nirgends ins 
äuge gefasst wird, ist bei der Vergleichung abzusehen. Denn 
wenn auch der Prozentsatz von 43% des Jahreseinkommens 
der Höchstgelohnten (350c/4f; 151,60 c^ Rente) und über 66% 
für die mittleren Jahreseinkommen dieser Klasse (zu 230 Ji 
angenommen) vergleichsweise hoch erscheinen mag, so kann 
doch nicht übersehen werden, dass die Renten dieser Klasse 
durchweg dem Existenzminimum sehr nahe sind und überhaupt 
die durchschnittliche Lebenshaltung der dieser Klasse angc 
hörigen Versicherten an sich nicht weit über dem Existenz- 
minimum steht. Für die übrigen Klassen ergeben sich nun 
folgende Ziffern : 

1. Es beträgt die Invalidenrente in den einzelnen Klassen 
nach 40 Jahren mindestens — d. h. für die Höchstgelohnten 
in den Lohnklassen : 

IL III. IV. 

nach dem Gesetz: 43 35 19 \ in Hundertein 

n xh dem 3 Entwurf 37 30 25 und 18 (Lohnkl. V)[ des Jahres- 

nach obigem Vorschlag 43 38 37 und 27 (V). ) Verdiensta. 

2. In Prozenten der mittleren Jahreseinkommen beträgt 

die Invalidenrente nach 40 Jahren in der Lohnklasse : 

II. III. IV. 
nach dem Gesetz : 52 41 27 ; 

nach dem 3. Entwurf : 44 35 30 u. 22 (für V); 
nach obigem Vorschlag : 52 4't 44 u. 34 (für V). 

Dabei halten sich die im Vorstehenden vorgeschlagenen 

Erhöhungen durchaus in massigen Grenzen. Es ist zu erwarten, 

dass die dadurch veranlassten Mehrausgaben mit den jetzigen 

Beiträgen gedeckt werden können. Wird ja doch die An- 
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Sammlung des namhaften Reinüberschusses der gesamten Ver- 
sicherungsanstalten auch mit darauf zurückgeführt, dass bei 
den jetzigen Verhältnissen von Beitrag und Reute die höheren 
Lohnklassen erheblich unter ihrer Leistungsfähigkeit mit Renten 
belastet sind, sowie dass die Invalidisierung, d. h. die Inan- 
spruchnahme der Invalidenversicherung in diesen Lohnklassen 
infolge der mannigfachen Konkurrenz der Unfallrente nicht unbe- 
trächtlich hinter den Erwartungen und hinter den Verhältnissen 
der niederen Klassen zurückbleibt. Ausserdem käme noch ent- 
lastend in Betracht, dass die für die Anfangsrenten im obigen 
Vorschlag in Aussicht genommene Steigerung von finanzieller 
Tragweite deshalb nicht sein kann, weil die Fälle, in denen 
nach wenigen Beitragsjahren schon eine Rente zu bewilligen 
istj, von Jahr zu Jahr werden seltener werden. Die grösseren 
Beträge der V. Klasse endlich sollen in den hohen Beiträgen 
dieser neuen Klasse ihren Gegenwert finden. 

Im Zusammenhang mit den Vorschlägen über andere Be- 
rechnung der Renten wird auch eine Herabsetzung der 
Beiträge der ersten und zweiten Lohnklasse um je 
2 Pf. in Aussicht genommen. Das kann nicht gebilligt werden, 
wenigstens so lange nicht, als — wie gegenwärtig geschieht — 
eine Tragung des grössten Teils der Rentenlast durch die Ge- 
samtheit der Versicherungsanstalten vorgeschlagen und dieser 
Vorschlag unter Anderem auch mit der übermässigen Belastung 
der unteren 2 Lohnklassen durch den hohen Grundbetrag 
begründet wird. Denn im Hinblick auf die geplante neue 
Lastenverteilung läuft die vorgeschlagene Beitragsermässigung 
auf eine Inanspruchnahme der Beiträge der höheren Lohn- 
klassen für die Renten der unteren Klassen hinaus. Zudem 
ist die Ermässigung von 14 Pf. auf 12 Pf. (oder von je 7 Pf. 
auf 6 Pf. für Arbeiter und Arbeitgeber) und in gleicher Weise 
von 20 Pf. auf 18 Pf. so wenig von Bedeutung, dass eine 
Änderung — die, wie es scheint, hauptsächlich wegen des 
gleichen rechnerischen Verhältnisses von Beitrag, Rente und 
Grundbetrag geschieht (nämlich 1 : 1,5 : 2 : 2,5 : 3) — nicht 
angezeigt erscheint. Nun finden sich freilich in den ver- 
schiedenen Begründungen der einzelnen Entwürfe auch Be- 
merkungen, dass die Beiträge der ersten und zweiten Lohn- 
klasse, ohne finanzielle Störung herbeizuführen, eine Ermässigung 
erfahren können, oder, dass beim Steigeruügssatz der I. Klasse, 
wie im 2. Entwurf vorgeschlagen wurde, eine Erhöhung ein- 
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treten könne. Es ist nicht möglich, in diesem Widerstreit der 
amtlichen Auslassungen Stellung zu nehmen; die finanzielle 
Entwicklung der Anstalten scheint die Behauptung von der 
übergrossen Belastung der unteren 2 Lohnklassen durch den 
Grundbetrag wenigstens für die Anfangsjabre des Gesetzes zu 
bestätigen. Jedenfalls erscheint eine an sich wünschenswerte 
Besserstellung der Rentenbezieher der unteren Lohnklassen 
(die übrigens vom Standpunkt der Gerechtigkeit und Gleich- 
heit keineswegs geboten ist) nur dann gerechtfertigt und zu- 
lässig, wenn nachgewiesen wird, dass in der That auch die 
zwei unteren Lohnklassen ihre Renten durch ihre Beiträge zu 
decken vermögen und vermochten. Darüber fehlt aber bis 
jetzt jede Statistik, die auch aus anderen Gründen recht nötig 
wäre. 

Des Zusammenhangs wegen mag hier gleich erwähnt 
werden, dass auch die Berechnung der Altersrente eine 
Änderung erfahren soll. 

Schon die Einführung der Altersrente geschah nicht ohne 
lebhaften Widerspruch. Leider will auch keiner der Entwürfe 
dem nachdrücklichen einmütigen Verlangen aller Versicherungs- 
anstalten und den wiederholten Forderungen anderer Interes- 
senten auf Beseitigung der Altersrente entsprechen. Es würde 
nur im Interesse des besseren Verständnisses und des ein- 
facheren Vollzugs des Gesetzes liegen, demjenigen Arbeiter, 
der 70 Jahre in seiner Arbeit alt geworden ist, die Invalidenrente 
ohne Weiteres zu gewähren, bei gleicher Wartezeit, ohne noch 
einen Nachweis über die vorgesetzliche Beschäftigung zu ver- 
langen. 

In letzterer Beziehung hat allerdings der dritte Entwurf 
in § 157 ganz erhebliche Vereinfachungen vorgesehen, die sogar 
in vielen Fällen den Nachweis vorgesetzlicher Beschäftigung, 
dessen BeischafiPung jetzt so oft grosse Schwierigkeiten macht, 
ganz überflüssig machen werden. 

Der weitere Schritt zur völligen Gleichstellung hätte um so 
eher geihan werden dürfen, als gegen eine Gewährung der Inva- 
lidenrente an die 70 Jahre alten Versicherten finanzielle Be- 
denken nicht geltend gemacht werden können. Da die Alters- 
rente nach den jetzigen Bestimmungen sich stets nur zusammen- 
setzt aus dem Reichszuschuss von 50 Ji und einem Steigerungs- 
betrag, der ein Produkt ist aus der Zahl 1410 mit einem der 
4 Steigerungssätze 4, 6, 8 oder 10, also mindestens 56,80 Ji 
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(wegen § 26^ Abs. 4) und höchstens 141,40 Ji beziffert, so 
liegt zu Tage, dass die Altersrente im höchsten Fall nie höher 
als 191,10 Ji sein kann. Die grosse Steigerungsfähigkeit der 
Invalidenrente ist der Altersrente also unbekannt und schon 
deshalb rauss die Altersrente im Durchschnitt, wenn das Gesetz 
einmal längere Zeit iu Geltung ist und die Invalidenrenten 
höhere Ziffern erreichen, hinter der Invalidenrente zurück- 
stehen. Ausserdem zeigt schon die gegenwärtige Entwicklung, 
dass die Zahl der Altersrentenempfänger von Jalir zu Jahr 
einen immer kleineren Bruchteil unter der Gesamtzahl der 
Rentenempfänger ausmacht \ es waren 
unter bewilligten Renten 

1891 130801 

1892 58 747 

1893 64 404 

1894 77 839 

1895 81479 

1896 85 964 

1897 93 421 
Es rührt das daher, dass von 100 Versicherten, die jetzt 

Invalidenrente beziehen, Ende 1897 schon mindestens 67 im 
Alter zwischen 50 und 70 Jahren standen und dass nur 10 
von den 100 über 70 Jahre alt waren. ^^ 

Dagegen ist das durchschnittlich geringere Anwachsen der 
Altersrente und das stärkere Anwachsen der Invalidenrente — 
das in einiger Zeit zu einer Überflüglung des Durchschnitts 
der Altersrente durch den der Invalidenrente nach den jetzigen 
Bestimmungen führen muss — aus den bisherigen Ziffern noch 
nicht mit völliger Klarheit zu erkennen, da einmal 1894 durch 
die Einbeziehung einer grösseren Gruppe kleinerer Arbeiter 
(Hausweber u. A.) infolge Bundesratsbeschlusses die Zahl der 
Altersrentner vorübergehend stark zunahm, und da des Weiteren 
im Hinblick auf die zu gewärtigende nachträgliche Bewilligung 
von Renten, deren Beginn in frühere Jahrgänge fällt, die 
Zahlen der allerletzten Jahre noch nicht als endgiltig betrachtet 
werden können und bei den Altersrenten eine nicht unerheb- 



Altersrenten 


Invalidenrenten 


130 774 


27 


42 218 


16 529 


31176 


33 228 


33 442 


44 397 


29417 


52 062 


25 402 


60 562 


21688 


71 733 



^^ S. Amtl. Nachr. des Reichsversicherungsamts Nr. 1 vom 1. Januar 1899, 
S. 128/29. — Die vorstehende Tabelle veranschaulicht die Rcnlenbewillig- 
ungen der 31 Versicherungsanstalten; für d s Jahr 1898 sind die auf die 
Anstalten ohne die Kassen entfallenden Ziffern noch nicht bekannt. 
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liehe Erniedrigung erfahren werden. In den bisherigen Jahren 
betrug*^ der Durchschnitt der bewilligten Renten in Mark für 
Renten, deren Beginn fällt in das Jahr : 

1891 113,39 Invaliden-, 123,57 Alters-Renten 



1892 


114,70 


» 


127,34 


» 


1893 


117,99 


» 


129,50 


» 


1894 


121,21 


» 


125,68 


» 


1895 


124,03 


» 


132,00 


» 


1896 


126,64 


» 


133,89 


» 


1897 


127,92 


» 


137,88 


» 



Die vorgeschlagene Änderung würde also für die nächsten 
Jahre zu einer Entlastung der Versicherungsanstalten führen, 
dann aber, wenn die Invalidenrenten sich höher stellen würden 
als die Altersrenten nach den jetzigen Bestimmungen betragen 
würden, käme in Betracht, dass bis dahin die Altersrentner 
auch schon einigermassen Zahlungen zur Versicherung bethätigt 
haben, während sie jetzt fast ohne solche die hohen Renten 
erhalten; und ausserdem — und das wäre das Entscheidende 
— würden um jene Zeit die Altersrenten so sehr an Zahl 
hinter den Invalidenrenten zurückgetreten sein, dass von einer 
erheblichen Mehrbelastung nicht die Rede sein könnte. In 
den ersten Jahren des Gesetzes wurde amtlicherseits ange- 
nommen, dass der Beharrungszustand etwa in 50 Jahren nach 
Inkrafttreten des Gesetzes eintreten würde; nach den bis- 
herigen Wahrnehmungen ist er etwas früher zu erwarten. 
Jedenfalls würde bis dahin die Invalidenrente im Durchschnitt 
um 90 Ji (225 gegen 135 Ji) über der Altersrente stehen. 
Um diese Zeit würden aber auch von 1000 Versicherten 12,6 
Personen Rente erhalten, und zwar 11,4 Personen Invaliden- 
rente und nur 1,2 Personen Altersrente, und von 100 Ji Renten- 
zahlung träfen alsdann 94,07 Ji auf Invalidenrenten und nur 
5,93 Ji auf Altersrenten. ^7 Demnach könnten für die ferne 
Zukunft wiederum keine finanziellen Bedenken gegen die oben 
vorgeschlagene Änderung ins feld geführt werden. 

Jedenfalls würde ein Ersatz der Altersrente durch die Sätze 
der Invalidenrente viel mehr den Grundgedanken des Gesetzes 
und den Interessen der Versicherten entsprechen, als eineHerab- 



56 S. ebendort S. 127. 

" Nach Veröffentlichungen des Reichsversicherungsamts auf der Münchner 
II. Kraft- und Arbeits-Maschinen- Ausstellung 1898. 
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Setzung der Altersgrenze für die Altersrente auf das 65. Lebens- 
jahr, wie sie oft und lebhaft befürwortet wird. Zunächst hätte das 
natürlich zur Folge, dass eine viel grössere Zahl von Bewerbern 
um Altersrente auftreten würde und das beginnende Übergewicht 
der Invalidenrente wieder zurücktreten müsste. Was für Folgen 
eine solche Massregel aber für die finanzielle Belastung der 
Versicherungsanstalten hätte, darüber sprachen Abgeordneter 
Dr» Hitze und Staatssekretär Dr. Bötticher in der Sitzung des 
Deutschen Reichstags vom 25. Januar 1896**: Während der 
Bedarf der Invalidenversicherung in den ersten zehn Jahren 
(1891 — 1900) mit 757 Millionen Ji wird gedeckt werden können, 
würde der Mehrbedarf bei Herabsetzung der Altersgrenze aufs 
65. Jahr für 4 Jahre (1897—1900) allein 38Ü Millionen Jl, 
also über 100 % des bisherigen Qesamtbedarfs, und bei Herab- 
setzung aufs 60. Jahr 755 Millionen, demnach weit über 200 
Prozent mehr als der normale Bedarf betragen. Dazu kommt 
nun aber, dass zu befürchten stände, die ausgedehnte Ge- 
währung von Altersrenten an Arbeiter möchte, da neben dem 
Bezug der Altersrente eine Fortsetzung der Erwerbsthätigkeit 
ohne Weiteres zulässig ist, dazu führen, dass solche halbinvalide 
Halbpensionäre in grosbcr Zahl von den Arbeitgebern, da es 
nun doch einmal gelernte Arbeiter sind, weiter fortbeschäftigt 
werden, aber mit Bücksicht auf ihre Eigenschaft als Renten- 
bezieher schlechtere Löhne erhalten, anderen jüngeren Ar- 
beitern so den Platz wegnehmen und die Löhne drücken, eine 
Erscheinung, die im Interesse der sozialen Hebung des Ar- 
beiterstandes höchst unerwünscht wäre. Wenigstens muss die 
lebhafte Empfehlung einer solchen Massregel aus den Kreisen 
der Arbeitgeber (Grossindustriellen wie Grossgrundbesitzer) *^, 
die von ihr « eine grössere Arbeitsfreude und grössere Arbeits- 
dauer», «die Bethätigung einer längeren Arbeitskraft» er- 
hoffen, « während sich so die Leute schon mit 65 Jahren in- 
valid melden», sehr zur Vorsicht mahnen. Geradezu unzutreffend 



J8 Stenogr. Berichte des Reichstags, 9. Legislatur -Periode, 4. Session, 
1895/97; S. 559 C, 560 D, 585. 

lö Erörterungen im Zentral verband deutscher Industrieller, mitgeteilt in 
dessen « Mitteilungen»; ferner Stenogr. Berichte des Reichstags, 7. Legisla- 
tur-Periode, 4. Session 1889/9, 2. Band; 50. Sitzung, 2. Aprill889, S. 1188/9, 
Im Zentral verband kommen z. B. die Tagungen vom 30. März 1889 und 
Oktober 1898 in Betracht. 
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aber ist es, wenn hiebe! von einer « Verdunkelung der Ab- 
sicht des Gesetzes » gesprochen und diese darin gefunden wird, 
dass die Altersrente an Bedeutung gegenüber der Invaliden- 
rente verliere : gerade das entspricht der Absicht des Gesetzes, 
und dass die Entwicklung dahin fähren wird, wurde auch seiner 
Zeit bei der ersten Beratung des Gesetzes im Reichstag von 
Anfang an gegenüber anderweitigen Einwendungen und An- 
griffen versichert und betont. Das Invaliden- Versicherungsgesetz 
schafft eine Versicherung gegen Erwerbsunfähigkeit und nicht 
eine Altersversorgungsanstalt ; die Altersrente ist gedacht ledig- 
lich als eine Unterart der Invalidenrente, indem bei einem 
gewissen Alter vom Nachweis der Erwerbsunfähigkeit abge- 
sehen wird, da ein Nachlass der Erwerbsfähigkeit in Anbe- 
tracht des Alters nach dem natürlichen Lauf der Dinge ver- 
mutet werden kann. Zweifellos entspräche eine Herabsetzung 
der Altersgrenze für die Altersrente ebensowenig den Ab- 
sichten des Gesetzes wie den Interessen der Arbeiter. 

Von alledem enthält nun aber der Entwurf nichts. Er 
behält die Altersrente als selbständige Rentenart bei. Nur die 
Berechnung der Altersrente soll sich nach dem dritten Ent- 
wurf vereinfachen, indem nach § 26 dort der von der Ver- 
sicherungsanstalt aufzubringende Teil künftig lediglich in dem 
Grundbetrag der Invalidenrente bestehen soll.^ Infolgedessen 
wird sich die Altersrente um durchschnittlich 6 v. H. höher 
stellen als nach den jetzigen Sätzen: nämlich 110, 140, 170 
und 200 Jü für die ersten 4 Lohnklassen statt wie bisher: 106,80, 
135,00, 163,20 und 191,40 Ji 

Dass die Nachzahlung von Renten auf 1 Jahr (§ 29) und 
die nachträgliche Beibringung von nicht entrichteten Pflicht- 
beiträgen auf 4 Jahre beschränkt werden soll (§ 111 b), sei 
nur nebenbei erwähnt. Beide Bestimmungen sind angesichts 
der Rechtsprechung des Reichsversicherungsamts von den An- 
stalten sehnlichst gewünscht worden ; insbesondere kommt die 
Entscheidung vom 3. Dezember 1895, Amtl. Nachr. 1896, 
S. 152, in frage, die in der Fachlitteratur auf schärfste ange- 
griffen wurde. 



20 Kuleraann W , « die geplante Reform der deutschen Invalidenversicher- 
ung» in Braun's Archiv für soz. Gesetzgebung und Statistik, Band IX, 1896, 
S. 318, irrt demnach, wenn er bei Besprechung dieser Reform im 2. Entwurf 
von («völliger Verschmelzung der Inv.- und Altersrente» und einer Ge- 
währung der Invalidenrente an die 70jährigen spricht« 



Il 



— 32 — 

Desgleichen sind von untergeordneter Bedeutung die Neue- 
rungen in den §§ 30, 32 und 35, die zum Teil nur eine Kon- 
sequenz anderer Abänderungen sind. 

Die Erstattung von Beiträgen im Falle der Verehe- 
Hchung weiblicher Versicherter soll nämlich von einer Beitrags- 
leistung von 200 Wochenbeiträgen (statt wie bisher 235) ent- 
sprechend der verkürzten Wartezeit abhängen und noch nach 
6 (statt bisher 3) Monaten nach der Heirat geltend gemacht 
werden können. 

Mit Recht wird die Beseitigung dieses Anspruchs überhaupt 
gefordert. Innerhalb einer staatlichen Zwangsversicherung be- 
steht überhaupt keine Veranlassung, geschweige denn ein recht- 
licher Zwang wie bei einer privatwirtschaftlichen Versicherung, 
in solchen Fällen eine Rückerstattung eingezahlter Beiträge 
eintreten zu lassen. Dazu kommt, dass die zur Auszahlung 
gelangenden Beträge nur klein sein können, da nur jüngere 
Frauenspersonen in der Regel sich verheiraten (die erstatteten 
Beträge betrugen im Durchschnitt des Jahres 1896: 23,74 Ji^ 
1897 : 26,23 Ji) ; ein so angenehmer Zuschuss zu den Heirats- 
kosten deshalb auch die fällige Summe sein mag, so wenig 
wird man im Allgemeinen doch davon sprechen können, dass 
sie irgendwie notwendige oder nützliche Ausgaben ermöglicht 
und erleichtert. Während also hier das Geld der öffentlichen 
Versicherung entzogen wird, die ihren notwendigen Aufgaben 
noch immer nicht in ausgiebiger Weise gerecht werden kann, 
und während es einer Verwendung zugeführt wird, die im 
besten Falle nur als angenehm, meist aber als unnütz und un- 
wirtschaftlich zu bezeichnen ist, darben nun auf der anderen 
Seite die Witwen und Waisen, für die in den Zeiten der 
bittersten Not die jetzt zur Rückzahlung gelangenden Beträge 
nicht entfernt irgendwelche Linderung bringen können. Auch 
dürften die Zeiten nunmehr doch vorbei sein, in denen die 
Aussicht, mit einer bestimmten Massnahme die Stimmung im 
Volk gegenüber dem Gresetz zu verbessern, von massgebender 
Bedeutung für die Beschlüsse der Regierungen und der Par- 
teien sein konnte. Solange im Rahmen der bisherigen Gresetz- 
gebung wegen der Höhe der Kosten ^^ nicht an eine Witwen - 



21 Unter Ausserachllassung des konstant wachsenden Zujfmgs im Ver- 
sichertenbestande sind im ßeharrungszustande zar Durchführung der 
Invalidenversicherung mch jetzigem Recht jährlich 131 Millionen Mark 
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und Waisenversorgung im Wege der Rentenverdicherung ge- 
dacht werden kann, wäre es immerhin keine unbeträchtliche 
Hilfe, die den ihres Ernährers beraubten Hinterbliebenen für 
die erste Zeit geboten werden könnte, wenn man die in Heirats- 
fkllen bisher zur Auszahlung bestimmten Gelder zu einer Er- 
höhung der in Todesfällen zurückzuerstattenden Beträge ver- 
wenden würde. 

Seit dem Jahre 1895 (vorher konnten Erstattungen nicht 
stattfinden y da die Wartezeit erfüllt sein muss) wurden bis 
Ende 1897 im Ganzen 5624 435,01 ^ erstattet, davon 
4 236 514,18 c^ in Heirats- und nur 1387 920,86 cJf in Todes- 
fällen. 1897 wurden in 99 865 Heiratsfällen 2 619 844,78 Ji 
und in 22 556 Todesfällen 809 862,75 Jl erstattet; die durch- 
schnittliche Höhe des erstatteten Beitrags betrug 1897 im 
Verehelichungsfall 26,23 Ji und im Todesfall 35,44 JL Würden 
die 3 429 707,53 c/Ä, die 1 897 insgesamt zu Erstattungszwecken 
ausgezahlt wurden, nur an die Hinterbliebenen in den 22556 
Todesfällen hinausgegeben worden sein, so hätten dieselben 
durchschnittlich 152 c^ statt 35 Ji erhalten. Noch sichtbarer 
würde der Erfolg einer Änderung in vorgeschlagenem Sinn, 
wenn die Gelder dazu verwandt würden, nur die vaterlosen 
Kinder — § 31 II — mit grösseren Beträgen zu bedenken : 
1897 befanden sich unter 20116 Todesfällen (die Zahl giebt 
bloss die Todesfälle der Versicherungsanstalten unter Aus- 
schluss der 9 zugelassenen Kasseneinrichtungen an!) 597 Fälle, 
in denen an insgesamt 1034 vaterlose Eander Erstattungen 
erfolgten. ^2, 

Der Verlust einer Anwartschaft soll künftig nach § 32 
nicht so bald eintreten, da während 4 Kalenderjahren nur 
26 (statt wie bisher 47) Wochen-Beiträge nachgewiesen zu 
werden brauchen. 



erforderlich. Nach einem amtlichen Überschlag würden bei Gewährung 
einer jährl. Rente von 36 Mk. an jede vaterlose Waise und von 60 Mk. an 
jede Witwe eines Versicherten — unter Ausschluss der bereits vorhandenen 
Waisen und Witwen — die jährl. Mehrkosten 33 und 70, also zusammen 
103 Millionen Mark betragen. 

22 Die vorstehenden Zahlen sind mitgeteilt in Amtl. Nachr. des R.-V.-A., 
Nr. 1 vom 1. Januar 1899, S. 123/4. 129/30 und 154/7. Indessen stimmen die 
dort vorgeführten Zahlen unter sich nicht überein, sofern nicht etwa eine 
übrigens nicht erkennbare Unterscheidung zwischen blosser Anweisung und 
thatsäch lieber Auszahlung gemacht ist. 
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Sehr dankbar werden die Armenpflegen eine Neuerung in 
§ 35 begrüssen : wonach in dem Fall einer Versorgung eines 
Versicherten durch die Armenpflege, wenn also die Invaliden- 
rente den Versicherten nicht ausreichend vor Not schützen 
kann, die Rente an die Armenpflege überwiesen werden soll 
und zwar auch der Anspruch auf die künftig fällig werdende 
Rente für die Dauer der Unterstützung. Das bisherige Recht 
lässt eine Überweisung der künftig anfallenden Renten nicht 
zu, so dass die Armenpflege mit ihrem Überweisungsantrag 
erst kam, wenn die Kuh aus dem Stall war. Mit Recht wurde 
hiebei der Vorschlag des 2. Entwurfs verlassen, nach dem nur 
die Hälfte der Rente sollte überwiesen werden dürfen, was 
im Leben den beabsichtigten Erfolg gewiss nicht erreicht 
hätte. 

Von grosser Bedeutung sind endlich die Bestimmungen, 
die den Versicherungsanstalten weitere Möglichkeiten eröffnen, 
einer beginnenden wahrscheinlich zur Invalidität führenden 
Krankheit rechtzeitig entgegenzutreten : die Rente nach § 10 
soll schon nach halbjähriger Dauer der vorübergehenden 
Erwerbsunfähigkeit gewährt werden dürfen, und nach 
§ 12 soll Krankenunterstützung auch gegenüber Personen 
übernommen werden dürfen, die der Krankenversicherung 
unterliegen, desgleichen soll ein Heilverfahren gegen einen 
Invaliden eröffnet werden können. Die Versicherungsanstalten 
haben dabei gegenüber den entlasteten Krankenkassen Anspruch 
auf beschränkten Ersatz und Anspruch auf Mitwirkung, ihrer- 
seits aber die Verpflichtung, alle Leistungen des Krankenver- 
sicherungsgesetzes — insbesondere Angehörigenunterstützung 
bei Krankenhausverpflegung — zu gewähren und dies auch in 
den Fällen, in denen der Versicherte nicht der Reichskranken- 
versicherung unterliegt. 

Es entspricht dies Alles oft geäusserten Wünschen der 
Versicherungsanstalten, verursacht keine nennenswerte Mehr- 
belastung der Versicherungsanstalten und hat insofern eine 
gewisse Bedeutung, als darin eine gesetzliche Anerkennung 
des Gedankens erblickt werden darf, dass die in getrennten 
Gesetzen behandelte Arbeiterfürsorge als innerlich zusammen- 
gehörig einheitlich vollzogen werden sollte. Von sachlichem 
Wert ist vor Allem die Thatsache, dass die zeitliche Kluft 
zwischen Krankenversicherung und Invalidenversicherung, die 
in Ermanglung statutarischer Mehrleistungen seitens einer 
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Krankenkasse bisher ^/^ Jabre im besten Fall betrug, nun auch 
seitens der Versicherungsanstalten bis auf eine Entfernung von 
13 Wochen, einem Vierteljahre, verengert werden kann. Da- 
gegen bleiben noch immer alle jene Bestimmungen über 
freiwillige Übernahme einer Krankenfürsorge durch die Inva- 
lidenversicherungsanstalten so lange von zweifelhaftem Wert, 
als nicht den Invalidenversicherungsanstalten mehr als das 
blosse Recht zur Übernahme der Krankenpflege gegeben wird, 
als nicht, wovon weiter unten zu sprechen sein wird, ein be- 
wusstes geordnetes Zusammenarbeiten der beiden Versicherungs- 
zweige schon in den Stadien der Krankheit statt hat. 

Soviel über die wichtigeren Neuerungen hinsichtlich des 
Umfang» und des Gegenstandes der Versicherung. 

Was nunmehr das Verfahren und die Organisation 
anlangt, so seien hier einige minder wichtige Abänderungsvor- 
schläge vornweg genannt : 

In § 75 wird das Institut der Vertrauensmänner, das sich 
in der Praxis als ziemlich wertlos erwiesen hat, nur mehr als 
fakultative Einrichtung genannt. Desgleichen wird die untere 
Verwaltungsbehörde der Abgabe eines Gutachtens enthoben, 
da auch dies für den Rentenbescheid keine entscheidende Be- 
deutung hatte und haben kann. 

Einschneidend ist eine Neuerung in § 79; zwar haben der 
zweite und dritte Entwurf die im ersten Entwurf vorgeschlagene 
Verpflichtung der Versicherungsanstalt zu provisorischer Aus- 
zahlung eines durchs Schiedsgericht zuerkannten Mehrbetrags 
einer Rente oder einer Rente, die das Schiedsgericht über- 
haupt erst zugebilligt hat, vor Eintritt der Rechtskraft nicht 
in ihre Bestimmungen aufgenommen ; dagegen findet sich in 
allen drei Entwürfen die Forderung gesetzlich fixiert, dass 
die Schiedsgerichte — von ganz seltenen Ausnahmefällen 
abgesehen, die das Reichsversicherungsamt bestimmen darf — 
die Rente, sofern sie eine solche dem Grunde nach zuerkennen, 
zugleich auch dem Betrag nach zuzuerkennen haben. 

Diese und ähnliche Abänderungsvorschläge entspringen 
dem Bestreben, den Klagen über Verzögerung der Renten- 
bescheide abzuhelfen, sind aber um deswillen ungeeignet, ihren 
Zweck zu erfüllen, da sie mit der Reform nicht an der rich- 
tigen Stelle einsetzen. Eine Verzögerung der Renten verbe- 
scheidung konnte dort platz greifen, wo — wie die betreflfen- 
den norddeutschen Versicherungsanstalten in ihren Jahres- 



-- 36 - 

berichten selbst beklagen, — eine übermässig grosse Zahl von 
Schiedsgerichten für den Bezirk einer Anstalt errichtet ist, 
und wo infolgedessen das einzelne Schiedsgericht nur selten 
Sitzung hält. ^. Dass diesem Missstand gegenüber die vorge- 
schlagene Änderung bedeutungslos ist, liegt auf der Hand ; 
denn die ziffermässige Festsetzung der durchs Schiedsgericht 
einmal zugebilligten Rente von seiten der Versicherungsanstalt 
war es nicht mehr, was zu Beschwerden Anlass gab. Dazu 
kommt aber, dass die beabsichtigte Änderung nicht nur den 
gewünschten Erfolg nicht haben kann, sondern gerade die ent- 
gegengesetzte Wirkung haben wird. Es wird nämlich die 
Rentenfestsetzung vom Schiedsgericht sehr oft falsch erfolgen, 
da dem Schiedsgericht Rechnungsverständige oder auch nur 
Leute, die mit den Feinheiten des Gesetzes vertraut sind, 
nicht zur Seite stehen, so dass neue Weiterungen sich ans 
schiedsgerichtliche Erkenntnis anschliessen werden. Ausser- 
dem spricht aber gegen die Neuerung der weitere Gesichts- 
punkt, dass als Richter über eine Frage nur derjenige gesetzt 
werden soll, der die Frage zu beurteilen versteht. Wie sollen 
aber die Schiedsgerichtsbeisitzer in der Lage sein, sich in 
solchen Dingen ein selbständiges Urteil zu bilden, wie es 
einem Richter doch zukommt ! 

Einem oft geäusserten Wunsch kommt die Bestimmung 
in § 99 entgegen, wonach nunmehr auch Marken für andere 
Zeiträume als für eine Woche ausgegeben werden sollen ; die 
Bestimmung wird dem Reichsversicherungsamt überlassen ( — wie 
in der Regierungsvorlage des Gesetzes s. Z. auch schon be- 
stimmt war!). Vorgesehen sind Marken für 14 Tage und für 
1 Vierteljahr — eine unverkennbare Erleichterung für grössere 
gewerbliche Unternehmungen, auch für Haushaltungen, weiter 
ein ganz bedeutender Vorteil für die Versicherungsanstalten 
selbst, die hoffen können, dass nunmehr die Zahl der Karten 
etwas sich mindert und sie nicht mehr wie bisher genötigt 
sind, ihre Räumlichkeiten alle paar Jahre um etliche Gewölbe 
zum Zweck der Aufbewahrung der eingelieferten Karten zu 
erweitern. 

Diesen Vorteilen gegenüber dürfte der Hinweis auf die 
hiedurch erweiterte und erleichterte Möglichkeit von Fälsch- 



2^ Vgl. unten 4. Entwurf und II. Teil. — Auch zu vgl. Geschäftsbericht der 
Anstalt Hannover für 1894, S. 4; Ostpreussen für 1893/4, S. 5. 
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ungen, auf die Erschwerung der Q-eschäfte der Markenaus- 
gabestellen und der Kontrolstellen durch die Schaffung neuer 
Markenarten neben den bisherigen kaum durchdringen. — 
Leider können Monatsmarken , so praktisch sie wären^ wegen 
der Kollision mit der Wochenzahl; nicht in aussieht genom- 
men werden. 

Die wichtigste Änderung, die im 3. Entwurf vorgesehen 
ist, betrifft die Tragung der Rentenlast. 

Als das Invalidenversicherungsgesetz ausgearbeitet wurde, 
ging man davon aus, dass ohne Rücksicht auf das Alter, das 
Geschlecht, ohne Rücksicht auf die gesundheitlichen Verhält- 
nisse und ohne Rücksicht auf die besonderen Gefahren der 
Beschäftigung jeder Versicherte für jede Woche seiner Be- 
schäftigung innerhalb einer der vier Lohnklassen den gleichen 
Beitrag zu entrichten habe. 

Aus Gründen der öffentlichen Wohlfahrt wurden so die 
Besitzer von schlechten Risiken ganz erheblich besser gestellt, 
als wenn eine Berücksichtigung all der genannten Umstände 
geboten wäre. 

Die Ausfälle, die durch die hiernach dem Risiko gegen- 
über viel zu niedrig bemessenen Beiträge der älteren, kränk- 
lichen Personen entstehen, wurden aber nicht gedeckt durch 
eine entsprechende Erhöhung der Beiträge der jüngeren kräf- 
tigeren Personen, wenn auch diese in etwas hieran mitzutragen 
haben, sondern es trat das Reich mit seinem Reichszuschuss 
ein, den es in einer Höhe von 50 cM zu jeder Rente und in 
einer jährlichen Höhe von nun schon insgesamt über 20 Mil- 
lionen Mark leistet. 

Auf Grund der bis dahin bekannt gewordenen Ergebnisse 
statistischer Erhebungen glaubte man damals zur Annahme 
berechtigt zu sein , dass die Verteilung der schlechten und 
guten Risiken innerhalb der einzelnen Gegenden und Bezirke 
des Reichs dieselbe sein werde, wie sie dem Reichsdurchschnitt 
entsprach. Nur insoweit trug man der Volksbewegung, insbe- 
sondere dem Zug vom Land in die Stadt und in die Industrie- 
gebiete überhaupt Rechnung, als man bestimmte — § 89 — , 
dass der Jahresbetrag der einzelnen bewilligten Rente nach 
Abzug des Reichszuschusses vom Reichsversicherungsamt jähr- 
lich zur gemeinsamen Tragung auf diejenigen Versicherungs- 
anstalten verteilt werden solle, in denen der Versicherte und 
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nunmehrige Rentenempfänger einmal Beiträge geleistet und 
gearbeitet hat ; und zwar soll diese Verteilung stattfinden 
nach Massgabe der Zahl und Höhe der Beiträge, die zu jeder 
Anstalt geleistet wurden. 

Nun hat aber gerade in der Zeit von 1890 und seither 
eine Veränderung in der Zusammensetzung der Volksschichten 
hinsichtlich des Berufes und im Zusammenhang damit hinsicht- 
lich des Alters innerhalb der einzelnen Bezirke platz gegriffen, 
die von den bisherigen Verhältnissen weit abweicht : 

Es waren z. B. beschäftigt — wie die Berufszählung vom 
14. Juni 1895 ergab : 

1882 1895 1882 1895 

Millionen Millionen 
in der Landwirtschaft u. A. 19,2 

in der Industrie u. Ä. 16 

in Handel und Verkehr 4,5 

Es wurde also ein grosser Bruchteil der Bevölkerung dem 
Berufe der Landwirtschaft entfremdet und dem des Gewerbes 
u. s. f. zugeführt, mit andern Worten, die Gregenden, in denen 
Landwirtschaft vorzugsweise getrieben wird, wurden gegen 
früher im Verhältnis volksärmer auf Kosten der industriellen 
Grebiete, 

Ferner haben, wie die Volkszählung vom 2. Dezember 
1890^^ ergab, die Bezirke: Berlin, Westfalen, Rheinprovinz 
und Sachsen zusammen von den Provinzen: Ostpreussen, West- 
preussen, Pommern, Posen und Schlesien von deren am 1. De- 
zember 1880 (1885, 1890) gezählter Geburtsbevölkerung mehr 
empfangen als dorthin abgegeben : 285000 (für 1880), 433000 
(für 1885), 627000 (für 1890). 

Demzufolge treffen z. B. auch unter 1000 Versicherten 
auf die Altertsklassen 20—40 Jahren mit einer luvaliditäts- 
gefahr von jährlich 1 auf 1000 in Pommern 639,12, in Berlin 
dagegen 776,8. Daher treffen in Pommern auf 1000 Ver- 
sicherte, die im Alter zwischen 20 und 69 Jahren stehen, 6,07 
Invalide, in Berlin 3,30 Invalide. 



2* Deren Ergebnisse wurden erst 1894 veröffentlicht. 
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Der Vollzug des Gesetzes traf daher zu allem Anfang 
schon andere Verhältnisse an^ als sie vorausgesetzt wurden und 
vorausgesetzt werden mussten. 

In diesen Verhältnissen ist nun eine für die Invalidenver- 
sicherung und die Art ihrer Rentenverteilung bedenkliche Er- 
scheinung besonders noch um deswillen zu erblicken^ weil die 
andauernde^ oben charakterisierte Volkswanderung naturgemäss 
gerade unter den jüngeren Leuten sich vollzieht, also unter 
den Trägern guter Risiken, die zudem durch ihre den rüstigen 
Jahren entsprechend hohen Beiträge in erster Linie eine An- 
sammlung von Anstaltsvermögen ermöglichen. 

Es beleuchten diese Verhältnisse folgende zwei Tabellen, 
die die Beteiligung der Altersklassen an den Renten zeigen, 
und die Beteiligung der Altersklassen an Zu- und Abzug aus 
einzelnen Bezirken in andere veranschaulichen. 

Auf die einzelnen Altersklassen entfallen vom Hundert 
der Invalidenrenten(-anteile):^ 



Altersklasse 


dar Zahl nach 


dem Jahresbetrag 
nach 


Bemerkung. 


20—25 
26-30 
3i-35 
36-40 
41-45 
46—50 
5^-55 
56—60 
61—65 
66—70 
7^ ff 


-1,05 
2,79 
3;06 
3,79 

4;53 

6,72 
^0,15 
^4,45 
20,42 
21,97 
^0,57 


^,39 
2,33 
2,76 
3,53 
4,34 
6,69 
^0,30 
14,81 

2i,oo 

22,48 
^0.37 

• 


Der Prozentsatz der 
Altersklasse über 70 ist 
deshalb so gering, weil 
ein grosser Brachteil die« 
ser Grupppe erst einige 
Jahre lang Altersrente be- 
zieht und später dann 
zur Invalidenrente sich 
meldet. 



*5 Die Ziffern veranschaulichen die Verhältnisse bei den 31 Versicherungs- 
anstalten auf grund der Ergebnisse des Jahres 1897. Ebenso liegt die Sache 
bei den 9 zugelassenen Kasseneinrichtungen, die nur in den Jahren von 46— 65 
um 2 — 5 7o höhere Sätze aufweisen, dafür von 66 J. an um umgefähr 5 % 
zurückbleiben. Vgl. A.V. des R.-V.-A. 1. Januar 1899, S. 128/9. 
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In Prozenten der Gesamt b evö Ikeru ng von: 

t 0.t. I Wert. |p„„„e„| po,e„ Isohlesienl Berlin | Jf^' | «^«'°- 
I preussen | preussen | | I i i «'eo | provinz 

betrug in den nebenbezeichneten Altersgruppen der Uberschuss des 



Alter 


leg. 


-1 


leg. 


'■1 


leg. 


Zo- 


leg- 


"1 


l«g- 


Za. 


leg. 


"1 


Jahre 


zngs 1 


zugs 1 


zugs 


zugs 


zugs 


zugs 1 


21-30 


15,9 


__ 


13,1 


■■^ 


16,3 


— 


16,8 


— 


lt,2 


— 


— 


35,3 


31-M) 


7,4 


— 


7,8 


— 


4.8 


— 


7,0 


— 


1,7 


. — 


— 


4.7 


41-50 


4,2 




3,9 


— 


2,4 


— 


3,3 


— 


0,8 


— 


— 


2,2 


51-60 


2,0 


— 


2,8 


— 


2,1 


— 


2,9 




0,6 


— 


— 


1,5 


61-70 


— 


0,4 


0,9 


— 


1,2 


— 


— 


0,1 


— 


0,6 


— 


2,5 


71-80 


— 


0,4 


0,6 


— 


0,7 


— 


— 


— 


— 


0,4 


— 


3,4 


81 ff. 


— 


3,5 


— ' 


— 


0,2 


— 


— 


3,4 


— 


1,2 


— 


— 



leg- 



Zn- 



zngs 



3,8 

2,6 
0,8 

0,1 

0,5 

1,0 
0,5 



leg- 



Zu- 



zugs 



»,6 

1,4 

0,2 

0,1 
0,6 
0,6 
0,8 



Vorstehende Zahlen, die die Denkschrift des 3. Entwurfs 
mitteilt, beziehen sich auf den Stand der Bevölkerung vom 
1. Januar 1886 und 1. Januar 1891. 

Seither haben sich die Verhältnisse in der gedachten 
Richtung weiter entwickelt. In den Erfalirungen der Inva- 
lidenversicherung kommt das mehrfach zum Ausdruck. So 
erhielt ähnliche Ergebnisse die Versicherungsanstalt Berlin auf 
Grund einer quartalsweise aufgestellten Quittungskartenstatistik 
aus dem Jahre 1894; nicht ohne Interesse ist, dass sie hiebei 
unter den Versicherten vom Alter 35 an einen kleinen Mehr- 
abzug feststellen konnte. Der Geschäftsbericht der Anstalt für 
1895, S. 69, fasst die Sachlage in Folgendem zusammen : 
«Diese Verhältnisse führen dann dazu, dass in Berlin dauernd 
die kräftigsten, der Invaliditätsgefahr am wenigsten ausgesezten 
Altersklassen stark überwiegen, die ältesten dagegen zurück- 
treten. » 

Dass die hienach bestehende Verteilung der Alterklassen 
von den früheren Verhältnissen abweicht, ist aus den Ergeb- 
nissen der Volkszählungen vom 1. Dezember 1880 und 1. De- 
zember 1885 und den Zahlen der Zählung vom 1. Dezember 
1890 zu ersehen. 

Von 1000 der Bevölkerung entfielen auf die Altersklassen : 

1-15 15-39 40-59 6069 70 
Jahre Jahre Jahre Jahre Jahre ff, 
1880 Ostpreussen . . 354 385 184 57 20 

PeutsQhes R^ich . 356 382 183 53 26 



- H - 
1-15 15-39 40-59 60 69 70 





Jahre 


Jahre 


Jahre 


Jahre Jahre ff, 


1884 Ostpreassen . . 


354 


381 


179 


61 25 


Deatsches Reich . 


355 


381 


183 


55 26 


1890 Ostpreassen . . 


361 


369 


178 


59 33 


Deutsches Reich . 


351 


387 


182 


52 28 



Dazu kommt endlich, dass gerade in den ersten Jahren 
auch die Massregel des,§ 89 keine wesentlichen Erfolge erzielen 
konnte ; denn die alten invaliden Leute, die Renten bewilligt 
erhielten, sassen schon seit gewiss einem Dezennium in jenem 
Bezirk, in dem sie sich zur Zeit des Inkrafttretens des Gesetzes 
aufhielten ; ausserdem hatten die nach § 160 des Gesetzes 
anzustellenden Nachforschungen nach der frtlheren vorgesetz- 
lichen Beschäftigung meist nur recht mangelhaften oder gar 
keinen Erfolg. In der That beträgt ( — wenn auch aus den 
Gesamtzahlungen nicht mit voller Sicherheit Schlüsse gezogen 
werden können, da es auf den Belastungswert der Renten 
ankommt — ) die durch § 89 bewirkte bisherige Verschiebung, 
wenn sie auch eine kleine Tendenz zum Steigen zeigt, 1892 
nur 1,4^0 b^i ^^^ Invaliden-, and 1,14% bei den Altersrenten, 
und 1893 1,87% und 1,24% für die gleichen Rentenarten ; 
für spätere Jahre fehlen die Zahlen. Aber auch für alle Folge- 
zeit musste bei dieser Art der Verteilung immer eine Unge- 
rechtigkeit bestehen bleiben — und in sofern litt die getroffene 
gesetzliche Regelung von Anfang an einem Fehler — , da nicht 
der nach dem Alter des Beitragenden verschiedene Versiehe* 
rungswert der einer Anstalt zugegangenen Beiträge, sondern 
lediglich die Höhe dieser Einnahmen in Anschlag gebracht 
und der Verteilung zu Grunde gelegt wurden ; gerade die 
Bezirke, in denen die Rentenbewerber in jungen Jahren gear- 
beitet hatten, bekamen die den hohen Löhnen entsprechenden 
hohen Beiträge, denen noch kein Risiko gegenüberstand, 
ohne diesen Mehreinnahmen entsprechend stärker belastet zu 
werden, als die Anstalten, die schliesslich die Rente zu tragen 
hatten und von bejahrten, der Invalidität nahen Versicherten 
nur mehr Beiträge der niedersten Klasse gezahlt erhielten. 

Die Folge war zunächst die, dass z. B. in Ostpreussen, 
das, wie die Statistik ausweist, einen besonders starken Ab- 
wanderungsüberschuss hat, die Rentenbewilligung sich folgender- 
massen gestaltet hat ; Erwartet wurde, dass auf IQOO unselig« 
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ständige erwerbsthätige männliche Personen in Ostpreussen zu 
bewilligen sein werden : 

Altersrenten 10 gegen 11 im Reich, Invaliden-Rente 4,97 
gegen 4,28 im Reich; thatsächlich wurden bewilligt: 

Alters-Renten 26,4 gegen 12,8 im Reich, Invaliden-Renten 
7,7 gegen 4,5 im Reich. 

Und auf 1000 Versicherte kommen von den in der Zeit 
vom 1. Januar 1891 bis zum 30. Juni 1898 bewilligten Renten: 

Invalidenrenten Altersrenten Renten überhaupt 



in Ostpreussen . 


. . 51,3 


58,1 


. 109,4 


Westpreussen 


. . 35,2 


33,5 


68,7 


Berlin . . 


. . 12,6 


8,a 


20,9 


Pommern 


. . 37,1 


31,6 


68,7 


Posen . . 


. . 33,7 


38,5 


72,a 


Schlesien . . 


. . 40,3 


35,5 


75,8 


Westfalen 


. . 28,4 


24,7 


53,1 


Rheinprovinz . 


. 27,4 


21,6 


49,0 


Oberbayern . , 


. 29,6 


18,9 


48,5 


Niederbayern . 


. 35,3 


32,3 


67,6 


Mittelfranken . 


. 21,6 


16,8 


38,4 


Mecklenburg 


• ^0,8 


44,9 


68,7 


Hauptstädte . 


. . 14,1 


12,0 


26,1 


im Gesamtdurchscl] 


nitt 27,9 


28,i 


56,» 



Die weiteren Folgen dieser anderen Gruppierung der Risiken 
infolge der veränderten Gruppierung der Altersklassen und die 
Folgen der weiter zu stattfindenden Verschiebungen innerhalb 
dieser Gruppierung zeigen sich im Vermögensbestande der An- 
stalten : während Berlin, Rheinprovinz und Königreich Sachsen 
zwischen 40 — 60 Millionen Jt Uberschuss über das Deckungs- 
kapital der laufenden Renten der ersten Periode haben, steht 
Ostpreussen nahe vor dem Bankerott, so dass es in absehbaren 
wenigen Jahren nicht einmal seine laufenden Rentenzahlungen 
bestreiten kann. 

Indem der Kapitalwert der laufenden Verpflichtungen in 
Höhe derjenigen Kapitalien verstanden wird, die nebst Zins 
und Zinseszins erforderlich sind, um die bewilligten Renten 
während der ganzen Dauer ihres Bezugs für alle Zukunft 
zahlen zu können, ergiebt sich folgendes Bild von der Ver- 
mögenslage der einzelnen Anstalten r , 
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VersicberaogsansUiU 



Ostpreussen 

Westpreussen 

Berlin 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Westfalen 

Rheinprovinz 

Alle preussischen Anstallen 

Oberbayern 

Niederbayern 

Mittelfranken 

Alle bayerischen Anstalten. 

Kgr. Sachsen 

Württemberg 

Mecklenburg 

Hansestädte 

Alle Versicherungsanstalten 
Alle Anstalten und Kassen . 



VormÖgensbestand am 
1. Januar 1!M)0 



des 



Überschass + 

Fehlbetrag — 

Yermögenbestandes 

gegenüber dem Kapital* 

wert der laufenden 

Renten 



in Tausend Mai'k 



7,8^8,9 
^0;685,2 
4'>,395,6 
^6,^6,9 
^^,776,0 
5^,857,1 
36,^53,2 
77,6^2,3 
400,^02^ 

^ 6,943,0 

3,422,5 

H,033,7 

59,085,3 

75,5^6,6 

23,7^4,3 

8,446,6 

27,9^2,7 

684,448,1 
746,884,8 



4- 
4- 
+ 

+ 



^0,288,5 

50^,9 

39,650,4 

5,844,9 

542,6 

49,259,5 

24,344,5 

52,034,5 

207,7<6,7 



+ 8,945,9 

— 4,320,4 

4- 7,980,0 

4- 28,327,4 



58,897,t 
44,244,3 
4- 3,332,0 
4- 24,037,3 

•+• 398,802,6 
4- 446,492,7 



So im Allgemeinen die Darstellung des dritten Entwurfs, 
der, wie ersichtlich, die Ursachen der unerwarteten und un- 
willkommenen Grestaltung der Dinge in den Verhältnissen der 
Altersgruppierung sucht. 

Dem entgegen glaubten die öffentliche Kritik und die Be- 
teiligten, d. i. in diesem Fall die Vertreter der vermöglichen 
Anstalten, die beregten Erscheinungen auf mancherlei andere 
Gründe zurückführen zu müssen, als da geltend gemacht 
wurden : ^ 

Engherzigeres Verfahren bei der Rentenbewilligung auf 
Seiten der Anstalten mit hohen Einnahmen und wenig Renten, was 



26 über Verwaltungskosten (unten S. 56 ff.). 
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nicht hervortretende Wirkungen äussern konnte. ^ Mehr fällt ins 
Gewicht der Hinweis auf den Einfluss, den die verschiedene 
Dichtigkeit der Bevölkerung, das Verhältnis von Stadt und 
Land innerhalb eines Bezirks haben kann, auch die Unter- 
schiede in der Arbeitsgelegenheit und in der durchschnittlichen 
Dauer der Arbeitszeit (letzteres namentlich von Bedeutung für 
die kleinen landwirtschaftlichen Unternehmer, die ab und zu 
selbst versicherungspflichtige Arbeit treiben und schliesslich 
Rentenempfänger werden). Mit Recht weist indessen die amt- 
liche Begründung diesen Umständen nur nebensächliche Be- 
deutung zu. Von grösserer Bedeutung war zweifellos — was 
freilich offiziell nie zugestanden wird — die besonders in den 
ersten Jahren auflfallend verschiedene Art, wie die Pflicht- 
beiträge in den einzelnen Bezirken gezahlt und auch beige- 
trieben wurden. Dass die landwirtschaftlichen Bezirke von jeher 
äusserst pflichtvergessen und lässig in der Entrichtung der 
Beiträge waren, beweist die unverhältnismässig hohe Zahl von 
Strafen, die von den Vorsitzenden dieser Anstalten schliess- 
lich, als Gründe der Politik nicht mehr eine allzu grosse Nach- 
sicht verlangten, wegen Beitragshinterziehung verhängt wur- 
den. Ganz nennenswerten Einfluss, der hinter dem der Alters- 
gruppierung nicht allzuweit zurückstehen durfte, übte aber die 
Verteilung der Lohnklassen: der Grundbetrag bedeutet unbe- 
strittenermassen für die Bezirke mit vorwiegend niederen Lohn- 
klassen eine grössere Belastung als für andere, und wie oben 
dargestellt, und das ist das Ausschlaggebende, belasten — zu- 
mal in den ersten zwei Jahrzehnten der Beitragsleistung — 
die Renten der höheren Lohnklassen den Versicherungsträger 



^ Allerdings stellen die in einer Höhe von 12218 Renten in Ostpreussen 
in dem einen Jahre 1891 bewilligten Altersrenten eine bedenkliche Ziffer dar. 
Die Vermutung, dass — aus politischen Gründen — hier bei der Bewilligung 
recht freigebig verfahren wurde, findet auch eine Bestätigung in dem Jahres- 
bericht der Anstalt, der von einer Ausschussitzung jenes Jahres erzählt, in 
der Staatssekretär von Bötticher und Direktor von Wödtke erschienen seien, 
da im Reichstag von den Vertretern Ostpreussens scharfe Reden gehalten 
worden waren. Immerhin führte jedoch auch diese aussergewöhnliche 
Rentenzahl nicht schon an sich allein zu einer derartigen Mehrbelastung, die 
für die finanzielle Lage der Anstalt hätte entscheidend sein müssen. {J^h 
auch nunmehr den neuesten Entwurf, S. 306). 
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unverhältnismässig geringer als die Renten der niederen Lohn, 
klassen. Es wtlrde wenigstens, wie der Direktor der hanseati- 
schen Versicherungsanstalt, H. Gebhard, in seinem Vortrag 
vom 25. März 1897 in der Versammlung des Anstaltsausschusses 
in Lübeck geltend machte, nicht einzusehen sein, woher es 
sonst käme, dass Anstalten mit gleicher Altersgruppierung und 
sonst gleichen Verliältnissen (z. B. Berufszugehörigkeit der Ver- 
sicherten) doch so verschiedene Rentenziflfern und so verschie- 
dene Vermögensbildung aufweisen. ^^ Die einschlägigen Ziffern 
sind folgende : 



^ Diese Erwägungen und Zahlen behalten ihre Gellung auch gegenüber 
den Ausführungen des neusten Entwurfs. Denn wenn auch dort nunmehr 
(S. 203 ff.) ziffermässig dargethan wird, dass verhältnismässig auf die der 
Land- und Forstwirtschaft zugehörigen Versicherten doppelt soviel Invaliden- 
und viermal soviel Altersreaten entfallen als auf die Industrie, so erklärt 
das immer noch nicht die Unterschiede zwischen Anstalten, die, wie Ost- 
preussen und Mecklenburg, beide landwirtschaftliche Bevölkerung haben. 



/ 
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Bevöl. 
kerung 

am 
2. De- 
zember 
1895 

Tausend 



2005 

li9^ 

1677 

28£2 

1574 

1828 

iiU 

2992 

1322 

2606 

2700 

1807 

5213 

1148 

689 

756 

556 

593 

727 

637 

692 

3783 

2081 

1725 

103» 

698 

1336 

296 

434 

962 

16il 

5^47 



2 



Yersicherungs- 
Anstalt 



Ostpreussen 
Wcstpreussen 

Berlin 

Brandenburg 

Pommern 

Posen 

Schlesien 

Sachsen, Provinz 

Schleswig-Holst. 

Hannover 

Westfalen 

Hessen-Nassau 

Rheinprovinz 

Oberbayern 

Niederbayem 

Pfalz 

Oberpfalz 

Oberfranken 

Mittelfranken 

Unterfranken 

Schwaben 

Egr. Sachsen 

"Württemberg 

Baden 

Gr. Hessen 

Mecklenburg 

Thüringen 

Oldenburg 

Braunschweig 

Hansestädte 

ElsassLothr. 

Alle Anstalten 
ohne Kassen 



Zahl der 
Ver- 
sicher- 
ungs- 
pflich- 
tlgen 
nach d<>r 
Berufs- 
statistik 

vom 
14. Juni 

1895 
Tausend 



411 

300 
453 
642 
335 
362 
1041 
633 
292 
505 
469 
355 
994 
a30 
162 
155 
117 
135 
178 
12) 
162 
943 
386 
362 
211 
179 
293 
59 
107 
344 
326 

11285 



Von 1000 Einwohnern 
gehören an dem Berufe: 



Landwirt- 
schaft 


5 


Handel, Ver- 
kehr 


623,6 


163,7 


55,8 


587,1 


188,2 


70,8 


7,3 


528,7 


227,2 


432,2 


322.2 


89,8 


528,1 


222,4 


86,9 


631,2 


167,4 


63,7 


437,8 


345,8 


76,7 


364,9 


397,3 


9?,i 


417,4 


299,5 


114,1 


484,2 


2^,9 


94,4 


338,6 


459,9 


82,9 


398,7 


346,7 


106,8 


306,3 


469,4 


102,7 


507,2 


277,6 


78,3 


1V7,2 


555,0 


113,9 


473,9 


336,5 


68,1 


485,0 


308,3 


8i.,3 


408,8 


359,1 


9a,8 


507,7 


234,1 


77,9 


361,4 


Ul,3 


75,4 


5C3,9 


274,0 


92,6 


339,7 


411,7 


103,8 


62,0 


411,9 


299,1 


415,6 


361,4 


884 


415,7 


348,4 


93,7 





5 




Von den 
ein- 


lem 
rufe: 


gegan- 
genen 
Bei- 
trägen 
entfallen 
auf 1000 

der 
Bevöl- 
kerung 
jährlich 


72,5 


7664 


67,0 


7346 


88,6 


11284 


60,4 


9002 


70,0 


8459 


61,8 


7412 


53,1 


9761 


52^ 


8656 


6?,7 


8664 


51,9 


7672 


50,3 


7144 


52,1 


7töO 


45,0 


7441 




8236 




5705 




6251 


25 


5693 
5515 




8078 




4753 




6781 


39,9 


10107 


33,2 


6823 


38,2 


7723 


42,0 


7714 


76,9 


110^4 


42,0 


8616 


50,3 


6813 


37,8 


10541 


101,5 


12514 


29,1 


6932 


50,0 


8230 



6 



Von je 1000 Beitragen treffen anf 
die Lohuklassen : 



ni 

U.IV 



I 


II 


III 


IV 


In. II 


619 


293 


66 


22 


912 


446 


432 


84 


33 


8/8 


10 


345 


225 


429 


355 


254 


495 


181 


70 


749 


358 


483 


108 


51 


841 


543 


378 


56 


23 


921 


535 


2'»9 


145 


71 


781 


267 


394 


233 


106 


661 


129 


391 


315 


165 


520 


200 


438 


2U 


118 


638 


97 


356 


325 


2^ 


453 


141 


408 


301 


150 


549 


68 


349 


334 


249 


417 


137 


468 


317 


78 


605 


289 


662 


30 


19 


951 


2:» 


396 


197 


169 


634 


526 


333 


98 


43 


859 


369 


435 


VA 


45 


834 


204 


455 


3L5 


26 


659 


304 


598 


67 


31 


902 


136 


572 


216 


76 


708 


139 


451 


241 


169 


590 


2('3 


419 


260 


118 


622 


122 


492 


2.57 


129 


614 


177 


414 


296 


113 


591 


292 


559 


119 


30 


851 


233 


423 


268 


7i 


658 


31 


478 


Ul 


50 


509 


180 


378 


350 


92 


558 


35 


118 


891 


556 


153 


34 


418 


:)32 


216 


452 


237 


394 


223 


143 


631 



88 
122 
645 
251 
159 

79 
216 
339 
4 
362 
547 
451 
583 
395 

49 
366 
141 
196 
341 

98 
292 
410 
378 
386 
409 
149 
3(2 
491 
442 
847 
548 

369 



Anzahl der 
bis 30. Juni 1898 
bewilligten 



In- 
validen- 
renten 



21058 

10574 

5725 

17113 

12125 

12178 

41918 

14^3 

8672 

17040 

13313 

8059 

27250 

9763 

5725 

2950 

2803 

3828 

3844 

3637 

4810 

17196 

11075 

10197 

4741 

4266 

6823 

1070 

2470 

343«. 

6290 

314716 



Alters- 
renten 



23868 

10050 

3756 

24694 

10593 

13947 

33973 

2)397 

13673 

18693 

11601 

6921 

21i55 
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5257 

33 iO 
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8277 

6610 

4893 

8C64 

7091 

1295 

2627 

2930 
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319820 



Bemerkungen: 1) Die viertletzte Ziffemspalte, Nr. 11, deren Zahlen unter Zugrundelegung der vom Rechnungbureau 

über 20 Jahre alten Versicherten sich in gleicher Welse über die Altersklassen verteilen, wie nach 
2) In Sp. 7 u. 8 seiner Aufstellung hatte Gebhard die bis 1895 einschl. bewilligten Renten in ihrer 

Entwurf mitgeteilten Jüngsten Zahlen eingesetzt. Spalte 3 wurde neu eingefügt. 
3} Die in der obigen Zahlenzasammenstellung ziffermfissig zum Ausdruck gebrachten Erscheinungen 

versichert sind, 2) ihre Versicherten in der Landwirtschaft beschäftigt sind, 3) verhältnismässig 

und niedrigere Beiträge, desto mehr Beuten.» 
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Soviel werden jedenfalls die eben aufgeführten Zahlen 
darthun, dass neben der Altersgruppierung, deren massgebender 
Einfluss auf die Vermögensbildung bei den Anstalten ausser 
allem Zweifel steht, doch auch der Verteilung der Lohuklassen 
innerhalb der Bezirke eine grössere Bedeutung zukommt, als 
bis jetzt anerkannt werden will. 

Zur Abhilfe der besprochenen Übelstände schlagen die 
Entwürfe vor, zwar nicht die ganze Rentenlast auf die ge- 
samten Versicherungsanstalten gleich zu verteilen, — denn 
dadurch würde den einzelnen Anstalten « der Ansporn zu sorg- 
samer Prüfung der Rentenanträge » genommen werden ; aber 
die Hälfte der gesamten Rentenzahlung gemeinsam von allen 
Anstalten tragen zu lassen.^ Während die Reute nach ihrem 
Kapitalwert auf die einzelnen Anstalten verteilt werden sollte, 
soll als Massstab dieser Verteilung das Vermögen dienen, das 
die einzelne Anstalt bereits angesammelt hat. Ein weiteres 
Viertel der Rentenlast soll von den Anstalten in einem ge- 
meinsamen Rückversicherungsverband zur Tragung übernom- 
men werden können. 

Während noch die mathematische Denkschrift zum zweiten 
Entwurf — Herbst 1896 — davon gesprochen hatte, dass mit 
einer Überlastung von 50 % auf die Gresamtheit der Ver- 
sicherungsanstalten nur vorübergehend eine Besserung erreicht 
werde, ein späteres Wachsen des Defizits aber nicht verhindert 
werde, glaubt sich der dritte Entwurf — Januar 1897 — mit 
50 % begnügen zu dürfen , und befindet sich damit in Über- 
einstimmung mit dem ersten Entwurf, dessen Denkschrift be- 
rechnet hatte, dass das gesamte Resultat einer Verteilung der 
Renten auf die vom Versicherten während seiner versicherungs- 
pflichtigen Arbeitszeit frequentirten Anstalten (jetzt § 89) im 
Beharrungszustand auch insgesamt 50% der Gesamtbelastung 
beziflfern würde. 

Was nun den Verteilungsmodus anlangt, so wurde auch 
vorgeschlagen, die vom Rentenbewerber geleisteten Beiträge 
alle der Anstalt zuzuführen, die die Rente zu bewilligen hat ; 
eine solche Massregel konnte indessen schon deswegen keinen 
Erfolg für die jetzige Zeit versprechen, da sie zur Zeit nur 
Beiträge von solchen Versicherten berühren würde, die schon 



^ Eine gemeinsame Tragung der Las^t hatte Gebhard schon auf der 
Novemberkonferenz 1895 zur Erörterung gestellt 



zur Zeit des Inkrafttretens des Gesetzes im Allgetueinen in 
höheren Lebensjahren gestanden sind, ihren Wohnsitz wenig 
gewechselt und überhaupt durch die von ihnen geleisteten Bei- 
träge keineswegs schon ein auch nur annäherndes Äquivalent 
für die ihnen zu bewilligenden Renten geboten haben. 

Eine Verteilung der Renten nach dem Versicherungswert 
der Beiträge, wie auch angeregt wurde, wäre nur eine halbe 
Massregel gewesen, gerade für die Gegenwart von geringstem 
Einfluss, und die Unbilligkeit würde in hohem Masse noch 
fortbestanden haben. 

Ebensowenig gangbar ist jener Weg, den Reichszuschuss 
nicht mehr zu kontingentieren, sondern je nach Bedürfnis ver- 
schieden zu bemessen. Abgesehen von den grossen praktischen 
Schwierigkeiten, einen Modus für eine solche Verteilung zu finden, 
würde auch durch eine derartige Massnahme der Reichszuschuss 
seines bisherigen Charakters völlig entkleidet werden. Statt, 
wie bisher, eine Beisteuer zu jeder einzelnen Rente zu sein, 
die das Reich zur Bekundung des öffentlichen Interesses an 
der Versicherung und vor Allem zur Ausgleichung der indi- 
viduellen Schwächen, zur Unterstützung der minderwertigen 
und wirtschaftlich schwächsten Leben leistet, würde künftig 
der Reichszuschuss, der an die Mehrzahl der Anstalten dann 
überhaupt nicht mehr gezahlt würde, dazu dienen, aus öffent- 
lichen Mitteln die grössere Hälfte der ganzen Versicherungs- 
last einzelner Bezirke zu decken : eine solche Regelung liefe 
auf eine Bestreitung der Kosten der Invalidenversicherung aus 
Staatsmitteln, aus den allgemeinen Steuererträgen zu Gunsten 
einzelner Erwerbsschichten (Landwirtschaft) und einzelner Ge- 
genden hinaus. Und das geschähe, während gleichzeitig das 
gesamte Vermögen aller Anstalten das Deckungskapital aller 
laufenden Renten um das Eineinhalbfache übersteigt. 

Gegenüber den zahlreichen heftigen Angriffen, die die 
vermöglichen Anstalten, die sogenannten Grossmillionäre unter 
den Versicherungsanstalten der neuen Regelung entgegen- 
setzten, da sie ihrem grösseren Vermögen entsprechend stär- 
ker belastet werden sollen, wird der eine Gesichtspunkt immer 
mit Erfolg für die neue Ordnung der Verteilung geltend ge- 
macht werden können, dass nach den Grundgedanken der In- 
validen-Versicherungsgesetzgebung, wonach einer für Alle und 
Alle für einen einzustehen haben, die Gesamtheit der von 
allen Versicherten während ihres Lebens oder während einer 
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Beitragsperiode entrichtetea Beiträge die Gesamtheit der zur 
Bewilligung gelangenden Renten unter EQnzufügung des Reichs- 
zuschusses decken solle. Die von den Entwürfen ins äuge ge- 
fasste gemeinsame Tragung einer Hälfte der Yersicherungslast 
stellt sich auch dar als eine Konsequenz der gesetzlich fest- 
gelegten Freizügigkeit und der so viel besprochenen Abwan- 
derung vom Land und vom Osten Deutschlands in die Städte 
und in die westlichen Bezirke. Es darf sonach , da das Gesetz 
seine Berechnungen und Bestimmungen auf die breite Grund- 
lage des Reichs und nicht auf den engen Bezirk einer Anstalt 
aufgebaut hat^ bei der Gewährung der einzelnen Rente nicht 
bloss der von mehr oder weniger zufälligen Verschieden- 
heiten abhängige Vermögensbestand der einen Kasse heran- 
gezogen werden, sondern die Bewilligung der Renten hat 
zu Lasten aller der zu erfolgen, die durch ihre Beiträge 
solidarisch die seinerzeitige Auszahlung von etwa fälligen 
Renten sichern wollen. Es war auch, da die Frage der Alters- 
gruppierung schon seiner Zeit bei Abfassung des Entwurfs 
vom Jahre 1888 Gegenstand von Erwägungen war, nur eine 
Folge der Zugrundelegung veralteter statistischer Aufstellungen, 
dass die doch nur zu Verwaltungszwecken erfolgte Schaffung 
territorialer Organe, die der einfacheren und beweglicheren 
Verwaltung wegen vorgenommene territoriale Gliederung be- 
züglich der Lastentragung zu einer Aufteilung des Reichs in 
40 (oder 31) selbständige «Anstalten» führte. 

Es kann auch nicht, wie Dr. Freund-Berlin behauptet, 
von einem «Beutezug in die Taschen der reichen Anstalten», 
oder wie er ein andermal unter Beschwörung des Gespenstes 
eines sozialdemokratischen Beifalls es nennt, von einer Ver- 
mögenskonfiskation, einer Vermögensteilung die Rede sein: 
das Vermögen jeder Anstalt stammt lediglich aus Beiträgen 
der Versicherten ; die Aufspeicherung grosser Vermögen ist 
nicht ein Verdienst der Anstalt und ihrer Leitung, sondern 
die Folge eines Zusammenflusses von vielen Versicherten mit 
geringer Invaliditätsgefahr; das Vermögen bleibt nach wie 
vor eine Summe von Beiträgen, deren jeder Einzelne geleistet 
ist von einem aus der Gesamtheit der Versicherten für die 
Zwecke der Gesamtheit. 

Es ist überhaupt ein Fehler, in den Vertreter kapital- 
gesegneter Versicherungsanstalten so gerne verfallen, den Voll- 
zug und die Reform des Invaliden-Versicherungsgesetzes ledig- 
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lieh unter dem engen Gesichtswinkel ihrer eigenen Anstalt zu 
betrachten. Während sie einerseits zugeben müssen und auch 
nicht bestreiten, dass die verschiedene Entwicklung der finan- 
ziellen Verhältnisse bei den einzelnen Anstalten die Folge be- 
sonderer vom Willen der Beteiligten unabhängiger Umstände 
ist, behandeln sie andererseits das eigene Anstaltsvermögen 
doch stets so, als ob seine Ansammlung das persönliche Ver- 
dienst der Leiter der Anstalt oder der zur Anstalt gerade zu- 
gehörigen Versicherten wäre. Ihre Ausführungen erwecken 
dann den Eindruck, als handle es sich bei den Versicherungs- 
anstalten um in sich geschlossene Gesellschaften von Ver- 
sicherten, und als beabsichtige die Reform nunmehr, die gut- 
situierten dieser Gesellschaften mit ihrem Privatvermögen bluten 
zu lassen für einige andere Gesellschaften, die vor dem Bankerott 
stehen. Gerade als wenn die einzelnen Anstalten von einander 
unabhängige Erwerbsunternehmungen wären, wird jeder Punkt 
der Reform immer auf die Frage hin geprüft, welchen Einfluss 
die Gesetzänderung auf eine einzelne Verwaltung wohl haben 
werde, die keinen anderen Richtpunkt für ihre Thätigkeit 
kennt als das Interesse der Anstalt. Immerhin verschliessen 
sich auch diese Kreise nicht mehr der Erkenntnis von der 
prinzipiellen Notwendigkeit einer Inanspruchnahme der Ge- 
samtheit der Versicherungsanstalten zur Deckung der allge- 
meinen Rentenlast. 

Mehr Beachtung forderten die Einwendungen, die sich 
gegen den im Entwurf gewählten Verteilungsmassstab richteten. 

Der Ausschussvorsitzende der Versicherungsanstalt Han- 
nover, Generalsekretär Stumpf- Osnabrück, bekämpfte in seiner 
der Versammlung von Ausschussvorsitzenden in Hannover am 
18. Januar 1897 unterbreiteten Resolution die Entwurfsbestim- 
mungen als zu weit gehend, da sie die Selbständigkeit der 
einzelnen Anstalten und eine individuelle Behandlung der ein- 
zelnen Bezirke gefährden und eine erfolgreiche Vermögens- 
verwaltung unter Strafe stellen 5 es sei davon auszugehen, dass 
die Beiträge so festgesetzt seien, dass jede Anstalt ihre nor- 
male Last solle tragen können; dass nun einige Anstalten aus 
vorher nicht gekannten Umständen sich als schwach erwiesen 
und umgekehrt andere zufällig mehr Beiträge erhielten und 
weniger Renten zu zahlen hatten, als nach der Norm zu er- 
warten war, solle jedenfalls den letzteren nicht zur Bereiche- 
rung dienen. Er machte daher folgenden Vorschlag, der sich 
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durch Einfachheit der Grundgedanken wie des Ausfdhrunga- 
modus in gleicher Weise auszeichnete : Nach dem ßeichsdurch- 
schnitt [soll die «normale» Belastung für jede Anstalt festge- 
stellt werden ; zur Deckung des bei notleidenden (d. h. über 
die normale Last hinaus belasteten) Anstalten vorhandenen 
Mangels an Deckungskapitals sollen am Schluss jeder Beitrags- 
periode jene Anstalten, deren thatsächliche Rentenlast hinter 
der normalen zurückbleibt, mit ihren Reservefonds bis zur Höhe 
der Differenz zwischen normaler und thatsächlicher Rentenlast 
(der « Haftsumme ») beitragen und zwar im Verhältnis ihrer 
Haftsumme zur gesamten Haftsumme aller übrigen Anstalten. 
Ausserdem trat Direktor Gebhard in seinem schon erwähnten 
(S. 45) Vortrag vom 25. März 1897 mit einem eingehend 
begründeten Vorschlag hervor : Er unterschied zwei Teile in 
der gesamten Versicherungslast; der eine sei von sämtlichen 
Anstalten (Kassen) gemeinsam zu tragen (Gemeinlast) und 
umfasse die aus dem in § 65 allen Versicherungsträgern zur 
gemeinsamen Tragung überwiesenen Rententeil erwachsende 
Belastung und die Beitragserstattungen; der andere Teil sei 
von jeder Anstalt (Kasse) für sich allein zu tragen (Sonderlast) 
und dazu gehören alle Ausgaben, die nicht zur Gemeinlast 
gehörten, so insbesondere der Rest der Rentenbeträge, die Kosten 
für Heilverfahren und Verwaltung. Dieser Zweiteilung der 
Last entsprechend lässt Gebhard auch das Vermögen jedes 
Versicherungsträgers in zwei Teile zerfallen, einen, der zur 
Bestreitung des Anteils an der Gemeinlast aller Anstalten 
bestimmt ist (Gemeinvermögen), und denjenigen, der zur Deckung 
der Sonderlast der einzelnen Versicherungsanstalt dient (Sonder- 
vermögen); auf das Gemeinvermögen entfällt von jedem Bei- 
trag ein für dieselbe Lohnklasse bei allen Versicherungsträgern 
in gleicher Höhe vom Bundesrat für die Dauer der Beitrags- 
periode bemessener Teil; ausserdem fliessen dem Gemeinver- 
mögen dessen Zinsen, aber nach einem vom Bundesrat generell 
für alle festgesetzten Zinsfuss zu ; ein thatsächlich höherer Zins- 
ertrag fliesst ins Sondervermögen; alle übrigen Einnahmen 
bilden das Sondervermögen; — und nun sollen nach § 65 
zwei Drittel aus der Rentenbelastung nach Abzug des Reichs- 
zuschusses auf die Anstalten und Kassen, getrennt nach den 
auf die einzelnen Lohnklassen entfallenden Teilen der Gemein- 
last, nach Massgabe der durch die Beiträge der einzelnen 
Lohnklassen erfolgten Einzahlungen zum Gemeinvermögen ver- 
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teilt werden; — prinzipiell sollen ferner die Beiträge nach dem 
Bedürfnis der Anstalt festgesetzt werden, und zwar soll innerlich 
jeder Beitrag aus zwei Teilen bestehen, dem fiir alle Anstalten 
gleich hohen vom Bundesrat festgesetzten ans Gemeinvermögen 
abzuführenden und einem zweiten Betrag, der in solcher Höhe 
festzusetzen ist, dass die Anstalt die bei ihr obwaltenden Be- 
dürfnisse befriedigen kann. Die Gliederung der Invalidenver- 
sicherung in einzelne selbständige Anstalten verlange not- 
wendig die Möglichkeit verschiedener Beitragsbemessung, wenn 
nicht aus einer Verteilung der Lasten lediglich nach Massgabe 
des Vermögens grosse Unbilligkeiten für einzelne Anstalten 
entstehen sollen. Das Gewicht dieses auf die Beitragsbemessung 
bezüglichen Teils seiner Ausführungen und Vorschläge schränkt 
Gebhard freilich sofort selbst wieder ein, wenn er in Paren- 
these bemerkt: «die Verschiedenheit in der Höhe (der Beiträge 
nämlich) würde thatsächlich nicht gross sein.» — Durch diese 
seine Vorschläge und ihre umfangreiche Begründung verschaffte 
sich Gebhard nun jedenfalls das Verdienst, in nachdrücklicher 
Weise darauf hingewiesen zu haben, wie ungenügend und 
ungerecht eine Verteilung wirke, die sich lediglich nach dem 
Vermögen richte, und wie das Hereinspielen so verschiedener 
Ursachen bei der jetzigen Vermögenslage der Anstalten es 
auch erfordere, dass die an teil weise Belastung darauf Rück- 
sicht nehme. Seine Vorschläge sichern den einzelnen An- 
stalten ein grosses Gebiet zur Entfaltung einer selbständigen, 
von der Gesamtlage nicht berührten Thätigkeit. Wenn auch 
Gebhard die Folgen der vorgeschlagenen Bestimmungen auf 
die «pflichttreuen Verwaltungsbeamten der Anstalten» ent- 
schieden in zu düsteren Farben malte und dabei die Gesichts- 
punkte seiner Beweisführung zu sehr dem Geschäftsgebahren 
privater Erwerbsunternehmungen entlehnte, so konnte es doch 
nicht ohne Eindruck bleiben, wenn er unter Beibringung zahl- 
reicher und ins Einzelne ausgeführter ziffermässiger Beispiele 
darlegte, wie gerade alle Massnahmen einer guten Verwaltung 
unter der Herrschaft der neuen Bestimmungen für die be- 
treffende Anstalt völlig illusorisch würden, da sie mit der 
Mehrung des Vermögens nur den Anteil an der gemeinsamen 
Last erhöhen, und wie die hierin liegenden Unzukömmlich- 
keiten noch eine Verschärfung infolge dessen erführen, däss 
auf die bereits bestehenden Vermögensverschiedenheiten keine 
Rücksicht genommen ist. 



- 54 — 

Darüber, dass der Verteilungsraassstab zu roh gegriffen 
war, konnten Zweifel nicht bestehen; allein auch nach dem 
Gebhard'schen Vorschlag mochte es zweifelhaft bleiben, ob 
eine Anstalt, die bisher ihre ganze Ren:enlast nicht tragen 
konnte, nicht auch noch mit der Deckung des Drittels der 
Last ohne Erhöhung ihrer Beiträge Schwierigkeiten hätte. 
Abgesehen aber hiervon dürfte der Gebhard'sclie Vorschlag im 
Allgemeinen den Vorzug vor dem Stumpfschen deshalb ver- 
dienen, weil er nicht wie dieser die Beibehaltung eines dem 
System der jetzigen Bedarfsdeckung (Kapitaldeckung statt 
des im Regierungsentwurf 1888 vorgesehenen Prämienver- 
fahrens) fremden Elements, des Reservefonds notwendig machte. 

Es kann schliesslich ruhig zugegeben werden, dass bei 
jeder Regelung der Dinge Bedenken und Ungleichheiten werden 
bestehen bleiben. Ist es doch gerade dem Zweck und dem 
Wesen der Zwangsversicherung in höchstem Masse eigentümlich, 
dass die Deckung der Versicherungslasten im Einzelnen nicht 
rein nach versicherungstechnischen Grundsätzen, nicht durch- 
weg nach dem Prinzip der mathematisch gerechten Abwägung 
von Leistung und Gegenleistung sich vollziejit, sondern dass 
— ganz abgesehen von dem Zuschuss aus öffentlichen Mitteln 
in Gestalt des Reichszuschusses — auch bei der Inanspruch- 
nahme der Versicherten selbst charitative Erwägungen platz 
greifen und von den stärkeren Schultern, den besseren Risiken 
verlangt wird, dass sie zur Erleichterung des auf die Schwächeren 
entfallenden Kostenteils in etwas beitragen. Man wird demnach 
bei der Verteilung der Last wohl fordern, dass sie möglichst 
genau den Forderungen der Gerechtigkeit entspreche, man 
wird sich aber auch in Anerkennung des sozialpolitischen 
Wesens der in Frage stehenden Versicherung, in Anerkennung 
des in hohem Grade vaterländischen Charakters dieser Ein- 
richtung mit einer möglichst genauen Annäherung an die 
Ideale der Gerechtigkeit begnügen müssen und dürfen. 

Selbstverständlich setzt die neu geplante Ordnung der 
Lastenverteilung voraus, dass für eine gleichmässig genaue 
Kontrolle und für eine gleichmässig genaue Beitreibung der 
Pflichtbeiträge in sämtlichen Anstalten gesorgt wird. 

Wenn der Entwurf indessen in dieser Richtung in § 112 
die Landeszentralbehörde ermächtigen wollte, das Einzugsver- 
fahren für ihre Versicherungsanstalten obligatorisch zu machen, 
80 geht das entschieden zu weit, verspricht auch keine 
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Abhilfe. Denn gerade den unständigen Arbeitern gegenüber, 
bei denen am häufigsten Beitragshinterziehungen stattfinden^ 
versagt diese Art der Kontrolle ganz und gar. Ausserdem 
aber greift eine solche generelle Anordnung auch in nicht ge- 
rechtfertigter Weise in das Selbstverwaltungsrecht der Anstalt 
ein, ohne dass von dem vorgeschlagenen Verfahren überhaupt 
gesagt werden könnte, dass es auch nur den ständigen Ar- 
beitern gegenüber stets Früchte bringe ; es wäre wenigstens 
sonst nicht einzusehen , warum manche Anstalten mit grossen 
ländlichen Bezirken auch ohne Einzugsverfahren die grössten 
Überschüsse erzielen. 

Und damit kommt die Darstellung zur Frage des Auf- 
sichtsrechts. 

Auch abgesehen von § 112 weist nämlich der dritte Ent- 
wurf verschiedene Bestimmungen auf, die in das Selbstver- 
waltungsrecht der einzelnen Anstalten in unerträglicher Weise 
eingreifen. 

Es ist zu nennen § 51 II, der die Möglichkeit bieten 
soll, die Bildung von Sektionen den Anstalten aufzuzwingen; 
§ 55*, der Vorlegung des Jahreshaushaltplans an die 
Aufsichtsbehörde verlangt und dieser die Befugnis giebt, wenn 
ihren Beanstandungen von der Anstalt nicht entsprochen wird, 
öelbständig den Plan festzusetzen ; § 134 * im zweiten Entwurf, 
als § 62 * im dritten Entwurf, der eine Reihe von Befugnissen 
der Landeszentralbehörde delegieren und die Anstalten in ihrer 
Thätigkeit hiebei von der Genehmigung derselben abhängig 
machen will. Die im zweiten Entwurf geplante alles Mass 
überschreitende Erweiterung der Befugnisse des Staatskommis- 
särs ist allerdings im dritten Entwurf auch schon wieder 
grösstenteils aufgegeben worden ; der Staatskommissär würde 
dadurch den gesamten Vorstand verdrängt und die ganze Gre- 
schäftsführung ausserordentlich erschwert und verlangsamt 
haben ^. Dagegen steht der dritte Entwurf bezüglich der Be- 



30 Gerade bei diesem Punkt zeigt sich so recht das übereilte und Sprung- 
hafte, das so vielfach bei den Reformversuchen der Invalidenversicherung 
zutage tritt. Während noch der 1. Entwurf die Frage der Erwägung anheim- 
gestellt hatte, «ob das Institut des Staitskommissärs überhaupt beizubehalten 
sei», geberdet sich der 2. Entwurf, als ob das Bestehen und Gedeihen der 
Invalidenversicherung von einem o weiteren Ausbau der Stellung des^'.Staats- 
kommissärs » abhängig wäre. Nachdem sodann von diesem Gebäude schon der 
3. Entwurf recht wesentliche Teile abgebröckelt hatte, wird vom 4. Entwurf 
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fugDisse des Reichsversicherungsamts noch auf dem gleichen 
Standpunkt wie der zweite Entwurf. Während der zweite 
Entwurf das gleiche Ziel anstrebte, indem er das anscheinend 
unschuldige Wörtchen « insbesondere » einschiebt nach « er- 
streckt sich» in § 131 I, 2. Satz: «Das Aufoich tsrecht des 
Reichsversicherungsamts erstreckt sich auf die Beobachtung 
der gesetzlichen und statutarischen Vorschriften », vindiziert 
der 3. Entwurf ausdrücklich dem Reichsversicherungsamt die 
Befugnis, «Beschlüsse der Versicherungsanstalten, von denen 
eine Gefährdung der öffentlichen Interessen zu besorgen ist, 
zu beanstanden und, sofern dieselben nicht binnen bestimmter 
Frist zurückgenommen werden, ausser Wirksamkeit zu setzen.» 

So sehr den Versicherungsanstalten gegenüber wie jedem 
anderen Selbstverwaltungskörper gegenüber ein Aufsichtsrecht 
am Platz und dringend geboten und von diesen selbst gewünscht 
ist, so wenig ist es, da nun einmal die Versicherungsanstalten 
auf dem Prinzip der Selbstverwaltung aufgebaut sind, angängig, 
in einzelnen Fragen bei Meinungsverschiedenheiten zwischen 
der Aufsichtsbehörde und den Anstalten der Aufsichtsbehörde 
ohne jede Grenze das Recht zu geben, ihren Willen und ihre 
Anordnungen an die Stelle der Verfügungen der Versicherungs- 
anstalten zu setzen. 

Dass auch in finanziellen Fragen die Aufsichtsbehörde 
eine Kontrolle übt, wird nie zu bemängeln sein ; aber zweck- 
mässig wird die Übung dieser Kontrolle sowohl wie der Um- 
fang derselben an die Erreichung bestimmter Geldsummen 
gebunden sein, wie dies andern Selbstverwaltungskörpern ge- 
genüber auch der Fall ist. (Vgl. z. B. bayer. Gemeindeord- 
nung Art. 1, 154 ff.; interessant ist auch der Wortlaut des 
Art. 157 dort , woselbst es heisst : « Die Handhabung der 
Staatsaufsicht über die Verwaltung der eigentlichen Gemeinde- 
angelegenheiten erstreckt sich auf » folgen vier Ziffern, 

mit der Bedeutung, dass bei anderen Gegenständen Staats- 
aufsicht nicht platz greift !) 

Vollends verwerflich endlich sind solche Kautschukbe- 
stimmungen , wie sie der IL und III. Entwurf vorsehen, um 



nunmehr das ganze Institut des Staatskommissärs beseitigt (wiewohl auch jetzt 
die Tragung eines Teils der Rentenlast durch die Gesamtheit geplant ist, 
ahnlich wie sie schon der zweite Entwurf vorgeschlagen und als Grund für 
die Erweiterung der Befugnisse des Staatskommissars angegeben hatte!) 
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die Befugnisse des ReichsversicHerungsamts zu steigern ; damit 
ist der Willkür Thür und Thor geöffnet. Dass natürlich nicht 
bisher die Absicht -des Gesetzes die War , dem Reichsver- 
sicherungsamt jene ausgedehnten Befugnisse einzuräumen, wie 
die Motive glauben machen wollen, braucht nicht bewiesen zu 
werden^*; das zeigt schon der Wortlaut der gesetzlichen Be- 
stimmungen. 

Ausserdem kann nicht übersehen werden, dass, wie betont 
wurde, diese der staatlichen Verwaltung vindizierten Rechte 
und Pflichten zur Überwachung und selbständigen Berichtigung 
der Massnahmen der Anstaltsleitung unangenehme Wirkungen 
auch für die staatlichen Behörden selbst haben können. Je 
häufiger staatlichersei ts Eingriffe erfolgen und je tiefer sie 
geben, desto geneigter werden die Anstalten und die Ver- 
sicherten sein, die eingreifende staatliche Verwaltung für die 
Ergebnisse des gesamten Geschäftsgebahrens verantwortlich zu 
machen. Nun brauchte ja allerdings die Staatsregierung eine 
solche Verantwortung nicht zu scheuen ; indessen dürfte doch 
keineswegs beabsichtigt sein, mitden vorgeschlagenen Neuerungen 
eigene Verantwortlichkeiten zu übernehmen. MitRecht wurde z.B. 
gefordert, dass die Aufsichtsbehörde nach dem Grundsatz minima 
non curat prcetor sich um Kleinigkeiten wie die Prüfung des Jahres - 
haushaltsplans nicht kümmern soll ; denn, um bei dem^ Jahres- 
haushaltsplan zu bleiben , was in den Plan aufgenommen 
werden kann, weil es allein vorausgesehen werden kann, sind 
die Ausgaben für Verwaltung, und die werden von Jahr zu 
Jahr gleichmässiger ; jedenfalls brauchte wegen der Miss- 
griffe einzelner norddeutscher Verwaltungen nicht die Gesamt- 
heit der Anstalten dafür verantwortlich gemacht zu werden, 
und es würde vollauf genügen, die Anstalten anzuweisen, die 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde einzuholen, wenn die Ver- 
waltungskosten eine gewisse Summe, einen gewissen Prozent- 
satz überstiegen. Zudem ist, was geschehen ist, nicht mehr 
zu ändern; hieher gehören — nicht bloss wegen ihrer Kosten ! — 



3^ Eine klare Widerlegung der Behauptungen der früheren Motive findet 
sich in der Begründung des 4. Entwurfs zu demselben Paragraphen, der nun 
als § 74 b eingestellt ist, wo es heisst: «Es besteht kein Bedürfnis mehr, die 
Grenzen des Aufsichtsrechts zu erweitern und die Aufsichtsbehörde zu 
ern^ächtigen, auch offenbar unzweckmässigen, wenn auchnich' gesetzwidrigen 
und slatutwidrigen Beschlüssen entgegenzutreten». 
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die an manchen Orten von den Versicherungsanstalten mit 
den Pfennigbeiträgen der Arbeiter aufgeführten Monumental- 
bauten. Eine Vergleichung der Verwaltungskosten der einzelnen 
Anstalten ^^ ist ohne Weiteres allerdings wegen der Verschie- 
denheit der Verteilung der Lohnklassen, der verschieden langen 
oder kurzen durchschnittlichen Arbeitsdauer und manches 
Anderen nicht angängig. Im Durchschnitt des Kelchs sind nun 
die Verwaltungskosten ausserordentlich niedrig ( — von einer 
Vergleichung mit den Kosten privater Versicherungen ganz 
abgesehen! — ) und die üblichen Beschwerden über die teuere 
Verwaltung der Invalidenversicherung sind, generell erhoben, 
ganz unzutreffend ; das zeigt folgende Zusammenstellung : 

Es bezifferten nämlich die sämtlichen Verwaltungskosten 
in Mark pro Kopf des Versicherten und pro Jahr bei Annahme 
einer durchschnittlichen Beitragsleistung von 46 Beiträgen 
jährlich durch jeden Versicherten: 

1891: 0,40; 1892: 0,49; 1893: 0,50; 1894: 0,52; 
1895: 0,57; 1896: 0,58; 1897: 0,61 Ji\ 

und in Prozenten der Gresamteinnahmen : 

1891: 4,13; 1892: 4,93; 1893: 4,88; 1894: 4,91; 
1895: 5,25; 1896: 5,33; 1897: 5,47 o/o- 

Unter Hinweis auf das oben über die nur bedingte Ver- 
gleichbarkeit solcher Ziffern Gesagte mögen im Folgenden 
einzelne Zahlen über die Höhe der Verwaltungskosten bei 
einzelnen Anstalten Platz finden, aus denen sich ergiebt, wie 
verschieden einerseits die Verwaltungskosten eine Anstalt zu 
belasten vermögen, und wie andererseits doch da und dort der 
Mangel einer gewissen Sparsamkeit sich geltend macht. 



32 Dass bei manchen Anstalten, wie in Ostpreussen, die Verwaltungskosten 
recht wohl eine Herabminderung ertragen können, zeigt die Entwicklung 
der letzten Juhre und besagt nun mehr auch die mathematische Denkschrift 
zumviertenEntwurf(S.207,TeilIlI). In derThat ist es auch, um nur dies eine 
hervorzuheben, auffallend, wie das notleidende Ostpreussen mit seinen Aus- 
gaben für Gehälter und Remunerationen und Diäten, Kosten der Geschäfts- 
räume, der Schiedsgerichte und der Kontrolle immer mit die stolzesten 
Ziffern aufzuweisen hat. 
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Einschaltungsweise mögen hier folgende Bemerkungen zu 
vorstehender Übersicht platz finden : 

Da Anstalten mit vorwiegend niederen Lohnklassen ge- 
ringere Einnahmen aufweisen als die mit hohen Lohnklassen, 
bezifiern bei solchen die Verwaltungskosten schon deswegen 
einen grösseren Prozentsatz. Indessen ist die Verteilung der 
niederen und höheren Lohnklassen und die Verteilung der 
Berufsarten (Landwirtschaft — Gewerbe ; bekanntlich treffen 
nach den neuesten Berechnungen des Reichsversicherungsamts 
auf Land- und Forstwirtschaft verhältnismäsig fast doppelt 
soviel Invaliden- und fast viermal soviel Altersrenten als auf 
die Industrie !) im Allgemeinen bekannt und so wurde von 
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eioer Auftiahme diesbezüglicher Zifferreihen (s. oben S. 46/47) 
in die Tabelle abgesehen. Dagegen wurden, um das Bild der 
reduzierten Zahlen zu ergänzen, auch die Summen der wirk- 
lichen Einnahmen u. s. f., ferner die Zahl der Versicherten 
und die für die Beurteilung der Greschäftslast sehr wesent- 
lichen Angaben über die Anzahl der auf 1000 Versicherte 
entfallenden seither bewilligten Renten (über die Rentenanträge 
sind Zahlen nicht veröflPentlicht !) aufgeführt. Die Spalten 2 — 7 
und 10 wurden den Amtlichen Nachrichten des Reichsver- 
sicherungsamts 1899, Nr. 1, S. 124/5 und S. 138 flf. entnommen, 
die Spalte 9 den Veröffentlichungen in der Begründung des 
neuesten Entwurfs. Bemerkt sei noch, dass unter ,, Kosten der 
allgemeinen Verwaltung'* in Spalte 4 die Ausgaben für Ge- 
hälter, Diäten, Hausmieten, Bureaubedürfnisse u. A. (Kapitel 
V des Haushaltplans der Versicherungsanstalten) zu ver- 
stehen sind. — 

Was nun aber die übrigen oben erwähnten Fragen an- 
langt, so wird anzustreben sein, dass der Staat beim Vollzug 
der Versicherungsgesetze über das unbedingt nötige Mass 
bei Übernahme von Verbindlichkeiten nicht hinausgeht. Im 
Gregenteil soll auf eine immer ausgiebigere Heranziehung der 
Beteiligten in Form der Selbstverwaltung beim Ausbau der 
Versicherungsgesetzgebung und bei ihrer Durchführung mit 
allem Ernst bedacht genommen werden. 

Die Abänderungsvorschläge des vierten Entwurfs. 

Der erst jüngst veröffentlichte vierte Entwurf lässt nur 25 
Paragraphen unverändert, beseitigt 40 Paragraphen ganz und 
fügt 53 neue ein. In der Mehrzahl der Anderungsvorschläge 
wiederholt der vierte Entwurf nur die Vorschläge des dritten. 
In einer Bestimmung greift er auf den zweiten Entwurf zurück 
und in einigen wichtigen Punkten bringt er vollständig Neues. 

In Übereinstimniig mit dem dritten Entwurf befindet er 
sich in folgenden Beziehungen: 

Krankenfürsorge darf auch gegenüber einem der reichs- 
gesetzlichen Krankenversicherung unterliegenden erkrankten Ver- 
sicherten nach den Bestimmungen des Krankenversicherungs- 
gesetzes übernommen und ein Heilverfahren auch gegen einen 
Invaliden eingeleitet werden (s. o. S. 34); Invalidenrente 
darf schon nach halbjähriger, nicht dauernder Erwerbsunfähig- 
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keit bewilligt werden (S. 34); eine Auszahlung der Rente 
darf nur mehr auf einen hinter dem Antrag zurückliegenden 
Zeitraum von 1 Jahr und eine nachträgliche Beitragsentrichtung 
bloss mehr für 2 Jahre zurück (bei freiwilliger Versicherung 
bloss 1 Jahr hinter die Erwerbsunfähigkeit zurück) erfolgen 
(im dritten Entwurf waren es noch 4 Jahre ^ s. o. S. 31); 
die Bestimmungen über «Selbstversicherung» und «freiwillige 
Versicherung», also über freiwilligen Beginn und freiwillige 
Fortsetzung einer Versicherung sind geordnet und zugleich ist 
diese Versicherungsart einer grösseren Personenzahl bei Ver- 
wendung gewöhnlicher Marken jeder beliebigen Lohnklasse 
ermöglicht (S. 12). Wiederum ist der Ländeszentralbehörde 
die Macht gegeben, die Versicherungsanstalten zur Errichtung 
von Hebestellen zu zwingen (S. 54); die Verwaltungsbehörde 
des weiteren Kommunalverbands hat den Voranschlag zu prüfen 
und ist berechtigt, ihn beliebig zu ändern (S. 55), Das Schieds- 
gericht ist gehalten, bei Zuerkennung einer Beute auch Höhe 
und Beginn der Rente festzusetzen (S. 35). Wie früher ist 
vorgesehen, dass eine Anstalt Sammelkarten einführt und durch 
Statut den Arbeitgebern die Einklebung der Marken auch zu 
anderen Terminen als bei jeder Lohnzahlung erlaubt. Ausser- 
dem ist die Ausgabe verschiedener Marken (für 4 Wochen und 
1 Vierteljahr) und die Vereinfachung des Nachweises vorge- 
setzlicher Beschäftigung bei der Altersrente in aussieht ge- 
nommen (S. 36 und 27). Wie im dritten Entwurf bestimmt 
war, gilt die Berufungsfrist gewahrt, auch wenn die Schrift 
bei anderen Behörden irrtümlich eingereicht war; Name und 
Wohnort des Schiedsgerichtsvorsitzenden sind zur Vermeidung 
von Fristenversäumnissen im Bescheid der Anstalt künftig weg- 
zulassen. Endlich finden sich die Vorschläge des 3. Entwurfs 
über Beitragszeit, Erwerbsunfähigkeit, Lohnklassen, Beiträge, 
Rentenberechnung mit Grundbeträgen und Steigerungssätzen 
unverändert wieder (S. 12—31). Bezüglich aller dieser Fragen 
kann hier nur das wiederholt werden, was an den genannten 
Stellen schon über die Vorschläge des dritten Entwurfs gesagt 
wurde. 

In einem Punkt kehrt der vierte Entwurf auf den Stand- 
punkt des zweiten zurück, den der dritte Entwurf aufgegeben hatte ; 
sofern nämlich fortlaufende Armenunterstützung einem Renten- 
bezieher gewährt wird, darf nach dem Vorschlag des vierten 
Entwurfs nur die halbe Rente an die Armenpfi.ege überwiesen 
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werdeD ; eine wohlgemeinte, aber in der Praxis zuverlässig er- 
gebnislose Vorschrift. 

Neu sind, um die minder wichtigen Punkte vorwegzu- 
nennen, folgende Vorschläge : 

Privatlehrer und Erzieher sowie Privatlehrerinnen und 
Erzieherinnen mit einem Gehalt unter 2000 ^ jährlich sollen 
künftig der Versicherungspflicht unterliegen — und zwar, wenn 
ihr Gehalt 1150 Ji nicht übersteigt, in der IV. Lohnklasse. 
Es kann zwar eine solche Bestimmung in anbetracht der Vorbildung 
wie des Berufes der betreffenden Persönlichkeiten nichts weniger 
als eine ideale, die Gegenwart besonders ehrende Lösung der 
brennenden Frage bezeichnet werden; allein die beteiligten 
Kreise haben in Erkenntnis ihrer Notlage selbst um Zu- 
lassung zur Invalidenversicherung gebeten und thatsächlich ist 
leider die Stellung eines Hauslehrers, einer Erzieherin nur die 
und oft kaum die eines besseren Dienstboten. 

Eine Neuerung, wie sie von Frankenberg in der «Sozialen 
Praxis», VIII. Jahrg., Nr.ll, 15. Dez. 1898, Sp. 266, besprochen 
wurde, findet sich in § 13*: Statt Rentenzahlung kann einem 
Invaliden auch die Aufnahme in ein Invalidenhaus gewährt 
werden, eine Einrichtung, die durch statutarische Bestimmung 
der Anstalt geschaffen werden kann, jedenfalls aber neben 
sehr günstigem Vermögenszustand der Anstalt auch eine Mit- 
wirkung der beteiligten Kommunen und Armenpflegen voraus- 
setzt. Vom sozialhygienischen Standpunkt aus, namentlich 
dem der Wohnungshygiene, dürfte eine solche Einrichtung 
immerhin berufen sein, Gutes zu wirken. 

Im Zusammenhang damit steht die Bestimmung in § 3P, 
dass auf Grund übereinstimmenden Beschlusses vom Vorstand 
und Ausschuss mit Genehmigung der weiteren Kommunalver- 
waltung vorhandene Überschüsse im wirtschaftlichen Interesse 
der Versicherten und Rentenempfänger zu anderen als den 
gesetzlichen Zwecken verwendet werden dürfen. 

Neben der Genesungszeit, die schon der dritte Entwurf der 
anrechnungsfähigen Krankheit gleichstellte, erscheint nunmehr 
noch das normal verlaufende Wochenbett bis zu 6 Wochen als 
anrechnungsfähige Zeit. 

In Sachen des Aufsichtsrechts legt sich der vierte Ent- 
wurf in mehreren Punkten eine mit den praktischen Verhält- 
nissen rechnende anerkennenswerte Mässigung auf: der in den 
letzten Entwürfen so viel umstrittene Staatskommissär, dem 
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zeitweise die Rolle eines Spiritus redor der ganzen Versicherung 
zugedacht war, wird nunmehr ganz beseitigt; als kleiner Er- 
satz dafür ist die ziemlich bedeutungslose Vorschrift aufge- 
nommen, dass die Verwaltungsbehörde des weiterea Kommunal- 
Verbands in die Ausschussitzungen einen Vertreter mit beratender 
Stimme entsenden darf. Von eioer «Erweiterung» der Befugnisse 
des Reichsversicherungsamts, wie es nunmehr amtlich selbst 
bezeichnet wird, wird abgesehen, der Entwurf begnügt sich 
vorzuschreiben, dass Mitteilungen, «die zur Ausübung des 
Aufsichtsrechts als erforderlich erachtet werden», von den An- 
stalten dem Reichsversicherungsamt gemacht werden müssen : 
eine sehr unpräzise und vielumfassende, aber auch im Allge- 
meinen unschädliche Bestimmung. 

Was das Verfahren anlangt, so bringt zunächst § 75 III ^^ 
die Vorschrift, dass Vertreter der Arbeitgeber und Arbeiter in 
die Vorstandssitzungen zur Beschlussfassung insoweit beigezogen 
werden müssen, als es sich um Entziehung einer Rente oder 
um Grewährung eines geringeren als des beantragten Betrags 
handelt (das letztere wird selten praktisch werden, es müsste 
denn sein, dass unter der Mitwirkung der Rentenstellen künfcig 
ziffernmässige Anträge gestellt würden). Wenn die Begründung 
an dieser und an anderen Stellen von «bureaukratischem» Ge- 
schäftsgang spricht, so scheint sie nicht zu wissen, dass in 
einer grossen Anzahl von Anstalten^ die die sozialpolitische Be- 
deutung einer gemeinsamen Arbeit von Arbeitgebern und Ar- 
beitern erkannten, eine Mitwirkung der Arbeitgeber- und 
Arbeiter- Vertreter nicht bloss in diesen wenigen Fällen, son- 
dern bei allen Rentenbeschlüssen durch Statut trotz der damit 
verbundenen Schwierigkeiten vorgeschrieben war. Sehr zweck* 
massig ist bestimmt, dass die Anstalten an ohne ihr Verschulden 
verstrichene Fristen in einem Verfahren gegen Berufsgenossen- 
schaften wegen Anerkennung der Unfallrente nicht mehr ge- 
bunden sind; der bisherige Zustand, wonach die Anstalten 
sich die Versäumung von Fristen entgegen halten lassen 
mussten, von denen sie damals gar nichts wissen konnten, 
suchte auch seinesgleichen. Die preussischen Versichern ngs- 



33 Nebenbei mag bemerkt sein, dass die «redaktionelle Bedeutung» der 
Änderung in § 75 II : « Der Anspruch ist durch schriftlichen, mit Gründen zu 
versehenden (statt versehenen) Bescheid abzulehnen», einen logischen 
Seitensprung darstellt. 
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acstalton, die im Interesse eines beschleunigten Rechtsmittel- 
Verfahrens die Verminderung ihrer übermässig hohen Zahl von 
Schiedsgerichten oft und stets vergeblich oder mit ungenügen- 
dem Erfolg beantragt hatten, werden aus der neuen Fassung 
des § 70 (über die Einrichtung von Schiedsgerichten) Anlass 
zur Hoffnung nehmen, dass künftig auch hierin Wandel ge- 
schafi'en werden wird. 

Die wichtigsten Neuerungen des Entwurfs sind nun folgende ; 

§§ 20* und 21* bringen die Bestimmungen über die ge- 
meinsame Tragung der ßentenlast. Die Gesamtlast wird 
geschieden in eine Gremeinlast «gebildet durch den Kapital- 
wert derjenigen Zahlungen, die die Versicherungsanstalt für 
Altersrenten und Grundbeträge der Invalidenrenten, für Renten- 
Steigerung infolge Krankheitswochen und für Rentenabrun« 
düngen (Aufrundung der Monatsraten auf 5 Pf.) zu leisten 
hat», und in eine Sonderlast, zu der alle übrigen Aufwen- 
dungen der einzelnen Anstalt gehören, so insbesondere für Kapital- 
wert der Steigerungsbeträge, Beitragserstattungen, Verwaltungs- 
kosten und Heilverfahren. Zur Deckung dieser Lasten wird 
bei jeder Anstalt das Vermögen buchmässig geteilt in ein Ge- 
meinvermögen, das zur Trag ung des der Anstalt zufallenden 
Anteils an der gesamten Gemeinlast bestimmt ist, und in ein 
Sondervermögen. Von dem vorhandenen Vermögen werden 
dem Gemeinvermögen drei Fünftel, dem Sondervermögen zwei 
Fünftel zugewiesen, ebenso von jedem künftig anfallenden Bei- 
trag. Als Verzinsung wird vom Bundesrat ein bestimmter Zins- 
fuss festgesetzt, der für die Grösse des durch Verzinsung ent- 
stehenden Zuwachses am Gemeinvermögen rechnungsmässig 
für die Belastung bei der Verteilung massgebend ist, ohne 
Berücksichtigung einer etwaigen geringeren thatsächlichen Ver- 
zinsung ; ein thatsächliches Mehr an Zinserträgnis fliesst da- 
gegen dem Sondervermögen zu. Alle 10 Jahre findet eine 
Neufestsetzung des Teilungsverhältnisses der Beitragseinnahmen 
statt. Zu Ende jedes Jahres wird die Gemeinlast von der 
« Rechnungsstelle » des Reichsversicherungsamts (dem bisher 
sogenannten « Rechnungsbureau :>) auf die einzelnen Anstalten 
und die den Anstalten hierin gleichgestellten Kassen einrieb - 
tungen nach Massgabe des Gemeinvermögens verteilt. Die bis- 
herigen Reservefonds wei'den aufgelöst und dem allgemeinen 
Anstaltsvermögen zugeführt. Dass beide Vermögensmassen im 
Verhältnis von 3 : 2 gebildet werden, hat seinen Grund darin, 
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dass nach den aufgestellten Berechnungen im Beharrung»- 
zustand die Belastung aus den jetzt als Sonderlast zusammen- 
gefassten Aufwendungen zwei Fünftel der gesamten 'Versiche- 
rungslast ausmachen wird. 

Wie Nieipand übersehen kann, hat hier die am 3. Ent- 
wurf geübte Kritik, insbesondere von Q-ebhard, Früchte ge- 
zeitigt. Die neuen Vorschläge haben den grossen Vorzug, dass 
nicht das Vermögen schlechthin als Massstab der Verteilung 
genommen wurde und reiche Gelegenheit zu Verwaltungs- 
massnahmen im ausschliesslichen Anstaltsinteresse gewahrt blieb, 
und dass auch bei der Überlastung eines Teils der Rentenlast 
eben diejenigen Beträge für die gemeinsame Tragung bestimmt 
wurden, die auf die einzelnen Anstalten je nach Verteilung 
der Lohnklassen und Berufsarten, je nach der Altersgruppie- 
rung verschieden wirken mussten. 

Indessen besteht nach wie vor die Unbilligkeit, dass in 
keiner Weise berücksichtigt wird, dass die jetzige Vermögens- 
lage nicht bloss eine Folge der verschiedenen Altersgruppie- 
rung, sondern zu einem guten Teil auch eine Folge der ver- 
schiedenen Teilnahme der einzelnen Lohnklassen au der Ver- 
mögensbildung der einzelnen Anstalten ist. Soll nun das 
vorhandene Vermögen in jeder Anstalt im Betrag von drei 
Fünfteln für Zwecke der Gresamtheit herangezogen werden, so 
wird damit die im 3. Entwurf 1897 beabsichtigte Ungerech- 
tigkeit um zwei Fünftel gekürzt und bleibt zu drei Fünfteln 
noch bestehen^ die Ungerechtigkeit nämlich, dass in den 
nächsten Jahrzehnten die von den höheren Lohnklassen um 
den Preis kümmerlicher Renten augesammelten Vermögens- 
massen zum grössten Teil dazu verjvandt werden, die durch 
stärkere Invalidität und geringere Beitragsleistung herbeige- 
führte Rentenlast der niederen Klassen mit zu decken. Man 
wende nicht ein, dass durch die vom Entwurf beabsichtigte bedeu- 
tende Erhöhung der Anfangsrenten gerade in der nächsten 
Zeit die höheren Lohnklassen bei der Bildung der Last ein 
solches Übergewicht erhalten werden, dass diese Ungerechtig- 
keit ausgeglichen wurde. Denn die höheren Anfangsrenten werden 
nunmehr, nachdem 10 Jahre seit Inkrafttreten des Gesetzes ver- 
flossen sind, in nur wenigen Ausnahmefällen zur Bewilligung ge- 
langen. Die späteren Renten sollen aber nach dem Entwurf die 
höheren Lohnklassen noch mehr verkürzen als bisher und eine 
weitere Verschärfung dieser Ungerechtigkeit herbeiführen. 
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Nun sollen allerdings die Grundbetfäge der höheren Lohn- 
klassen eine grosse Steigerung erfahren, in der 5. Klasse das 
dreifache des Grandbetrags der ersten ausmachen, während 
zugleich die Steigerungsbeträge völlig zurücktreten sollen. 
Damit würden die höheren Lohnklassen auch an dem Gemein- 
vermögen sämtlicher Anstalten in höherem Masse partizipieren 
als die niederen Lohnklassen. Allein die dadurch ermöglichte 
teilweise Ausgleichung der besprochenen Ungerechtigkeit würde 
um den Preis der niederen Steigern ngssätze und der späteren 
niederen Renten aus mehrfachen Gründen — wie oben S. 17 flF. 
ausgeführt — allzu teuer erkauft. 

Ein Ausweg aus diesen mannigfachen Schwierigkeiten 
wird sich nur finden lassen, wenn man den Umstand, dass die 
oberen Lohnklassen während der ersten 10 Jahre des Bestehens 
des Gesetzes stiefmütterlich behandelt wurden, als eine ein- 
mal gegebene Thatsache hinnimmt, zugleich aber darnach 
strebt, diese Ungerechtigkeit, die ja für die Anfangsjahre des 
völlig neuen Gesetzes immerhin nicht die einzige gewesen ist, 
durch möglichst gute Leistungen an die höheren Lohnklassen 
in den folgenden Zeiten wettzumachen. Deshalb sind denn 
auch die Bestimmungen des Entwurfs über die Rentenberech- 
nung unannehmbar, da sie nicht nur eine Besserstellung der 
oberen Lohnklassen für die ganze Zukunft ausschliessen, 
sondern im Gegenteil ihr Verhältnis zu den unteren Lohn- 
klassen in den Regelfällen noch mehr verschlechtern würden, 
unannehmbar ist infolgedessen auch die im 4. Entwurf ge- 
wählte Grundlage für die Lasten Verteilung. Die oben S. 20 ff. 
befürwortete Beibehaltung der bisherigen Rentenberechnung 
mit der dort vorgeschlagenen geringen Erhöhung des Gruud- 
betrags und der Steigerungssätze empfiehlt sich also auch vom 
Standpunkt einer gerechten Lastenverteilung, da sie es ermög- 
licht, den oberen Klassen künftig höhere Beträge zukommen 
zu lassen. Im Hinblick ferner darauf, dass es bisher der 
Grundbetrag war, der die Anstalten mit ungünstiger Alters- 
verteilung über Gebühr belastete, und dass die anderen An- 
stalten mit günstiger Altersklassenverteilung bei Beibehaltung 
der bisherigen Steigerungssätze durch die Rentensteigerungs- 
beträge selbst namhaft werden belastet werden, wird man den 
richtigen Weg gehen, wenn man unter Ablehnung der vorge- 
schlagenen Änderungen hinsichtlich des Grundbetrags und der 
Steigerungssätze lediglich den Grundbetrag zur gemeinsamen 
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Tragung auf die ÄDstalten verteilt, Alles andere aber der 
einzelnen Anstalt zur alleinigen Tragung überlässt. Hin- 
sichtlich des Verteilungsmassstabs dürfte Folgendes zu er- 
wägen sein. Am gleichmässigsten belastend würde die 
Verteilung dieser Gemeinlast auf die einzelnen Anstalten 
wirken, wenn Zahl der Versicherten, Verteilung der Lohn,- 
klassen und Berufsarten und Verschiedenheit der Altersgrup- 
pierung berücksichtigt würde. Ob diese theoretisch denkbare 
Verteilung sich in der Praxis auch bewähren würde, ist damit 
freilich noch nicht gesagt; und ob diese völlige Gleichmässig^ 
keit der Belastung eine Forderung der Gerechtigkeit ist, möchte 
bezweifelt werden. Denn es ist überhaupt deshalb, weil bei 
der bisherigen Gestaltung der Dinge der Grundbetrag auf 
einzelne Lohnklassen und Anstalten so ungünstig belastend 
wirkte, noch nicht veranlasst, nun auch bei der Ver; eilung 
der Gruudbeträge zu gemeinsamer Tragung wiederum auf die 
einzelnen Lohnklassen Rücksicht zu nehmen. Es dürfte doch 
davon auszugehen sein, dass der Gfundbetrag in den Renten 
der niederen Lohnklassen auch einen höheren Bruchteil vom 
Ganzen ausmacht und es deshalb auch selbstverständlich ist, 
wenn durch diesen verhältnismässig grösseren Teil der Renten 
die betreflfenden Lohuklassen und betreffenden Anstalten auch 
stärker belastet werden. Man wird beachten müssen, dass zur 
Deckung des Grundbetrags nach den Berechnungen des Ge- 
setzes in jedem Beitrag ein für alle Lohnklassen gleich grosser 
Betrag angesetzt ist. Die unbillige Verschiebung in der Ver- 
mögenslage aber ist, soweit sie auf die Verteilung der Lohn- 
klassen zurückzuführen ist, vornehmlich eine Folge der bis- 
herigen, die oberen Klassen vernachlässigenden Rentenberech- 
nung. Es wird daher der Gerechtigkeit vollständig Genüge 
geschehen, wenn die Tragung der Grundbeträge durch 
die Gesamtheit und die Verteilung dieser Gemeinlast 
nach Massgabe der Anzahl (nicht Höhe) der jährlich 
bei jeder Anstalt eingezahlten Beiträge erfolgt. Dabei 
werden die Unterschiede, wie sie unter den Anstalten infolge 
der verschiedenen Dauer der Arbeitszeit bestehen, berück- 
sichtigt, was nicht der Fall wäre, wenn man — wie Dr. Freund- 
Berlin ^* vorschlägt — lediglich nach der Zahl der Versicherten 
umlegen wollte. Dass aber auch schon auf diesem Wege eine 



34 Soziale Praxis, 8. Jahrgang, Nr. 4, v. 27. Oktober 4898, Sp. 84. 
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Gesundung in den finanziellen Verhältnissen sämtlicher An- 
stalten einträte, hat Dr. Freund a. a. O. berechnet. Bei Zu- 
grundelegung der Beitragszahl wird die Sanierung sogar rascher 
erfolgen, als sie dort in aussieht gestellt ist, wenn auch frei- 
lich nicht so radikal und mit einem Schlag^ wie nach den 
Vorschlägen des 4. Entwurfs: zu einer solchen Eile liegt aber 
auch gar kein Anlass vor. 

Im Anschluss hieran ist Folgendes festzustellen : 

Die Art der Bedarfsdeckung soll nach den Absichten des 
4. Entwurfs, wenn auch die Begründung über die grundsätz- 
liehe Bedeutung der Änderung keine Worte verliert, künftig 
von der bisherigen prinzipiell abweichen. 

Nach § 20 des bisherigen Gesetzes, zu dem sich eine au- 
thentische Interpretation auf S, 121 des Berichts der VI. Kom- 
mission des Reichstags ^ aus der Zeit der Beratung des Gesetzes 
findet, sollen die während einer Beitragsperiode aufgebrachten 
Gelder dazu dienen, um die Anstalten in den Stand zu setzen, 
die während der Periode bewilligten Renten während der Pe- 
riode und für alle Zukunft zu zahlen. Die Zunahme der 
Rentenbewilligungen bis zum Beharrungszustand würde , wie 
angenommen wurde, eine allmähliche Steigerung der Beiträge 
von Periode zu Periode, um im Ganzen ^/jo der Anfangshöhe 
zur folge gehabt haben. Nun waren aber die in der jetzt 
ablaufenden ersten Periode erhobenen Beiträge so hoch be- 
messen, dass die jetzige Beitragsperiode mit erheblichen Über- 
schüssen abschliessen konnte. An sich wäre nun die Folge 
die gewesen, dass die nächste Beitragsperiode unter Verwen- 
dung dieser Überschüsse zu ihren Zwecken niedrigere Beiträge, 
als sie sonst bätte erheben müssen, zur Einhebung zu bringen 
brauchte. Schon 1895 wurden im Reichsamt des Innern « über- 
schlägliche Ermittelungen » angestellt und dabei , soweit dies 
die damaligen Rechnungsgrundlagen zuliessen, in der That 
berechnet; dass von 1896—1900 die Beiträge von 14, 20, 24 
und 30 Pfg. auf 8, 12, 14 und 18 Pfg. könnten herabgesetzt 
werden, und dass daher in der nächsten Periode lediglich eine 
Erhöhung um je 2,2 Pfg. nötig würde, aber auch diese bei 
Verwendung des Reservefonds vermieden werden könnte. 

Die jetzigen Berechnungen nun haben ergeben, dass bei 



^ Stenogr. Berichte des Reichstigs, Nr. 141 der Drucksachen, 7. Leg.- 
Per., 4. Session 1888/9. 
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ForterhebuDg der jetzigen Beiträge eine Erhöhung der Beiträge 
überhaupt nie mehr notwendig werden wird. Das wäre in 
der That ein ausserordentlicher Gewinn ! Daher soll von nun 
an nicht mehr bloss dafür gesorgt werden, dass der Bedarf 
der jeweiligen Periode gedeckt wird, sondern schon jetzt sollen 
jedenfalls für die Lebensdauer und die Bedürfnisse der jewei- 
ligen Generation die nötigen Mittel aufgebracht werden. Und 
dabei sind, wie die Begründung des Entwurfs an verschiede- 
nen Stellen erklärt, die Berechnungen so vorsichtig, dass aus 
verschiedenen Gründen sich Überschüsse auch über diesen 
Gesamtbedarf der Zukunft bilden werden. 

Darin liegt nun aber Folgendes : einmal das amtliche Zu- 
geständnis, dass die bisherigen Leistungen an Renten hinter 
dem zurückbleiben, was nach den Einzahlungen erwartet 
werden dürfte, und sodann ergiebt sich daraus, dass oben mit 
Recht angenommen wurde, eine Erhöhung der Renten, wie. 
oben vorgeschlagen, könnte mit den vorhandenen Mitteln 
durchgeführt werden. Die Berechnungen sind sämtlich mit 
einem Zinsfuss von nur 3 ^/q durchgeführt, thatsächlicb beträgt 
er aber zur Zeit noch annähernd 3,5 % ^ ^ ausserdem werden 
die unausbleiblichen Ersparnisse infolge Verheiratung, Selbst- 
ständigmachung den Anstalten bei der Berechnung nicht in 
betracht gezogene Gelder zuführen; endlich sind nun die Be- 
rechnungen darauf gegründet, dass künftig in den zwei un- 
teren Lohnklassen nur 12 und 18 Pfg. Wochenbeitrag (statt 
14 und 20 Pfg.) sollen erhoben werden ; wie oben aber aus- 
geführt wurde, muss im Interesse der Gerechtigkeit darauf 
bestanden werden , dass die bisherigen Beiträge beibehalten 
werden 37. Auch insofern, wenn so dafür gesorgt wird, dass 
die unteren Lohnklassen für ihre Bedürfnisse selbst aufzu- 
kommen in der Lage sind und nicht die oberen Klassen in 
Anspruch nehmen müssen, werden bei den oberen Klassen 
wieder mehr Gelder zur Verwendung für die vorgeschlagenen 
Zwecke frei. 

Mit der zuletzt noch zu besprechenden Änderung schneidet 



3ö Vgl. Anitl. Nachr. des Reichsversicherungsarats v. 1. Januar 1899, 

S. 131 . 

37 Dass künftighin die Allersrentner von einer Beitragsleistung auf ihren 
Antrag befreit werden können, kann wegen der in Betracht kommenden 
niedrigen Summen nicht ins Gewicht fallen. 
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der Entwurf ein Gebiet an, das seine Vorgänger unberührt 
gelassen hatten: das der örtlichen Organisation. 

In §§ 51, 51*— 51^ sind die Bestimmungen über die neuen 
Rentenstellen enthalten. 

Rentenstellen sollen als örtliche Organe der Versicherungs- 
anstalt für kleinere Bezirke (etwa wie die Kreise in Preussen, 
die Bezirksämter in Bayern) errichtet werden. Ihre Aufgabe 
ist : Entgegennahme und Vorbereitung von Anträgen auf Ren- 
tenbewilligung oder Beitragserstattung , Begutachtung dieser 
Anträge, Begutachtung der Entziehung von Renten, der Ein- 
stellung von Zahlungen; Anzeige über ein gegen einen Inva- 
liden einzuleitendes Heilverfahren und eine gegenüber einem 
Kranken zu übernehmende Krankenfürsorge ; Kontrolle der 
Beitragserhebung, und endlich Auskunftserteilung in Sachen 
der Invalidenversicherung. Weitere Obliegenheiten (z. B. Ein- 
ziehung der Beiträge) können ihnen durch die Landeszentral- 
behörde oder mit deren Genehmigung durch den Anstalts- 
vorstand übertragen werden. Sie werden besetzt mit einem 
ständigen Vorsitzenden, mindestens je vier Beisitzern aus dem 
Stand der Arbeitgeber und Arbeiter und der nötigen Zahl von 
Hilfsbeamten; der Vorsitzende wird von der Landeszentral- 
behörde, die Hilfsbeamten werden vom Vorstand ernannt ; die 
Beisitzer werden von den Vorständen der Krankenkassen und 
zugelassenen Hilfskassen, den Verwaltungen der Gemeinde- 
krankenversicherungen und den Vertretungen der weiteren 
Kommunalverbände (Landrat in Bayern, Provinziallandtag in 
Preussen) gewählt. Gutachten über Versagung einer Rente, 
Entziehung einer Rente oder Einstellung von Zahlungen 
müssen unter Zuziehung der Beisitzer, und zwar mindestens 
zweier, beschlossen werden. Die Kosten der Rentenstellen 
trägt jede Anstalt. Die Übertragung der genannten Obliegen- 
heiten an bereits bestehende Behörden (statt Errichtung von 
Rentenstellen) ist dem einzelnen Bundesstaat gestattet. Die 
Landeszentralbehörde kann den Rentenstellen auch die Ent- 
scheidung über die Anträge u. s. f. übertragen. (Nach dem 
vom Reichsamt des Innern ausgearbeiteten Entwurf ^^ war die 
Entscheidung der Rentengesuche den Versicherungsanstalten 
überhaupt genommen !) 

Begründet werden die Vorschläge mit Folgendem : Im 



38 Bundesratdrucksache, Nr. 123, Session \on 1898. 
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Vorbereitungs- und im Feststellungsverfahren erfolgt die Be- 
handlung und Verbescheidung der Rentenanträge nach dem 
bisherigen Verfahren lediglich aktenmässig, bureaumässig. Eine 
Klarstellung der Ansprüche in Rede und Gegenrede, eine Ver- 
tretung der Ansichten der Zeugen und Ärzte in mündlichem 
Vortrage und bei persönlicher Gegenüberstellung, in Anwesen- 
heit des Rentenbewerbers findet nicht statt. < Die grosse Zahl 
der von den Versicherten und zwar überwiegend ohne aus- 
reichenden Grund eingelegten Berufungen legt Zeugnis ab 
von dem Empfinden der Versicherten, dass beim jetzigen Ver- 
fahren ihren Ansprüchen nicht ausreichend Rechnung getragen 
wird. Wenn diese Annahme auch durchgehends unbegründet 
ist, so verdient sie doch Beachtung. Die Versicherten haben 
offenbar das Bedürfnis, dass die Versicherungsanstalten ihnen 
im Feststellungsverfahren näher gerückt werden, sie wollen 
Vertreter der Anstalten vor sich sehen, vor welchen sie sich 
aussprechen und ihre Ansprüche persönlich wahrnehmen können. 
Die Rentenbewerber wollen persönlich darüber aufgeklärt 
werden, ob und weshalb gegen ihre Ansprüche Bedenken 
bestehen. » Bei dem neuen Verfahren würden sie die Über- 
zeugung gewinnen, dass man sich vorurteilsfrei bemühe, ihnen 
zu helfen, und sie würden sich dann auch bei Ablehnungen 
leichter beruhigen. «Der Umstand, dass das Invalidenver- 
sicherungsgesetz die beabsichtigte versöhnende Wirkung noch 
nicht überall und in vollem Umfange erreicht hat, wird wohl 
zum grossen Teil auf diesen Mangel des Feststellungsverfahrens 
zurückgeführt werden müssen. » Zu erhoffen stünde so eine 
ausgiebigere und sachgemässere Vorbereitung der Renten- 
entscheidungen des Vorstandes und auch eine gesunde De- 
zentralisation in der Verwaltung der Anstalt; erwähnt werden 
daneben besonders die Vorteile, die daraus erwüchsen, dass 
den Rentenstellen Kontrolle und gegebenen Falls Einziehung 
der Beiträge, Anzeige über Heilverfahren und Krankenfürsorge 
u. a. obliegen soll. 

Ahnliche Gedanken, wie sie den Vorschlägen des Entwurfs 
zu Grunde liegen, sind in der Litteratur^^ schon früher ver- 
treten worden; davon an späterer Stelle. Hier sei Folgendes 
bemerkt : 



39 Vgl. auch Zeitschrift « ArbeilerwohU, Prof. Dr. Hitze in Heft 1 und 
2 des Jahrgangs 1898. 
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Zweifellos würden es aach die Versicherangsanstalten be* 
grüssen, wenn künftig die Vorbereitung der Rentengesache in 
Bede und Gegenrede erfolgen könnte ; denn es ist nichts so 
geduldig als das Papier^ und es ist eine durch die Erfahrungen 
des bisherigen Gesetzesvollzugs, mehr als erwünsclit sein kann, 
bestätigte Thatsache, dass die Rentenbewerber und die ihre 
Anträge zuerst aufnehmenden gemeindlichen Obrigkeiten in 
der Auswahl der Mittel zur Begründung der Anträge nichts 
weniger als engherzig waren. Sollte in der That durch die 
Rentenstellen eine objektive Sacherhebung ermöglicht und 
durch ihre Wachsamkeit und ihre Orts- und Personenkenntnis 
die jetzt in mancherlei Gestalt verbreitete Unredlichkeit und 
Gewissenlosigkeit einigermassen eingedämmt werden, so würden 
die Bentenstellen allerdings nicht bloss im Interesse der Ver- 
sicherungsanstalten und der wirklichen Arbeitsinvaliden, sondern 
auch im Interesse der allgemeinen Volksmoral eine hervor- 
ragend segensreiche Thätigkeit entfalten. Wenn ferner im 
ganzen Reich die Mitwirkung der Arbeitgeber und Arbeiter in 
so ausgedehnter Weise beim Vollzug des Gesetzes in anspruch 
genommen würde, so wäre auch dieser Gewinn nicht hoch 
genug anzuschlagen. 

Von solchen Erwägungen ist nun allerdings in der Be- 
gründung des Entwurfs nicht die Rede. Dort ist vor Allem 
von einer erhofften Beruhigung und versöhnenden Wirkung 
die Rede ; die neue Organisation wird schon im Hinblick auf 
die « durchgehends unbegründete, aber doch Beachtung ver- 
dienende Annahme» der Versicherten, ihren Ansprüchen würde 
nicht Rechnung getragen, für notwendig erklärt. Um diesem 
Missstande abzuhelfen, sind mündliche Verbandlungen, münd- 
liche Zeugenvernehmungen und ärztliche Plaidoyers u. A. in 
aussieht genommen. Und doch wird in anderem Zusammen- 
hange zugestanden, dass das, was Sache einer Entscheidung 
nach freiem Ermessen etwa sein könnte, lediglich die Frage 
der Erwerbsunfähigkeit ist, und dass hiebei das ärztliche Gut- 
achten entscheidet, sodass « also für ein arbiträres Ermessen 
kein allzu weiter Spielraum bleibt». Welcher sachliche Grund 
besteht also, so muss man fragen, für die Aufbietung des 
ganzen grossen Apparats ? Man gewinnt den Eindruck, dass 
das, was gesagt wird, nicht allein für die Änderung und 
Neuerung bestimmend ist. Es liegt nahe und wurde in den 
beteiligten Kreisen schon offen ausgesprochen, dass durch die 



— 73 — 

neue Organisation einer grossen Kategorie von Personen, deren 
Unterbringung schon manche Schwierigkeiten verursachte, ein, 
neues Feld der Wirksamkeit eröffnet werden soll ; die Be-s 
gründung des Entwurfs selbst lässt durchblicken, dass die von 
den vermöglichen Versicherungsanstalten errichteten Renten- 
stellen dereinst berufen sein könnten, zu einem geraeinsamen 
örtlichen Unterbau der drei Versicherungszweige sich auszu- 
bilden.*^ Dass der Wunsch nach Beruhigung weiter Volks- 
schichten, somit Gründe der Politik mitspielen, wird in der 
Begründung auch augedeutet. Und endlich — und vielleicht 
dürfte es auch hier last not least heissen — sollen die ßenten- 
stellen die Ansätze zu amtlichen Auskunftsstellen allgemeiner 
Art darstellen : « Bei der Arbeiterbevölkerung besteht un- 
zweifelhaft ein wachsendes Bedürfnis nach einer vertrauens- 
würdigen Einrichtung, bei der sie sich in Fragen des gewerb- 
lichen und wirtschaftlichen Lebens Auskunft, Rechtsbelehrung 
und unter Umständen auch Beihilfe holen können. Es ist nicht 
ausgeschlossen, dass die örtlichen Rentenstellen, wenn sie auf 
dem Gebiete der Invalidenversicherung als Auskunftsstellen 
sich bewähren und das Vertrauen der Bevölkerung sich er* 
werben, auch in weiterem Umfang zu amtlicher Auskunfts- 
erteilung demnächst herangezogen werden können. Es würde 
dadurch auch ein Gegengewicht geschaffen werden gegenüber 
neuerdings getroffenen anderen Einrichtungen dieser Art, 
welche, vielfach von einseitigen Gesichtspunkten ausgehend, 
den Endzweck der sozialpolitischen Gesetze, die Versöhnung 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, eher zu gefährden 
als zu fördern geeignet sind. » Es wird nicht behauptet werden 
können, dass die Rentenstellen mit besonders günstigen Aus- 
sichten in diesen Wettkampf mit den privaten Auskunftsstellen 
der Fachvereine und anderer Organisationen eintreten. 

Insofern in den Rentenstellen der Ansatz zu einer geraeiü- 
samen Organisation der drei Versicherungszweige zu erblicken 
ist und eine neue Gelegenheit zu häufigem Zusammenarbeiten 
von Arbeitgebern und Arbeitern geschaffen wird, ist der Vor- 
schlag der Rentenstellen grundsätzlich zu begrüssen. Aber nur 
die Sicherheit, dass die Entwicklung diesen Weg nehmen wird. 



*ö Ein Gedanke, der beim Verlangen nach Verbreitung der Hebesiellen 
auch mit hereinspielt, da diesen die Einhebung der Krankenkassenbeiträge 
mit übertragen werden könnte. 
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könnte einigermassen die grossen Bedenken entkräften, die 
der Entwurf dadurch hervorrufe, dass er für die Rentenstellen 
ein Beamtenheer von mindestens 1000 Beamten und 3000 
Hilfsbeamten grösstenteils neu aufbietet. Mit dem Wunsche 
der Versicherten, «Vertreter der Anstalten vor sich zu sehen», 
könnte die Massregel nie gerechtfertigt werden, nicht einmal 
mit der Beschleunigung und ausgiebigeren Vorbereitung der 
Rentengesuche. Zudem kommt noch hinzu, dass nach den 
gegenwärtigen Vorschlägen auch die Kosten der geplanten Ein- 
richtung in keinem Verhältnis zu dem stehen, was geboten 
wird. Die nach der Begründung des Entwurfs in einer Gre- 
samtzahl von 1000 erforderlichen Rentenstellen, jede mit einem 
Jahresbedarf von nur 5000 — 6000 c/Ä veranschlagt, würden für 
die Gesamtheit der Versicherungsanstalten einen jährlichen 
Aufwand von 5 — 6 Millionen Jt bedeuten. (Und da sowohl die 
ungebührliche Vermehrung von Beamten, wie die Steigerung 
der Kosten am intensivsten wäre bei Übertragung der Ent- 
scheidungsbefugnis an die Rentenstellen, also bei einer Mass- 
regel, zu der es an einem hinreichenden Grund fehlt, muss 
einem solchen Schritte widersprochen werden.) Die gesamten 
Verwaliungskosten würden also künftig verdoppelt werden. 
(S. 0. S. 58 ff.) Wenn der Entwurf, um diese Kosten herab- 
zudrücken, damit rechnet, dass « durch den Fortfall der Staats- 
kommissäre und der Vertrauensmänner, sowie durch den Weg- 
fall zahlreicher und zum Teil durch Berufungen stark in an- 
spruch genommener Schiedsgerichte » diesen Kosten « erhebliche 
Ersparnisse» gegenüberstehen werden, so kann diese Rechnung 
nicht anerkannt werden. Nach den in Nr. 1 der Amtlichen 
Nachrichten des Reichs versicherungsamts vom 1. Januar 1899 
mitgeteilten Geschäftsergebnissen von 1897 beliefen sich die Kosten 
für Schiedsgerichte und die Kosten des Rechtsmittel Verfahrens 
überhaupt auf im Ganzen 335311,86 iA\ hierin soll nur eine 
Ermässigung eintreten *, jedenfalls können die zu erzielenden 
Ersparnisse der Ausgabe von 5—6 Millionen Jd gegenüber 
nicht nennenswert ins Gewicht fallen! 

Es hat also deif Anschein, dass Weniges mit allzu grossem 

Aufwand angestrebt wird. Nach allgemeinem Urteil haben sich 

die «Arbeiter-Versicherungs-Ämter», wie sie z. B. in 
Württemberg in Anlehnung an die Gemeindebehörde unter 
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teilweiser Heranziehung der Volksschullehrer errichtet sind, ** 
sehr gut bewährt. Ihre Durchführung hat zudem verhältnis- 
mässig ausserordentlich geringe Kosten verursacht.** Es läge 
näher, dass die einzelnen Bundesstaaten es versuchten, in dieser 
Form ähnliche Einrichtungen zu schaffen, wie die Renten- 
stellen sein sollen, und diesen die Aufgaben der Rentenstellen 
und deren Vorzüge und Eigentümlichkeiten zu übertragen. 
Darüber besteht zwar kein Zweifel, dass « für einzelne An- 
stalten ein Dezentralisationsbedürfnis vorhanden ist », nämlich 
für Ostpreussen, Schlesien und Posen, wo, wie die Begründung 
berichtet, ein Beamter jährlich über 3000 Rentengesuche bis- 
her zu verbescheiden hatte ; ^ daraus folgt aber nicht, dass 
eine so kostspielige Neuerung wie die Rentenstellen für das 
ganze Reichsgebiet, insbesondere für Anstalten notwendig ist, 
in denen wegen ihrer kleinen räumlichen Ausdehnung ohnehin 
bisher die bureaukratische Behandlung sich nicht so fühlbar machte. 
Und wenn die Begründung des Entwurfs zum Schluss 
ihrer Ausführungen über die vielleicht nicht zu umgehenden 
finanziellen Opfer mit dem Hinweis darauf tröstet, dass solche 
Opfer durch die von der neuen Organisation zu erhoflfende 
Erhöhung der versöhnenden Wirkung des Gesetzes keinesfalls 
zu teuer erkauft sein würden, so dürfte es näher liegen, die 
nun doch einmal zur Verwendung bestimmten Gelder zur 
besseren Ausstattung der Renten der höheren Lohnklassen zu 
verwenden ; auch ein solcher Schritt dürfte — und vielleicht 
in höherem Masse — versöhnende Wirkungen haben. Man 
könnte sonst nicht ohne jede Berechtigung von der Invaliden- 
Versicherung behaupten, sie gleiche einem Hause mit monu- 
mentalem Äussern und kahlen Zimmern. 



** Vgl. Württb. Landesgesetz betr. die Ausführung des Reichsgesetzes, 
vom 13. Mai 1890, Art. 4 — 7; Verfügung des Ministeriums des Innern betr. 
die Wahrnehmung der örtlichen Geschäfte zum Vollzug der Arbeiterver- 
sicherungsgesetze, V. 18. Juni 1890; Erlass des Ministeriums des Kirchen- u. 
Schulwesens v. 9. September 1890; Erlass des Ministeriums des Innern vom 
26. September 1890; Erlass des Ministeriums des Innern, v. 19 Dezember 
1890. Sämtlich abgedruckt bei : Schicker, das Inval.- u. Alt. -Vers. -Gesetz, 
Stuttgart 1891. 

*'^ Vgl. die obige (S. 59) Zusammenstellung der Verwaltungskosten und 
die in Hinsicht auf die geschaffene Organisation geringen Ziffern bei Würt- 
temberg. 

** Die Aufstellung eines weiteren Beamten würde diesem Missstand wohl 
auch steuern. 
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ZWEITER TEIL. 

Prinzipielle Änderungen desInvaliden-Versicherungsgesetzes, 
das sind Änderungen der grundlegenden Bestimmungen des Ge- 
setzes, sind in den vier Entwürfen nur bezüglich der Vertei- 
lung der Rentenlast und der Berechnung der Renten vorge- 
sehen, wozu im vierten Entwurf noch die Schaffung einer 
Örtlichen Organisation tritt. Die im zweiten und dritten Ent- 
wurf geplante übertriebene Erweiterung der Aufsich tsrechte 
ist vom vierten Entwurf wieder aufgegeben worden. 

« Die Grundlagen des Gesetzes », führt die Begründung 
zum dritten Entwurf aus, schaben sich im Allgemeinen be- 
währt, wenigstens ist es bisher noch nicht gelungen, etwas 
Besseres an deren Stelle vorzuschlagen ». Und hinsichtlich der 
die Grundlagen des Gesetzes berührenden Reformvorschläge 
steht der vierte Entwurf ganz auf dem Standpunkt des dritten, 
ohne — vom Markensystem abgesehen — seinerseits in eine 
neuerliche eingehende Würdigung dieser Abänderungsvorschläge 
einzutreten. 

Angesichts des Umstandes nun, dass die Kritik einzelne 
Grundlagen des Gesetzes als dringend der Reform bedürftig 
bezeichnet hatte, ist von besonderem Interesse und von be- 
sonderer Bedeutung jener Abschnitt der Begründung, in dem 
mit grosser Ausführlichkeit dargelegt wird, warum Das und 
Jenes nicht abgeändert werden soll. 

In frage kommen hier die Forderungen einer Zusammen- 
legung, einer Verschmelzung der verschiedenen Zweige der 
Arbeiterversicherung und die weitere Forderung einer Be- 
seitigung des Markensystems. 

Man hört nun oft und oft sagen, dass die Schwierigkeiten, 
die solchen Reformen im Wege stünden, so grosse seien, dass 
nur sach unkundiger mit der Praxis nicht vertrauter Dilettan- 
tismus Forderungen nach gründlichen Reformen stellen könne; 
gegenüber dieser Beschwichtigungspolitik mag es genügen, daran 
zu erinnern, dass der hochverdiente erste Präsident des Reichs- 
versicherungsamts, V. Bödiker, am 1. November 1895 in der 
bekannten Novemberkonferenz in Berlin und kürzlich in einer 
Schrift*^ mit Vorschlägen zu einschneidenden Reformen nach 
den beiden angedeuteten Richtungen hervortrat, 

** Die Reichs Versicherungsgesetzgebung, von T. Bödiker, in Schmollers 
Staats- und sozi Iwissenschaftliche Forschungen Band 16 (Jahrgang 1898), 
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Einer Prüfung der Frage, aus welchen Gründen sich eine 
Verschmelzung einzelner Zweige der Arbeiterver- 
sicherung^ empfiehlt und aus welchen Gründen sie von den 
verbündeten Regierungen abgelehnt wird, einer Prüfung dieser 
Frage werden zweckmässig einige Bemerkungen über die Orga- 
nisation der deutschen Sozialversicherung vorauszuschicken sein. 

Wie bekannt, wurde im Deutschen Reich eine Versicherung 
der arbeitenden Klassen durchgeführt zu Zwecken der Ver- 
sicherung gegen Unfallsfolgen, zum Zwecke der Versicherung 
gegen vorübergehende Krankheit und zum Zwecke der Ver- 
sicherung gegen Erwerbsunfähigkeit im Falle der körperlichen 
oder geistigen Gebrechlichkeit oder des Alters. 

Der Aufbau der verschiedenen Versicherungen, die als 
Einzelversicherungen im Allgemeinen unabhängig voneinander 
durchgeführt sind, ist in verschiedener Weise vollzogen worden : 

An sich erscheint für eine allgemeine Zwangsversicherung 
eine Organisation als empfehlenswert, die unter Wahrung der 
nationalen Einheit territorial gliedert; unter solchen Verhält- 
nissen würde der Apparat der Verwaltung wohl am einfachsten, 
am geordnetsten und am billigsten arbeiten können. 

Das der Entstehung nach erste der sozialen Versicherungs- 
gesetze, wenn es auch erst an zweiter Stelle Gesetz wurde, 
das Unfallversicherungsgesetz, hat nun die Versicherung nicht 
auf territoriale Verbände gegründet, sondern als Träger der 
Versicherung und als Verwaltungsorgane zugleich standesge- 
nossenschaftliche Verbände geschaffen: die «Berufsgenossen- 
schaften», ausgehend von der hohen Wertschätzung einer 
standeagenossenschaftlichen Gliederung des Erwerbslebens. Die 
Standesgenossen sollten vereinigt werden, ohne Rücksicht darauf, 
was Jeder an Lohn verdiente, und wo der Einzelne thätig ist. 
Freilich hatte der Gesetzgeber ursprünglich den Berufsgenossen - 

Heft 4. Die von E. L nge in Br.iun's «Archiv f. soz. Gesetzg. u. Slat. », 
Bd. Xlll, 1899, 3/4. Heft, S. 481 ff. an Bödiker geübte Kritik dürfte diesem 
nicht durchweg gerecht werden, da es doch Bödiker in erster Linie darum 
zu thiin war, die Möglichkeit einer Vereinigung n »chzuweisen ; denn ge- 
rade die Überführung einer Organis itionsform in eine andere micht die 
meisten Schwierigkeiten. 

^^ Eine treffliche Übersicht über die zu dieser Frage erwachsene Lit- 
teratur giebt der (in Band I (1895) der «Zeitschrift für Versicherungs- 
Recht und -Wissenschaft » von Eugen Baumgarther veröffentlichte) Aufsatz 
des zu früh verstorbenen Oberrechnungsrats Dr. Zeller in Darmstadt * « Die 
Vercinfiichung und Verschmelzung der Arberterversicherung», S.681ff a. a. 0. 
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Schäften beim Gesetzesvollzug und sonst eine weitgehejide Auf- 
gabe zugedacht und insbesondere eine Beteiligung der Arbeiter 
neben den Arbeitgebern vorgesehen gehabt. Aber abgesehen 
von dieser Beiseiteschiebung der Arbeiter beging das Gesetz 
den verhängnisvollen Fehler, die Gesichtspunkte einer standes- 
genossenschaftlichen Gliederung zu sehr der Technik zu ent- 
lehnen, statt das Hauptaugenmerk darauf zu richten, Arbeiter- 
klassen von gleicher sozialer Lage zusammenzufassen. Infolge 
dieser vorwiegend technischen Gliederung wurde es notwendig, 
eine übergrosse Zahl von Berufsgenossenschaften zu schaffen, 
somit die Verwaltung sehr verwickelt und sehr teuer zu machen, 
und dabei konnte nicht verhindert werden, dass die einzelnen 
Genossenschaften sich vollständig ungleichmässig gestalteten : 
Einer Knappschaftsborufsgenossenschaft mit 470000 Versicherten 
und einer Steinbruchsgenossenschaft mit 330000 Versicherten 
steht die Berufsgenossenschaft der Schornsteinfegermeister des 
Deutschen Reichs mit 6186 Versicherten (oder die Berufsgenossen- 
schaft der Bremischen Landwirte mit 3174 Versicherten) gegen- 
über. 

Das Krankenvarsicherungsgesetz hinwiederum verband das 
territoriale und das berufsgenossenschaftliche System, es grenzte 
für die Versicherung zunächst die Gemeindebezirke als selb- 
ständige Versicherungsbezirke ab und gab innerhalb der ört- 
lichen Bezirke Platz für die durch den Zusammenschluss der 
Standesgenossen geschaffenen Vereinigungen : Ortskrankenkassen 
(für die einzelnen Gewerbe verschiedene Ortskrankenkassen!) 
und Betriebskrankenkassen. 

Das Invaliden Versicherungsgesetz endlich schuf territoriale 
Anstalten, vernachlässigte aber zu sehr die Zusammenfassung 
der einzelnen Verbände im Reich, wovon oben die Rede war. 

Übereinstimmung der Meinungen besteht nun selbstver- 
ständlich darüber, dass Gründe von nicht zu unterschätzender 
Bedeutung für eine Vereinigung der 3 Versicherungszweige 
oder auch nur von zweien derselben sprechen. 

Was zunächst die Vereinigung der Invaliden mit der Un- 
fallversicherung angeht, so besteht hier eine innige Gemein- 
schaft und Verwandtschaft ; bei beiden handelt es sich, wie 
schon von Bödiker in seinen vom 1. November 1891 datierten 
Vorschlägen (s. a. a. 0.) ausführte, um verhältnismässig 
seltene, aber dauernde Leistungen von relativ hohem Kapital- 
wert ; bei der Krankenversicherung dagegen um häufig vor- 
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kommende vorübergehende Unterstützungen von relativ ge- 
ringem Kapitalwert. Zu diesen drei in der Sache liegenden 
Unterschieden kommt als viertes Moment der Verwandtschaft 
von Unfall- und Invalidenversicherung hinzu, dass die Kranken- 
unterstützung (auch während der ersten 13 Wochen nach einem 
Unfall) unverzüglich muss gewährt werden können, während 
es mit der Unfallrente 13 Wochen Zeit hat und die Invaliden- 
und Altersrenten sich teils thatsächlich an die Krankenunter- 
stützung (Krankenhauspflege) anschliessen, teils mit Müsse von 
langer Hand vorbereitet werden können. » Indem es sich sonach 
bei beiden Versicherungszweigen um eine Fürsorge für lange 
Erwerbsunfähigkeit, um seltene aber hohe Risiken handelt, was 
grosse kapitalkräftige Verbände voraussetzt, wie sie die Inva- 
liden- und die Unfallversicherung schon im Allgemeinen be- 
sitzen, liegt es gleich nahe, die Invalidenversicherung den 
Berufsgenossenschaften zu übertragen oder die Unfallversiche- 
rung an die Invalidenversicherungsanstalten anzugliedern. 

Hingegen wendet die Begründung zum 3. Entwurf ein, 
dass der Kreis der versicherten Personen bei beiden ein ver- 
schiedener sei. (1897 waren es nach den in den Amtlichen 
Nachrichten des Reichsversicherungsamts vom 1. Januar 1899 
veröffentlichten Geschäftsergebnissen bei der Unfallversicherung 
17,95 Millionen Versicherte, bei der Invalidenversicherung 
11,81 Millionen Versicherte.) Ob diese gewiss überhaupt uner- 
wünschte Anomalie, die sich lediglich aus der stoss weisen Vol- 
lendung der Versicherungsgesetzgebung in einzelnen Ge- 
setzen erklärt, als rechtes Hindernis bezeichnet werden 
kann, muss sehr bezweifelt werden; zudem kommen bei der 
Unfallversicherung nicht bloss für die Beitragserhebung son- 
dern auch für die Verwaltung lediglich die Arbeitgeber in 
betracht. 

Beizustimmen ist dagegen dem Einwand, dass die Berufs- 
genossenschaften sich nicht zur vollständigen Durchführung 
der Sozialversicherung eignen. Sie sind wie Kulemann a. a. 0. 
S. 334/5 es nennt, in der jetzigen Versicherungsgesetzgebung 
ein Torso, der Rest einer einst viel voluminöser gedachten 
Institution, *^ Die oben besprochenen gegen die Berufsgenossen* 



** Vgl. hiezu die Schrift von Dr. L. Knorr « Entwurf einer Berufsgenos- 
senschaftsordnung», München 1891, der territorialen Verbänden der Berufs- 
genossen unter Beteiligung der Arbeitgeber und Arbeiter Kranken-, Unfall-, 
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Schäften schon in ihrer jetzigen Form bestehenden nicht unbe- 
deutenden organisatorischen Bedenken werden gewiss nicht 
kleiner oder behoben, wenn diesen Verbänden neue Aufgaben 
zugeteilt werden. 

Entschieden unberechtigt ist es aber, wenn die Begrün- 
dung in dem Umstand, dass die Arbeiter bei der Invalidenver- 
sicherung mit den Arbeitgebern, bei der Unfallversicherung 
die Arbeitgeber allein an der Verwaltung beteiligt sind, einen 
Grund erblicken will, eine Vereinigung beider Versicherungen 
als unerwünscht zu bezeichnen. Die amtliche Begründung 
gebraucht folgende Wendung: «Vom Standpunkt der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften würde die Übertragung der 
Invalidenversicherung auf die Berufsgenossenschaften nicht 
erwünscht erscheinen. Auch bei einer blossen Verwaltungs- 
gemeinschaft bleiben die vorher erwähnten Bedenken bestehen. 
Insbesondere wird sich die Mitwirkung von Beamten, vor 
allen Dingen aber eine Mitwirkung der Versicherten, 
und zwar diese in gleichem Umfang wie die Mitwirkung der 
Unternehmer, weder in der Abteilung für Invaliditäts- und 
Altersversicherung noch bei allen denjenigen Angelegenheiten 
vermeiden lassen, die beiden Abteilungen gemeinsam sind. 
Je inniger die Verwaltungsgemeinschaft zwischen beiden 
Organisationen ausgestaltet wurde, um so zahlreicher würden 
die beiden gemeinschaftlich betreffenden Fragen sein. » Ob 
diese Art der amtlichen Berücksichtigung einer patriarchalischen 
Alleinherrschaft der Arbeitgeber auch nur entfernt den Kaiser- 
lichen Erlassen von 1881 und 1890 entspricht, braucht wohl 
nicht eigens erörtert zu werden. Freilich rührt daher der 
Hauptwiderstand gegen eine Zusammenlegung, dass die Arbeit* 
geber befürchten, nicht mehr «Herren im Hause» zu bleiben. 
Es hiesse aber doch wahrlich Eulen nach Athen tragen, wollte 
man in eine Erörterung darüber eintreten, in welch kurzsich- 
tiger Weise sich die Begründung damit zum Vertreter ein- 
seitiger und unberechtigter Klasseninteressen gemacht hat. Von 
anderer Seite würde mit Recht eine solche Organisation, die 
noch mehr wie bisher Arbeiter und Arbeitgeber durch gemein- 
same Interessen zu gemeinsamer Arbeit zusammenführt, begrüsst 
werden. 



Siechenfursorge, Altershilfe und zahlreiche Wohlfahrtseinrichtungen (Arbeits- 
nachweis, Arbeitslosenunterstützung, Witwen- und Waisenfürsorge u. a. m.) 
übertragen will. 
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Wenn als weiteres Bedenken geltend gemacht wird, dass 
die Zahl der Berufsgenossenschaften derjenigen der Versiche- 
rungsanstalten nicht gleiche, dass das beiderseitige Vermögen, 
die zu deckende Rentenlast u. s. f. durchaus verschieden ist, 
dass ein gleichheitliches Verfahren der Beitragserhebung not- 
wendig würde, so wird das nicht als ein unüberbrückbares 
Hindernis bezeichnet werden dürfen, zum Teil setzt — wovon 
unten zu handeln sein wird — eine Vereinigung überhaupt 
nicht eine Übereinstimmung in allen den genannten Punkten 
voraus. Ausserdem dürfte überhaupt ernstlich in Erwägung 
zu ziehen zu sein, ob nicht auch in der Unfallversicherung 
ein massiges Kapitaldeckungsverfahren, wie es in der Inva- 
lidenversicherung eingeführt ist, angewendet werden soll, nach- 
dem das Umlage verfahren, wie es derzeit geübt wird, immer 
mehr steigende Lasten verursacht und ein Prämienverfahren 
vor Allem für die Durchführung der Unfallversicherung infolge 
der Unmöglichkeit, die Schäden nach Wahrscheinlichkeitssätzen 
nur annähernd zu berechnen, unbrauchbar ist. Auch die Not- 
wendigkeit der Erhebung besonderer Gefahrenzuschläge in 
Unfallsachen kann kein Hindernis bilden; dass die Erhebung 
solcher Zuschläge die Verwaltung nicht sonderlich erschwert 
und die Geraeinsamkeit der Beiträge nicht gefährdet, dafür 
liefert schon jetzt die Krankenversicherung einen Beweis, in 
der zufolge § 22 Abs. 3 seit der Novelle 1892 innerhalb 
einer Kasse für einzelne Gewerbszweige und Betriebsarten 
besondere Zuschläge bei besonderen Erkrankungsgefahren zu 
den gewöhnlichen Beiträgen erhoben werden. Auch die Inva- 
lidenversicherung sieht in § 24 Abs. 2 innerhalb einer Ver- 
sicherungsanstalt derartige Gefahrenzuschläge für einzelne Be- 
rufszweige (Gefahrenklassen nach Berufszweigen) vor. 

Nach alle dem scheinen die amtlicherseits gegenüber einer 
Vereinigung der Unfall- und Invalidenversicherung als Hinder- 
nisse bezeichneten Schwierigkeiten nicht unbezwinglicher Natur 
zu sein ; auch die Berufsgenossenschaften werden wohl hinsicht- 
lich ihrer Verfassung einer Reform nicht unzugänglich sein. 

Einleuchtender erscheint nun zunächst, was die Begrün- 
dung vorbringt, um eine Vereinigung der Invaliden- und Kranken- 
versicherung als unthunlich zu bezeichnen. 

Es wird dort vorerst anerkannt, dass auch zwischen diesen 
beiden Versicherungsarten in mehrfacher Richtung ein enger 
innerer Zusammenhang und mancherlei Wechselbeziehungen 

6 
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bestehen: die Invalidität ist meist der Abschluss einer Krank- 
heit; zweckmässig wird also die Entscheidung darüber, ob 
Krankenunterstützung gewährt werden soll, und sodann, ob 
Invalidität vorliegt und mit einer Rente zu helfen ist und 
ob vorbeugende Krankenfürsorge am Platz ist, einer 
Behörde übertragen. Auch ist desto weniger Invalidität zu 
befürchten, je besser die Krankenfürsorge arbeitet; hat ja 
doch jetzt vielfach die Krankenversicherung das Interesse, den 
Kranken nur rasch wieder von sich weg zu bekommen, ohne 
für sein weiteres Schicksal ein Interesse zu haben; jedenfalls 
aber hat sie nicht die Möglichkeit, länger als 13 Wochen sich 
mit den Kranken zu befassen. Endlich werden in beiden 
Versicherungszweigen Beiträge von den Arbeitern und Arbeit- 
gebern geleistet, in beiden sind Arbeitgeber und Arbeiter bei 
der Verwaltung beteiligt und beide Versicherungen sind örtlich, 
territorial organisiert. '♦'^ 

Diesen gemeinschaftlichen Beziehungen und Berührungs- 
punkten stehen nach der Begründung eine ganze Reihe von 
Gegensätzen gegenüber: die Verschiedenheit der versicherten 
Personenkrei'se (in der That nicht so gross: 8,4 Millionen bei 
der Krankenversicherung gegen 11,8 Millionen bei der Inva- 
lidenversicherung), die Ungleichheit der in Frage stehenden 
Risiken, die Verschiedenheit der Organisation und die damit 
zusammenhängenden Schwierigkeiten einer Vereinigung der 
Vermögensmassen und Reservefonds (an letzterer Schwierig- 
keit ist in der That schon oft eine versuchte Zusammenlegung 
von Ortskrankenkassen gescheitert); als entscheidend wird aber 
der Gesichtspunkt betrachtet, dass die Invalidenversicherung 
grösserer dauernd leistungsfähiger Institute, dagegen die Kranken- 
versicherung örtlich naher kleiner Kassen bedarf. 

Die hier aufgeführten Schwierigkeiten scheinen nun aller- 
dings recht bedeutender Art zu sein; aber auch sie dürfen 
nicht allzu ernst genommen werden, zumal es keineswegs not- 
wendig ist, wie nachher zu besprechen sein wird, gerade einen 
solchen Weg bei der Reform zu betreten, dass alle die ange- 
gebenen Schwierigkeiten zuerst beseitigt werden müssten. Um 

— - 

*7 Es sind das Gedanken, mit denen Dr. Freund-Berlin seine bekinnten 
Vorschläge begründet ; vgl. von früheren Veröffentlichungen abgesehen : 
Arbeiterversorgung 1892, Nr. 22, Preuss. Jahrb. 1896 (Vereinf .chung d. 
Arb.-V.), Schmollers Jahrb., N. F. 11. Jahrgg. (Zentralisation d. Arb.-V.), 
Soziale Praxis insbes. 1898/9 (laufender 8. Jahrgang). 
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hier aber nur den Haupleinwand zu betrachten, der als letzter 
aufgeführt wurde, so bekämpft ihn Kulemann a. a. 0. mit der 
Behauptung, dass es ein Fehler der Versicherungsgesetzgebung 
war, Verwaltung und Lastentragung zusammenzuwerfen, und 
dass die Lasten auf breite Schultern zu legen, die Verwaltung 
dagegen den Versicherten recht nahe zu rücken sei. Wenn nun 
auch dieser Vorwurf gerade gegenüber der Invalidenversiche- 
rung nicht am Platz ist, so wird damit doch zutreffend auf 
einen Weg gewiesen, auf dem eine Reform sich wohl verwirk- 
lichen Hesse. Der Entwurf rechnet selbst damit, dass die 
Krankenkassen zu Zwecken einer leichteren Angliederung zu 
grossen Verbänden zusammengefasst würden. Wenn er gegen 
solche Verbände geltend macht, dass der häufige Wechsel in den 
unteren Kassen die Stabilität der grossen Verbände erschüttern 
würde, so ist ein solcher Einwand völlig vag und grundlos; 
denn dem grossen Verband stehen nicht die einzelnen Kassen- 
mirglieder, sondern nur diese Kassen gegenüber, deren Be- 
stand durch den Wechsel der Mitglieder auch nicht in frage 
gestellt wird. 

Zunächst dürfte es sich aber nicht einmal empfehlen, 
überhaupt so weit zu gehen und eine gründliche Reform mit 
Einem zu verlangen. 

Erachten die verbündeten Regierungen die einer Reform 
sich entgegenstellenden. Schwierigkeiten für so bedeutend, wie 
nach der Begründung des Entwurfs anzunehmen ist, so wäre 
es doch naheliegend, .dass eine Revision von Versicherungs- 
gesetzen wenigstens den Versuch machte, vorerst einmal einige 
dieser Hindernisse aus dem Wege zu räumen und der von ihr 
selbst als nützlich und notwendig anerkannten Reform den 
Weg zu ebnen. Besteht hier erst einmal annähernde Gleich- 
heit, so ist zur Herstellung eines gemeinschaftlichen Ver- 
waltungsapparates, zur gemeinsamen Verwaltung der vor- 
handenen Vermögensmassen und zur Vereinfachung und Ver- 
einigung der Beitragserhebung — soweit überhaupt in alledem 
eine Gleichheit notwendig sein sollte ! — nur mehr ein kurzer 
Weg. Aber mit den Vorarbeiten sollte dann einmal begonnen 
werden. 

Sodann aber wird man sich vor Einem hüten müssen, 
wenn man Änderungen an der Organisation vornehmen will : 
So wenig es nämlich richtig ist, die Organe der Verwaltung, 
an die sich die Versicherten zu wenden haben, zu sehr zu 
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zentralisieren, so sehr wäre es volkswirtschaftlich verfehlt, 
wollte man in dem Bestreben, die unteren Stellen mit dem 
Volk in recht nahe Fühlung zu bringen, zur Schaffung eines 
neuen Beamtenheeres übergehen. Hiezu führte aber z. B. der 
von Dr. Freund, Vorsitzenden der Berliner Versicherungs- 
anstalt, gemachte Vorschlag vom 31. Oktober 1895, Arbeiter- 
versicherungsämter zu schaffen und zwar für Bezirke von der 
Ausdehnung, wie die jetzigen Krankenkassenbezirke : also für 
die Gemeinden, und zwar sollte jedes Arbeiterversicherungs- 
amt mit einem höheren Beamten als Vorsitzenden und 10 Bei- 
sitzern (Arbeitgebern und Arbeitern) besetzt werden ! Immer- 
hin darf hiebei nicht unerwähnt gelassen werden, dass durch 
die gleichzeitig vorgeschlagene Beseitigung der Krankenkassen 
und deren Vereinigung mit den Arbeiterversicherungsämtern 
auf anderer Seite eine Minderung an Beamtenpersonal erreicht 
worden wäre. In weit grösserem Mass verfielen in diesen 
Fehler die Verfasser des neuesten Entwurfs, wovon oben ge- 
sprochen wurde. Die Rentenstellen mit ihren jetzigen Auf- 
gaben können infolgedessen nur dann gutgeheissen werden, 
wenn sie in derjenigen Form zur Durchführung gebracht 
werden, wie die Arbeiterversicherungsämter in Württemberg 
und anderswo organisiert sind : in Anlehnung an die gemeind- 
liche Verwaltung, unter Nutzbarmachung hierin bisher schon 
thätiger Kräfte. Recht Gutes würden allerdings solche Orts- 
behörden für Arbeiterversicherung aus folgendem Grunde 
stiften : Jeder Kenner der Verhältnisse, jeder, der weiss, welche 
Fülle der heterogensten Dinge von den Bürgermeistern der 
Landgemeinden heutzutage zu erledigen sind, mit welcher 
Mühe und Aufopferung sie auch nur halbwegs den Aufträgen 
und Pflichten gerecht werden können, mit denen sie infolge 
der Fruchtbarkeit unserer Reichsgesetzgebung förmlich über- 
schwemmt wurden, jeder wird es bestätigen müssen, dass es 
hoch an der Zeit ist, diese Stellen, die nur ehrenamtlich ver- 
sehen werden, zu entlasten oder — wenn die Geschäfte bei 
den jetzigen Stellen sollten belassen werden — endlich eine 
pekuniäre Entschädigung eintreten zu lassen. Und um noch 
bei den Rentenstellen zu verweilen, kommt hier auch in Be- 
tracht, dass die Invalidenversicherung am wenigsten es ist, 
die 'einer Dezentralisation bedarf** : Die Invalidonrentensachen 



*8 Für den Entwurf scheinen zu sehr die in den übergrossen östlichen länd- 
lichen Anstalten erwachsenen Schwierigkeiten massgebend gewesen zu sein. 
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sind in der Regel nicht von jener Dringlichkeit, wie ünfall- 
oder selbstverständlich Krankenunterstützungssachen ; sie können 
schon früh vorbereitet werden; und wenn in der Invaliden- 
versicherung über Sachverschleppung geklagt wurde, so richteten 
sich diese Vorwürfe vornehmlich gegen den Rechtszug und 
trafen hier preussische Verhältnisse : Dort besteht eine über- 
grosse Zahl von Schiedsgerichten, wie oben schon erwähnt, 
z. B. in Schlesien 56, in Brandenburg 29, in Hannover 68, 
in der Rheinprovinz 60, über 30 sind es meistens ; Bayern 
hat 8, Königreich Sachsen 4, Württemberg 5, Grossherzogtum 
Hessen, Mecklenburg je 1, dagegen Thüringen 13. Die grosse 
Zahl hat zur Folge, dass auf ein Schiedsgericht verhältnis- 
mässig wenig Berufungen treffen und dass nur selten Sitzung 
abgehalten wird, um die mit jeder Sitzung ohne Rücksicht auf 
ihren Umfang in gleicher Weise verbundenen Kosten nicht zu 
sehr zu häufen und w^omöglich jedesmal mehrere Fälle an- 
beraumen zu können. Vor 1895 waren es noch mehr gewesen: 
in Brandenburg 39, in Hannover 81, in der Rheinprovinz 79 — 
wie ersichtlich, war die Minderung eine ungenügende. — 
Jedenfalls wäre es in Sachen der Unfall- .wie der Invaliden- 
versicherung für sich allein nichts weniger als angezeigt, den 
örtlichen Organen mehr als die einleitende, vorbereitende 
Thätigkeit zu übertragen, sie mit mehr als den laufenden 
Aufgaben des äusseren Vollzugs zu beschäftigen. 

So dürfte also zunächst bei der Reform nicht Verschmel- 
zung der Versicherungen, sondern Annäherung die Losung 
sein. Die dieser Annäherung dienenden Massregeln dürfen sich 
nun aber nicht, wie es im vorliegenden neuesten Entwurf der 
Fall ist, bloss auf die zur Durchführung der Invalidenversiche- 
rung notwendigen Massregeln beschränken; sie müssen alle 
drei Versicherungen gleichheitlich umfassen. Nur so lässt sich 
auch beurteilen, ob es sich verlohnt, den neuen Schritt zu thun. 
So sollte z. B. für die «Ortsbehörde der Arbeiterversicherung» 
(die Rentenstellen) auch in Sachen der Unfallversicherung wie 
der Krankenversicherung der Arbeitsplan (z. B. Unfallunter- 
suchung, Überwachung der Unfallverhütungsvorschriften ; Ein- 
ziehung der Beiträge der Kassen) vorgelegt werden. Mehr ah 
ein Dutzend Gesetze mit den zugehörigen Verfügungen haben 
jedes der Ortspolizeibehörde bestimmte Aufgaben zugewiesen ; 
schon wenn diese in einer einheitlichen Vor«;clarift zusammen - 
gefasst werden, und die Erfüllung dieser Obliegenheiten zum 
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Wirkungskreis einer darnach benannten Behörde gemacht wird, 
wäre es filr die Versicherten wie für die Behörden ein grosser 
Gj-ewinn; dass nur schon in einer Gremeinde, in einem Bezirk 
eine «Ortsbehörde für Arbeiter -Versicherung» besteht, wäre 
von grossem Wert. Welche neue Befugnisse und Pflichten 
(z. B. Begutachtung von Anträgen u. A.) dieser Behörde noch 
übertragen werden wollen und ob und wie eine Zuziehung von 
Vertretern der Arbeiter und Arbeitgeber verfügt werden will, 
wäre dann eine Frage für sich und von geringerer Bedeutung; 
wünschenswert wäre eine Ausgestaltung in dieser Richtung, 
die auch keinen Schwierigkeiten begegnet. — Der Entwurf 
sollte sich ferner nicht damit begnügen, den Versicherungs- 
anstalten das Recht zu geben, eine Krankenfürsorge auch 
gegenüber einem der Krankenversicherung unterliegenden Ver- 
sicherten zu übernehmen, wobei das Recht so lange ein meist 
papierenes sein muss, als die Anstalten bezüglich der Erkran- 
kungsfälle auf ein mehr oder weniger zufälliges in Erfahrung 
bringen angewiesen sind ; der Entwurf sollte gleichzeitig die 
Krankenkassen u. s. f. gesetzlich verpflichten, von Fällen, in 
denen nach ärztlichem Gutachten die von der Kasse zu ge- 
währende Kur und Behandlung nicht ausreicht oder nicht 
rasch zum Ziel führt, der Invaliden-Versicherungsanstalt zur 
Ermöglichung ihrer Beteiligung am Verfahren und seinen 
Kosten u. s. f. Mitteilung zu machen. Schon bisher konnten 
die Versicherungsanstalten sich zu Zwecken ihrer Kranken - 
fürsorge der Krankenkassen und deren Anstalten bedienen ; 
die gesetzliche Verpflichtung der Krankenkassen zu umfassender 
Verständigung würde eine wertvolle Ergänzung dieses Rechts 
bilden. Eine sofortige Mitteilung wäre vor allem angezeigt für 
die Fälle von schleichenden Krankheiten der Atmungswege, 
vornehmlich für alle Fälle von Tuberkulose, kurzum bei Krank- 
heiten, bei denen nur ein zielbewusstes längeres und möglichst 
frühzeitig in die richtigen Wege geleitetes Heilverfahren einigen 
Erfolg versprechen kann. Die jetzt von den Versicherungs- 
anstalten erzielten Heilerfolge gegenüber Lungenerkrankungen, 
Tuberkulosen und Anderen können nicht befriedigend genannt 
werden. Begreiflicherweise besteht überall der Wunsch, schon 
im Hinblick auf die hohen Kosten Erfolge verzeichnen zu 
können ; oft üben auch Rubrizierung und Statistik einen ge- 
wissen Einfluss. Allein wenn unter dem Einfluss der besten 
Luft, der besten Nahrung, der Schonung und Ruhe auch 
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häufig « Heilungen » erzielt werden, lässt der Rückfall nach 
Rückkehr in die alten Verhältnisse, zu schlechter Nahrung 
und schlechter Wohnung, zu schwerer Arbeit oder zur Arbeit 
in vielleicht schädlichen Betrieben nie lange auf sich warten. 
Diese — freilich nicht offen eingestandenen, auch ziffermässig 
gar nicht kontrollierbaren, aber doch vorhandenen thatsäch- 
lichen Misserfolge des jetzigen Heilverfahrens der Versiche- 
rungsanstalten müssen nun eben zu einem guten Teil darauf 
zurückgeführt werden, dass die Versicherungsanstalten zur Zeit 
nur schwerere, ältere Fälle zur Behandlung erhalten,*^ dass sie 
nicht Gelegenheit haben, zur rechten Zeit mit einer gründ- 
lichen Kur einzugreifen. Das in Frage stehende Zusammen- 
wirken von Invaliden- und Kranken-Versicherung kann aber 
noch weiter — und das sind vielleicht die wichtigeren, weit 
erfolgreicheren Fälle ! — höchst segensreiche Wirkungen ent- 
falten, wenn es sich um die Überbrückung der jetzt zwischen 
Krankenfürsorge und Invalidenfürsorge liegenden Kluft von 
einem Vierteljahr handelt ; wenn dem bestehenden Recht ge- 
mäss der Kranke nach 13 wöchiger Krankenfürsorge von der 
Krankenversicherung aufgegeben und sich selbst und seiner 
Not überlassen werden muss, bis frühestens nach einein Viertel- 
jahr die Invaliden-Versicherung eingreift, so bedeutet das nicht 
bloss eine Härte, ja eine grausame Massregel, sondern vielfach 
die Veranlassung zu späterer Invalidisierung, also zugleich ein 
vernunftwidriges Verfahren, da oft die Krankheit noch zur 
Ausheilung gebracht werden könne , wenn die Mittel zur 
Fortsetzung der Kur vorhanden gewesen wären, die natürlich 
dem Arbeiter meist fehlen. — Darüber nun, in welchen Fällen 
eine Anzeige zu erstatten ist, in welchen Fällen eine plan- 
mässig auf längere Zeit erstreckte oder eine mit grösseren 
Mitteln (als sie die Kasse zur Verfügung hat) unternommene 
Kur besseren, nachhaltigeren Erfolg verspricht, entscheidet der 
Arzt, der nie versäumen wird, rechtzeitig seine Anträge zu stellen. 
— Schon aus diesem Wenigen durfte ersichtlich sein, dass es 
oft nur kleiner Mittel bedürfte, um doch ein recht wirksames 
Zusammenarbeiten herbeizuführen. — Getrost könnte man ja 
wohl auch dazu übergehen, gemeinsame Schiedsgerichte für 
Invaliden- und die gesamte Unfallversicherung (nicht nur wie 



*9 Aussichtslose Fälle werden von den bei der Aufnahme sehr streng prü- 
fenden Heilstätten mit Recht übrigens gar nicht angenommen. 
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geplant für die land- und forstwirtschaftliche) zu errichten. Und 
endlich könnte wohl in den meisten Fällen, in denen die Be- 
zirke der Versicherungsanstalten mit denen von Berufsgenossen- 
schaften zusammenfallen, der Versuch gemacht werden, die 
Verwaltung beider Anstalten zu vereinigen: einen gemeinsamen 
Vorstand zu bestellen, der mit gemeinsamem Bureau personal 
und gemeinsamer Kasse die buchmässig getrennte Verwaltung 
beider Versicherungen versieht; die Besetzung der Beisitzer- 
stellen könnte wie bisher eine verschiedene sein; Alles bliebe 
innerhalb jeder Versicherung sonst unberührt, es handelte sich 
zunächst nur einmal um einen Versuch in der Praxis, zu dem 
aber eine Ermächtigung erforderlich wäre; an einer Mitwirkung 
von Beamten im Vorstand können sich Berufsgenossenschaften 
nicht stossen, da sie selbst zur Wahrnehmung der Verwaltungs- 
geschäfte ihre „Direktoren" u. A. angestellt haben. 

Bödikers durchsichtig und weit angelegten Vorschlägen, 
die von einer Beseitigung des Markensystems ausgehen, zu 
folgen, kann nicht begutachtet werden, da, wie nachher zu 
begründen sein wird, die Beibehaltung der Marke gefordert 
werden muss. 

Wie man nun auch im Einzelnen denken mag, jedenfalls 
wird man nicht, wie es seitens der Begründung manchmal ge- 
schieht, die Frage der Zusammenlegung darnacli beurteilen 
dürfen, ob nach der Vereinigung der eine oder andere Zweig 
der Versicherung einfacher oder komplizierter wird, als viel- 
mehr darnach, ob nach Durchführung der Reform die Gesamt- 
heit der Arbeiterversicherung nicht an Einfachheit, Übersicht- 
lichkeit und Billigkeit gewonnen hat. 

Die heftigsten von allen Angriffen, die gegen Einricht- 
ungen der Versicherungsgesetzgebung sich richteten, wurden 
gegen das Markensystem erhoben. 

Gegner sind dem Markensystem hauptsächlich aus zwei 
Gesichtspunkten entstanden : die einen, die lebhafteren, sind 
die Arbeitgeber, die sich über die grossen Belästigungen be- 
klagen , die ihnen durchs Kleben verursacht wurden. Die 
anderen, und das sind die gewichtigeren, wenden sich dage- 
gen, dass Zwangsversicherung und Beitragsmarke in ihrer 
jetzigen Gestalt einen inneren Widerspruch bedeute ; die That- 
sache einer umfangreichen Beitragshinterziehung finde ihren 
Beleg in der grossen Zahl von Ordnungsstrafen, die jährlich 
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verhängt werden müssen*^; da nun aber voiv der Beitrags- 
entrichtung nicht nur das Recht der Rentensteigerung, son- 
dern auch bis zur Zurücklegung der Wartezeit das Recht auf 
Rente überhaupt abhänge, so sei das Recht des Arbeiters in 
die Willkür des Arbeitgebers gegeben; wenn dem entgegen- 
gehalten werde, der Arbeiter brauche sich bloss zu beschweren^ 
um sein Recht zu erhalten, so ändere das nichts an der That- 
sache, dass die Zwangsversicherung durch die Willkür des 
Arbeitgebers illusorisch gemacht werden könne. Dazu kommt, 
dass auch ohne bösen Willen gerade die Bedürftigsten, näm- 
lich die unständigen Arbeiter, am häufigsten der Markenent- 
richtung verlustig gehen. (Vgl. z. B- Bödiker a. a. O., Seite 
24 ff.) 

Die Belästigungen durchs Kleben werden durch die Vor- 
schläge des 3. und des neuesten Entwurfs sehr verringert 
werden. 

Was aber den andern Einwand anlangt , dass die Marke 
mit ihren Eigentümlichkeiten dem Wesen der Zwangsver- 
sicherung zuwider sei, so werden von dieser Seite zwei Wege 
zur Abhilfe vorgeschlagen. 

Eine Q-ruppe will die Beiträge mittels einer allgemeinen 
Steuer, etwa als Zuschlag zu einer bestimmten Steuer aufge- 
bracht wissen. Dagegen wird mit Recht neben manchen anderen 
mehr oder weniger berechtigten Einwendungen ^^ geltend ge- 
macht, dass die Produktion ihre Kosten selbst tragen müsse 
und dass es wünschenswert sei, dass die Entwicklung dahin 
führe, dass der Arbeitgeber seine Preise so stelle, dass nicht 
bloss die Kosten behufs Erneuerung von Maschinen und Ge- 
bäuden, sondern auch die Kosten dafür vom Erlös der Ware 
gedeckt werden können, dass der Arbeiter für die Zeit sicher 
gestellt wird, wann seine Arbeitskraft verbraucht sein wird. 
Ausserdem führt die Einhebung der Beiträge durch Steuern 
notwendig zur Einheitsrente, da dann jede Möglichkeit fehlt, 
die vom Arbeiter bis zur Erwerbsunfähigkeit geleistete Arbeit 



50 1897 betrug die Einnahme sämtlicher Anstalten in Kapitel VI : « Straf- 
gelder und andere nicht vorhergesehene Einnahmen » : 197 088,84 M. Amtl. 
Nachr. des R.-V.-A., Nr. 1, 1899. 

51 Ein triftiger Einwand istz. B. der, dass es z. Z. überhaupt keine Steuer gebe, 
deren Veranlagung und Erhebung und deren belastende Wirkung in allen 
Bundesstaaten so gleichmässig sei, dass auf dem Weg des Zuschlags zu 
derselben die Mittel zur Versicherung im Reich könnten aufgebracht werden, 
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irgendwie, ohne die altea Bilästigungea und die alten Wider- 
sprüche in anderer Forin beizubehalten , festzustellen und zu 
berücksichtigen. 

Ernsthafter verdient der Vorschlag genommen zu werden, 
die Beiträge mittels Lohnzuschlags zu erheben. 

Wenn die Befürchtung ausgesprochen wird, die für diesen 
Fall notwendig werdende Einschätzung des Arbeitsbedarfs und 
der Lohnhöhe mit den gerade der unständigen Arbeiter wegen 
immer von Neuem notwendigen Wiederholungen und Revisionen 
brächte ungeahnte Belästigungen mit sich, so wird zu erwägen 
sein, ob nicht eine Einschätzung der Lohnhöhe nur wie bisher 
bei der Unfallversicherung in den gewerblichen Betrieben er- 
forderlich ist, dagegen in den Verhältnissen der Landwirtschaft, 
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der häuslichen Dienstleistung und Ahnlichem nach wie vor 
entbehrt werden kann. Auch kann das andere Bedenken, dass 
für die unständigen Arbeiter unter solchen Verhältnissen keine 
hinreichende Sicherheit beschafft werden kann, um deswillen 
nichts beweisen, als ja bekanntermassen das jetzige Verfahren 
auch sehr schlecht für die genannte Kategorie sorgt. Schwie- 
riger schon würde sich die Beitreibung der Hälfte der Bei- 
tragslast von den Arbeitern gestalten, weil der Arbeitgeber 
diese zu einer Zeit — bei der Lohnzahlung, beim Austritt aus 
dem Dienst — vornehmen müsste, da meist der wirkliche 
Jahresbedarf, der schliesslich umzulegen ist, erst schätzungs- 
weise feststeht. Nach jetziger Sachlage freilich ist an eine gleich- 
massige Forterhebung der £:egenwäriigen Beiträge für alle Zukunft 
zu denken, so dass bei Beibehaltung des Kapitaldeckungsver- 
fahrens von der eben erwähnten Schwierigkeit der Unbestimmtheit 
des Jahresbedarfs nicht viel zu spüren wäre. 

Indessen wird doch auch dieser Weg nur dann beschritten 
werden können, wenn man sich dazu entschliesst, dem Arbeiter 
ähnlich, wie jetzt bei der Unfallversicherung geschieht, unab- 
hängig von der Dauer der Versicherungspflicht eine Rente pro- 
zentual seinem damals, zur Zeit des Eintritts der Erwerbsun- 
fähigkeit bezogenen Lohne zu geben. Dass damit eine wesentliche 
Vereinfachung herbeigeführt würde, liegt auf der Hand* aber 
dass für eine Versicherung, die der notwendigen Folge einer 
angestrengten Lebensarbeit begegnen will, das bisherige System 
als vom sozialen Standpunkt aus vollkommener und ethisch 
betrachtet als gerechter zu gelten hat, wird nicht zu bestreiten 
sein. 
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Gerechter ist, dass derjenige, der lange Zeit Beiträge ge- 
leistet hat, eine höhere Rente bezieht als derjenige, der nur 
während kurzer Zeit zur Versicherung gezahlt hat. Dass hier 
von Grerechtigkeit und Ungerechtigkeit überhaupt die Rede sein 
könnCj wird zwar oft bestritten, man weist zur Bekräftigung 
darauf hin, dass es doch auch bei der privaten Lebens- u. s. f^ 
Versicherung keinem Versicherten einfalle, zu behaupten, es 
sei ungerecht, wenn die Hinterbliebenen eines in jungen Jahren 
verstorbenen Versicherten die versicherte Summe ausbezahlt 
erhielten, das sei gerade der Zweck der Versicherung u. s. w. 
Was hier von der Lebensversicherung und ähnlichen Versicher- 
ungen gesagt wird, ist vollkommen richtig. In gleichem Mass 
aber ist es unrichtig, von einer Analogie zwischen diesen Ver- 
sicherungen und der Invalidenversicherung in der gedachten 
Richtung zu reden. Die Lebens- u. s. f. Versicherung bezweckt 
Sicherstellung gegen vorzeitige Erwerbsunfähigkeit, gegen vor- 
zeitigen Tod, gegen den Tod zu einem Zeitpunkt, in dem noch 
nicht ein gewisses wünschenswertes Sparresultat erreicht ist — 
ein Sparresultat, das man erst in einigen Jahrzehnten zu er- 
reichen erhoflft. Die Invalidenversicherung bezweckt auph 
Sicherstellung, aber nicht gegen frühzeitige Erwerbsunfähigkeit, 
nicht gegen die Unmöglichkeit, durch Sparsamkeit sich oder 
Andere für das Alter u. s. f. sicher zu stellen, sondern sie 
strebt an eine Sicherstellung gegen die Unmöglichkeit, durch 
tägliche Arbeit sich das tägliche Brot, aber auch nicht mehr, 
zu verdienen. Und hiebei ist es nicht dem Wesen dieser Ver- 
sicherung inhärent, sondern im natürlichen Lauf der Dinge be- 
gründet, dass die Invalidenversicherung nicht die Fälle vor- 
zeitiger, sondern normaler Erwerbsunfähigkeit im äuge hat; die 
Fälle vorzeitiger Erwerbsunfähigkeit bilden die Ausnahmen. 
Infolgedessen ist das Sparen bei der Invalidenversicherung von 
weit grösserer Bedeutung als das Versichern; das Sparmoment, 
das bei der privaten Versicherung zurücktritt, stehe bei der 
Invalidenversicherung im Vordergrund. Die Leute, die in der 
staatlichen Invalidenversicherung sind, haben also ganz andere 
Bedürfnisse, ganz andere Absichten, als diejenigen, die ihr 
Leben u. s. f. bei einer privaten Gesellschaft versichern. Die 
thatsächlichen Bedürfnisse sind aber für die Formulierung der 
gesetzlichen Bestimmungen massgebend. Es würde wohl jeder 
Billigkeit Hohn sprechen, wollte man die Ausnahmen den Regel- 
fällen völlig gleichstellen, wollte man den ältesten Arbeitern 
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dieselbe Entschädigung geben, wie den jüngsten Erwerbs- 
unfähigen, wie es bei der Einheitsrente der Fall wäre. 

Und gehört nun das, was der Arbeiter in den Tagen seiner 
Erwerbsunfähigkeit braucht, zu den Produktionskosten der 
Arbeit und erblickt man in der Invalidenversicherung eine sozial- 
politische Massnahme, die den Zweck hat, diese Aufwendungen, 
die früher die Allgeraeinheit vornehmlich in Form der Armenpflege 
zu machen hatte, den Arbeitgebern aufzulasten, diese zu einer 
Lohnerhöhung zu zwingen und schliesslich eine Überwälzung 
dieser Kosten auf die Konsumenten der Arbeitsprodukte her- 
beizuführen, so kann kein Zweifel darüber bestehen, dass eine 
Form der Rentenzahlung, die darauf Rücksicht nimmt, wie 
lange der nunmehrige Erwerbsunfähige seiner Zeit im Dienst 
der Produktion gestanden hat, vollkommener ist, als eine Ver- 
gütung, die Jedem in gleicher Weise zu teil würde, wie es 
jetzt bei der Unfallrente der Fall ist. 

Es liegt eben bei der Invalidenversicherung die Sache ganz 
anders als bei der Unfallversicherung : Die Invalidenversicher- 
ung strebt die Schäden auszugleichen, die jedem Arbeiter als 
Folge einer angestrengten Lebensarbeit einmal notwendig 
zugehen. Die Unfallversicherung dagegen hat Unglücksfälle im 
äuge, von denen Jeder verschont zu bleiben hofft, die aber 
doch immer wieder eine kleine Minderheit, den einen und 
anderen in jungen oder in alten Jahren treffen; eine Ver- 
sicherung, die solche Schäden heilen will, kann sich, ohne 
ungerecht zu werden, damit vollauf begnügen, die durchs 
Unglück verursachte Einbusse an Erwerbsfähigkeit aus- 
zugleichen, und braucht nicht darauf Rücksicht zu nehmen, 
ob der Verunglückte früher etwa bessere Zeiten gekannt hat ; 
denn von diesen hätte der betreffende auch ohne das Unglück 
keinen Vorteil mehr gezogen. Die Invalidenrente aber muss, 
so wie die Invalidität in der Regel die natürliche Erscheinung des 
Kräfteverbrauchs ist, darnach verschieden bemessen sein, in 
welcher Weise und binnen welches Zeitraums dieser Verbrauch 
der Kraft stattgefunden hat; hat aber der Arbeiter seine Kräfte 
in lohnender Produktion im Laufe vieler Jahre aufgebraucht, so 
wäre es trotz aller Vorzüge an Einfachheit eine recht plumpe 
Form der Altersversorgung, wollte man die Höhe der Rente bloss 
nach dem letzten Stand der Erwerbsfähigkeit bemessen. 

Wenn nun aber der wahre Charakter und eigentliche Zweck 
einer Invalidenversicherung so geartet ist, wie im Vorstehenden 
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entwickelt wurde, so wird es auch nicht angehen können, jedem 
erwerbsunfähigen Arbeiter ohne Weiteres eine Einheitsrente zu- 
zusprechen, und es dem Belieben des Einzelnen zu überlassen, 
sich Nachweise über seine Thätigkeit zu beschaffen und dadurch 
eine Steigerung der Einheitsrente herbeizuführen — eine Erlaub- 
nis, von der die Wenigsten Gebrauch machen würden. Muss 
vielmehr dieser Ausweis von Jedem und für Jeden beschafft 
werden, so stellt eben die Marke immer noch die beste Form 
dafür dar, da sie Beitragsleistung, Ausweis für den Arbeitgeber 
über seine Beitragsleistung dem Arbeiter gegenüber und Nach- 
weis der geleisteten Arbeit in sich in Einem vereinigt. 

Eines aber unterliegt aus den schon oben erwähnten Q-ründen 
den schwersten Bedenken, dass, wiewohl Zwangs Versicherung 
besteht, doch das Versichertsein des Arbeiters von der dem 
Arbeitgeber obliegenden Verwendung von Marken abhängig ge- 
macht istr Es wäre aber ein grosser Irrtum, wollte man diesen 
Mangel als einen dem System der Beitragsmarke inhärenten 
betrachten. 

Bei der Unfall- wie bei der Krankenversicherung tritt 
die Versicherung kraft Gesetzes ein, mit der Thatsache, däss 
der Betreffende sich in versicherungspflichtiger Thätigkeit befindet. 
Es ist nicht abzusehen, warum nicht auch jeder Arbeiter, der 
den Bestimmungen der Invalidenversicherungen unterliegt, kraft 
Gesetzes, in Folge der Verrichtung versicherungs- 
pflichtigen Thätigkeit auch versichert und renten- 
berechtigt sein soll. Voraussetzung muss natürlich — der 
Gerechtigkeit wegen — bleiben, dass überhaupt die Möglichkeit 
bestand, bei richtiger Verwendung von Marken die Wartezeit zu 
erfüllen und dass irgend welche Nachweise dafür beigebracht 
werden können, dass er versicherungspflichtige Thätigkeit aus- 
geübt hat. Wenn z. B. ein Achtzehnjähriger invalid würde oder 
jemand in höherem Alter zwar, der aber nachweislich eine ver- 
sicherungspflichtige Thätigkeit von erst 2 — 3 Jahren hinter sich 
hat, so wird einem Solchen so wenig ein Recht auf Rente zuge- 
billigt werden, als jetzt in dem Fall, dass die fragliche zu kurze 
Zeit mit Marken nachgewiesen wird. Gegen eine solche Nor- 
mierung dürften auch keine finanziellen Bedenken obwalten. 
Wenn schon die ünfallrente auch Demjenigen zusteht, der z. B. 
nur einen Augenblick — ohne in einem Dienstverhältnis zu 
stehen — an einer Maschine mitarbeitet und dabei verunglückt, 
so kann doch die Invalidenrente, die für den Fall der Erwerbs- 
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unfäliigkeit (nicht iu Folge Unfalls) gewährt wird, ruhig jedem in 
versicherungspflichtiger Arbeit Beschäftigten zugebilligt werden. 
Die Kontrolle der Beitragsentrichtung, wie sie fortwährend geübt 
wird, sorgt reichlichst dafür, dass jeder Arbeiter während seines 
langen Lebens zur Beitragsentrichtung beigezogen wird; die 
wenigen Ausnahmefälle, bei welchen ein Arbeiter invalid werden 
sollte, ohne jemals Beiträge entrichtet zu haben, können hier so 
wenig wie dort ausschlaggebend sein. Und ist denn etwa gerade 
durch die Wartezeit allein dafür Sicherheit geboten, dass die 
Anstalten ohne ausreichendes Äquivalent in Beitragsleistungen 
nicht zu Rentenzahlungen veranlasst werden? Was bedeutet es, 
wenn irgend ein unständiger Arbeiter etliche 32,90 Ji an Bei- 
trägen aufwendet, um seine 235 Wochen nachweisen zu können 
und dafür jährlich 1 14,70 Ji und mehr Beute bezieht? Zumal 
jetzt, da das Gesetz eingebürgert ist, können etwaige Bedenken, 
wie sie für den Anfang gewiss nicht von der Hand zu weisen sind, 
nicht mehr mit Recht geltend gemacht werden. Auch der Umstand 
kann nicht als Qrund für die bisherige Regelung angeführt werden, 
dass man wegen der ungleich grösseren Ausgaben nicht wie bei 
der Krankenversicherung bei Niclitanmeidung irgend einen säu- 
migen Arbeitgeber bei Nichtentrichtung der Beiträge zum Ersatz 
der für den Erwerbsunfähigen gemachten Aufwendungen haftbar 
machen könnte. Denn dort bei der Krankenversicherung recht- 
fertigt sich eine so strenge Massregel schon deshalb, weil im 
Ncrmalfall eine einwöchige Tliätigkeit genügt, um einem Arbeiter 
gegenüber einer bestimmten einzelnen Kasse das Recht auf drei- 
zeljnwöchige Krankenunterstützung zu geben; hier abergeht der 
Erwerbsunfähigkeit ein ganzes Leben voll versiclieruogspflich- 
tiger Thätigkeit voraus, die lange Zeit allein bietet schon genug 
Gewähr, dass bei gleicher Kontrolle wie jetzt die Beiträge so gut 
wie bisher eingezahlt werden. Endlich wird man darin keinen 
Grund gegen eine solche Regelung erblicken dürfen, dass für die 
Bemessung des Steigerungsbetrags Nachweise über die frühere 
Arbeitsfähigkeit recht schwer zu beschaffen sein r/erden; es wird 
einem solchen Arbeiter, dem in den meisten Fällen dieser Art 
wohl auch der Vorwurf der Gleichgiltigkeit nicht erspart werden 
kann,^^ die Grundrente nur mit soviel Steigerungen zu bewilligen 



"^^ Dagegen können sich Arbeiter und Arbeitgeber viel eher hinsichtlich 
der Frage in gutgläubigem Irrtum befinden, ob eine Beschäftigung überhaupt 
versicherungspflichtiger Art ist. 
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sein, als Nachweise früherer Beschät'tigung noch zu beschaffen 
sind. Gegebenen Falls könnte man sich auch im Hinblick auf die 
Lässigkeit des Arbeiters selbst gerechterweise in solchen Fällen 
damit begnügen^ nur die Mindestrente der II. oder I. Lohnklasse 
zu bewilligen. Diejenigen aber^ die den beregten Missständen 
durch die Beseitigung des Markensystems und die Finführung 
einer Einheitsrente oder einer nach dem Stand der letzten Er- 
werbsfähigkeit abgestuften Rente abhelfen wollen, werden der 
vorgeschlagenen Änderung jedenfalls nicht entgegenhalten können, 
dass sie nur im Stande ist, das Unrecht gut zu machen^ das in der 
Verkürzung des Rechts auf Rente liege, und dass gegen die Ver- 
kürzung des Rechts auf Steigerung der Rente damit nicht Abhilfe 
getroffen werde. Letzteres Unrecht ist aber auch in der That 
kleiner und minder wichtig, überhaupt dasjenige, dem gegenüber 
der Arbeiter immerhin auf den Weg der Beschwerde oder der 
einstweiligen Selbsthilfe verwiesen werden dürfte; ausserdem 
aber unterstehen diese Fälle der Kontrolle viel mehr als die 
Fälle, in denen sich — unständige — Arbeiter der Versicherungs- 
pflicht überhaupt entziehen. Qar oftmals sammelt das Einziehungs- 
verfahren an der Zentralstelle eine grosse Menge Marken, zu 
denen die Karten fehlen, aus denen also voraussichtlich der An- 
stalt nie eine Pflicht zu Gegenleistungen erwächst. Sollte es auf 
diesem Wege gelingen, etwas für die von der Versicherung so 
schwer fassbaren und hilfbedürftigen unständigen Arbeiter zu 
thun, so wäre schon das ein Vorteil. An der Stellung der Beitrags- 
marke im System des Gesetzes und an ihren Aufgaben würde 
dadurch nichts geändert. Sie bliebe, was sie bis jetzt ist. Form 
der Beitragsleistung, in der Hand des Arbeitgebers der Ausweis 
über die Beitragsleistung dem Arbeiter gegenüber und für den 
Arbeiter der Ausweis über die Beschäftigung. 

Dass aber hier eine Revision des Gesetzes eingreife und das 
Recht des Arbeiters auf Rente der Willkür seines Arbeitgebers 
wie der Unwissenheit beider Teile entrückt, erscheint dringend 
geboten. 

SCHLÜSSWORT. 

Die Erörterung kommt zum Schluss. 

Die in den Entwürfen enthaltenen Revisionsvorschläge werden 
vielfach als gut und nützlich anerkannt werden. Zu beanstanden 
ist im jüngsten Entwurf von Einzelheiten abgesehen die Benach- 
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teiligang der oberen Lohnklassen bei der vorgeschlagenen neuen 
Art der Rentenberechnung und bei der Verteilung der Rentenlast, 
sowie die geplante örtliche Organisation. 

Wenn sonst die Entwürfe ein Vorwurf trifft, so ist es der, 
dass sie zu sehr davon Abstand nahmen, der auch von ihnen als 
nützlich und notwendig erkannten gründlichen Umgestallung der 
Arbeiter Versicherungsgesetzgebung auch nur vorarbeitend die 
Wege zu ebnen. Der Vorwurf ist allerdings angesichts der Viel- 
gestaltigkeit und der daraus entspringenden Verworrenheit und 
Schwerfälligkeit unseres ganzen Arbeiterversicherungswesens 
keiner der geringsten. 

Es wäre zu wünschen, dass gelegentlich der Beratung im 
Reichstag sich für nur einige wichtigere Reform punkte eine Mehr- 
heit bei der Volksvertretung und die Zustimmung der verbün- 
deten Regierungen findet, damit die allseitigen berechtigten 
grossen Erw^artungen nicht abermals eine schwere Enttäuschung 
erfahren. 

Neuburg a. d. Donau. Anfang Februar 1899. 
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